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Wer ist dran? 

Guatemala vor den Wahlen: Massenproteste, Ent¬ 
hüllungen über die Korruption an der Spitze des 
Staates - und wenig Aussicht auf Alternativen. 
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Es stimmt wirklich... 

UZ Online startet am 1. September 2015. 
Und der Auftritt ist „schick“ geworden. 
Interview und Beitrag 

auf den Seiten 9 und 13 
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Thema der Woche 


Der Krieg ist 
endgültig aus 

Das letzte Kapitel des 2. Weltkrieges wurde 
im Fernen Osten, in China, Japan und in Süd¬ 
ostasien geschrieben. Am 8. August trat die 
Sowjetunion - so wie mit den Westalliierten 
vereinbart - in Fernost in den Krieg ein. 

Die erfolgreiche sowjetische Operation führ¬ 
te zusammen mit den Niederlagen Japans 
im Pazifik und in Südostasien den Japanern 
vor Augen, dass sie keine Möglichkeit hatten, 
ihre Niederlage im Zweiten Weltkrieg abzu¬ 
wenden. 
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Problems 



Teil des 


T ausende Migrantinnen und Mig¬ 
ranten sind derzeit im Niemands¬ 
land zwischen Mazedonien und 
Griechenland nahe der mazedoni¬ 
schen Stadt Gevgelija gestrandet - 
darunter viele Kinder. Die Mehrheit 
der Menschen kommt aus Syrien, ist 
vor dem Krieg geflüchtet. Von Maze¬ 
donien aus wollen die Flüchtenden 
über Serbien nach Ungarn und viele 
von dort aus nach Westeuropa Wei¬ 
terreisen. Nur schubweise werden sie 
über die Grenze gelassen. An der un¬ 
garischen Grenze wird derzeit ein vier 
Meter hoher Zaun errichtet. 

Tausende andere sitzen auf grie¬ 
chischen Inseln nahe dem türkischen 
Festland fest. Auch dort ist die Lage 
dramatisch. Andere versuchen - von 
Libyen aus startend - über das Mit¬ 
telmeer nach Italien zu kommen. Viele 
Hunderte mussten auch in den letzten 
Wochen aus Seenot gerettet werden. 
Wie viele umgekommen sind, ist un¬ 
bekannt. 

Kommen die Flüchtenden nach 
Europa, dann geht ihre Odyssee wei¬ 
ter ... 

Internationale Hilfsorganisationen 
machen darauf aufmerksam, dass die 
Mehrheit der weltweit Flüchtenden 
nicht auf dem Weg nach EU-Europa 
ist. Von den mittlerweile insgesamt 
fast 60 Millionen Flüchtlingen und 
Vertriebenen befinden sich derzeit 
weniger als vier Prozent in EU-Län¬ 
dern. Rund drei Viertel aller Flüchtlin¬ 
ge schafften es nicht einmal über die 
eigene Landesgrenze. Laut UNHCR 
gab es Ende 2014 weltweit 38,2 Millio¬ 
nen Binnenvertriebene, 19,5 Millionen 
Flüchtlinge und 1,8 Millionen Asylsu¬ 
chende (Stand 15. August 2015). 

Die kommen, fliehen vor allem 
vor Krieg und Verfolgung, aber auch 
vor Armut, vor Hunger. Die meisten 
Flüchtenden kommen derzeit aus Sy¬ 
rien, Afghanistan, Somalia, Sudan, 
Süd-Sudan, aus der Demokratischen 
Republik Kongo, aus dem Irak. Auch 
aus Libyen und dem Kosovo fliehen 
viele Menschen. In all diesen Ländern 
gibt es Krieg oder gab und gibt es jah¬ 
relange gewaltsame militärische Kon¬ 
flikte. Auch in der Ukraine zählt man 
mittlerweile viele Hunderttausende, 
die vor den kriegerischen Auseinan¬ 
dersetzungen geflohen sind. 

Fluchtursachen sollen bekämpft 
werden, hört man derzeit - angesichts 
steigender Asylanträge - aus den Re¬ 
gierungsparteien auch in Deutschland. 
Günter Nooke, der Afrika-Beauftrag¬ 


te der Bundeskanzlerin, verlangte 
beispielsweise am 4. August im Süd¬ 
westrundfunk ein härteres Vorgehen 
gegen diktatorische Regierungen in 
Afrika. Es komme darauf an, Staaten 
zu stabilisieren, indem korrupte Struk¬ 
turen beseitigt würden und gute Re¬ 
gierungsführung durchgesetzt werde, 
erklärte er. Was solche Forderungen 
bedeuten können, konnte man am 
Beispiel Libyens nachvollziehen. 

Das Bundesministerium für wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit will die 
Lebensbedingungen der Menschen 
vor Ort „durch Initiativen, die politi¬ 
sche und wirtschaftliche Stabilität för¬ 
dern, Sicherheit schaffen und den so¬ 
zialen Zusammenhalt unterstützen“, 
verbessern. Das Bundesinnenministe¬ 
rium brüstet sich auf seiner Webseite 
„Deutschland unterstützt Krisenländer 
dabei, sich politisch und wirtschaftlich 
zu stabilisieren und zerstörte Struktu¬ 
ren wiederaufzubauen. Eine auf Land, 
Kultur und Konfliktpotenziale zuge¬ 
schnittene Krisenprävention trägt da¬ 
rüber hinaus dazu bei, dass Menschen 
erst gar nicht fliehen müssen“. 

Doch die Regierung unternimmt 
nichts gegen die Politik auch deut¬ 
scher Nahrungsmittelkonzerne, die 
zur Vertreibung und Verarmung vieler 


Kleinbauern in Afrika führt oder der 
im Auftrag solcher Konzerne agieren¬ 
den großen Fischfangflotten, die die 
Küsten Afrikas leerfischen. 

Bundesinnenminister de Maiziere 
„engagiert“ sich stattdessen vor allem 
dafür, mehr und mehr Herkunftsstaa¬ 
ten als sicher einzustufen, um Asylsu¬ 
chende schneller abschieben zu kön¬ 
nen. 

Auch zur politischen Lösung mi¬ 
litärischer Konflikte unternimmt die 
Bundesregierung nichts und auch 
nichts gegen die Händler des Todes. 
Sie ist - wie auch im Ukraine-Kon¬ 
flikt - bei allem Teil des Problems. 

Die Beteiligung der Bundeswehr 
am Krieg in Afghanistan, an militäri¬ 
schen Einsätzen am Horn von Afri¬ 
ka, die Unterstützung der Regierung 
in Kiew usw. hat eher zur Eskalation 
beigetragen. Auch in Syrien hat die 
Politik der Bundesrepublik mit dazu 
geführt, den Konflikt zu verschärfen. 

Und in den ersten sechs Mona¬ 
ten des Jahres 2015 hat die Bundes¬ 
regierung im Interesse der Rüstungs¬ 
industrie fast so viele Waffenexporte 
genehmigt wie im ganzen vergange¬ 
nen Jahr. Besonders stark wachsen 
die Exporte auch in die Nahost- und 
Golfstaaten sowie die Krisenregion 


Nordafrika. Spürpanzer „Fuchs“ für 
Kuwait, Kampfpanzer nach Oman, 
Patrouillenboote für Saudi-Arabien, 
ein U-Boot der „Dolphin“-Klasse 
für Israel usw. Direkt oder über Um¬ 
wege landen viele der Waffen dann 
in Kriegsgebieten ... 

★ 

Am kommenden Wochenende und 
am 1. September, dem Weltfriedens¬ 
tag/Antikriegstag gibt es viel Anlass, 
auf die Straße zu gehen: 

★ gegen die NATO und die NATO- 
Mitgliedschaft Deutschlands, gegen 
Kriegsbeteiligung der Bundeswehr, 

★ gegen die US-Atomwaffen in Bü¬ 
chel und die Kriegführung von deut¬ 
schem Boden aus, 

★ gegen jegliche Waffenexporte, 
usw. 

Aufmerksam gemacht werden muss 
in diesen Tagen aber in diesem Zu¬ 
sammenhang - angesichts immer 
dramatischerer Zustände - zugleich 
auf das Schicksal von Millionen 
Menschen, die vor allem vor Krieg 
und bewaffneten Auseinanderset¬ 
zungen fliehen müssen. 

Nina Hager 


Bürgerwut 
und Anstand 

Als ich vergangene Woche die Sächsi¬ 
sche Schweiz besuchte, erfuhr ich zwei 
Dinge: Der FC Bayern München hat ge¬ 
gen Dynamo Dresden 3:1 gespielt. Und 
Asylbewerber würden vom Staat gefüt¬ 
tert, während die Polizei gegen „anstän¬ 
dige Deutsche“ vorginge, die als Neo¬ 
nazis diffamiert würden. Unterdessen 
tobte sich eine 1 000 Personen starke 
faschistische Meute in Heidenau gegen 
die Unterbringung von 600 Flüchtlingen 
ungestört aus. Dass die meisten Flücht¬ 
linge vor Kriegen fliehen, die die deut¬ 
sche Außenpolitik mitverursacht hat, 
geht vielen nicht in den Kopf. Aber das 
ist fremdes Leid. 

Nicht anders verhält es sich mit eige¬ 
nem. Das Hochwasser der Elbe führte 
in den Jahren 2002 und 2013 zu einem 
Schaden von jeweils 11,6 bzw. 12 Milli¬ 
arden Euro in ganz Deutschland - auch 
in Heidenau. Und in Heidenau, genau¬ 
so wie im Rest des Landes, warten viele 
vergeblich darauf, dass der Staat ihren 
Schaden ausgleicht. Dabei ist es eine 
Bauplanung, die sich an der Rendite ori¬ 
entiert, die das Hochwasser verursacht. 
Statt dessen vergibt die sächsische Lan¬ 
desregierung Steuergelder an Speku¬ 
lanten - allein 2,8 Milliarden Euro über 
einen Garantiefonds der Sächsischen 
Landesbank. 

Man findet in Sachsen nur wenige 
Menschen, die wissen, dass dieser Ga¬ 
rantiefonds pro Quartal mit 30 Millio¬ 
nen Euro subventioniert wird, und ge¬ 
nauso wenige, die sagen können, was 
ein Asylbewerber tatsächlich an Leis¬ 
tungen erhält. Das macht es faschisti¬ 
schen Demagogen leicht, die Unzufrie¬ 
denheit auf 600 Flüchtlinge zu lenken, 
die den Menschen samt den dazugehö¬ 
rigen politischen Mythen über Nacht 
vor die Tür gesetzt werden. Der ver¬ 
blendete Zorn glaubt, den Staat zu 
treffen, aber dieser Staat lässt gewäh¬ 
ren: 1 000 gewaltbereite Linke wären 
für die Polizei kein unüberwindliches 
Hindernis gewesen, die es dann immer¬ 
hin schaffte, gegen 300 Antifaschisten 
mit Härte vorzugehen. 

In den Parteizentralen wird derweil 
der politische Anstand verteidigt, kaum 
jemand erwähnt auch nur, dass die allge¬ 
meine Unzufriedenheit letztlich soziale 
Ursachen hat, und all das verstärkt den 
Eindruck, dass mit wehrlosen Flüchtlin¬ 
gen die richtigen Adressaten deutscher 
Bürgerwut getroffen würden. Wer eine 
linke Alternative anbieten will statt auf 
Ministersessel zu schielen, darf den Leu¬ 
ten nicht nur sagen, was zu denken sich 
nicht gehört. Er muss ihnen auch zeigen, 
wer ihre wahren Feinde sind. 

Karl Martin 


Zum Antikriegstag 2015 

Verantwortung für Frieden in der Welt übernehmen, Völkerrecht stärken! - Aus einer Erklärung der VVN-BdA 


(...) Den seit 1945 geltenden Prinzi¬ 
pien widerspricht der Wiedereintritt 
Deutschlands in die Reihe der krieg- 
führenden Länder. Damit wurde das 
Völkerrecht gebrochen und zugleich 
ein Bruch mit dem Nachkriegskon¬ 
sens in unserem Land vollzogen, der 
als wichtigste Lehre aus der jüngeren 
deutschen Geschichte lautete „Es soll 
nie wieder Krieg von deutschem Bo¬ 
den ausgehen“. 

In vielen Ländern der Welt, im 
Irak, in Syrien, in der Ukraine und in 
weiten Teilen Afrikas toben Kriege. 


Wieder sind deutsche Waffen - und 
oft auch deutsches Militär - überall 
beteiligt. Die Bereitschaft, „deutsche 
Interessen“ erneut mit militärischen 
Mitteln durchzusetzen, ist gegen den 
Willen der Mehrheit der Bevölke¬ 
rung in Regierung und Bundestag 
wieder politische Praxis geworden. 

Wesentliche Teile der deutschen 
Eliten setzen nach dem Motto „Neue 
Macht - neue Verantwortung“ auf 
noch mehr militärische Abenteuer 
und arbeiten darauf hin. Der Rüs¬ 
tungshaushalt soll in den nächsten 


Jahren ständig wachsen - für 2016 
bereits um 1,7 Mrd. Euro und bis 
2019 auf 35 Mrd. Euro. 

In vielen Bereichen sehen wir 
Bemühungen der Herrschenden und 
Regierenden, an der „Heimatfront“ 
Unterstützung für ihren Kriegskurs 
zu erreichen. So an Schulen und 
Hochschulen, in der Berufsberatung, 
bei Ausbildungs- und Jobmessen oder 
mit einem „Tag der Bundeswehr“; 
ferner durch Vorschriften und Verträ¬ 
ge zu zivil-militärischer Zusammen¬ 
arbeit, bei der zivile Institutionen zu 


Dienstleistungen für das Militär ver¬ 
pflichtet werden. 

Die Rechte des Parlaments, über 
Fragen von Krieg oder Frieden zu 
entscheiden, werden immer wieder in 
Frage gestellt. Auch bei der Entschei¬ 
dung über Waffenexporte wird das 
Parlament außen vor gelassen, was 
angesichts der zunehmenden politi¬ 
schen Bedeutung der einzelnen Ent¬ 
scheidungen überaus bedenklich ist. 
(...) Die neuen deutschen Welt¬ 
macht-Ambitionen werden bestärkt, 
indem USA und NATO verlangen, 


dass Deutschland die USA in der 
Rolle als Weltordnungsmacht unter¬ 
stützt, um im Gegenzug eine stärke¬ 
re Berücksichtigung „deutscher und 
europäischer Interessen“ zu erlangen. 
Deutschland fungiert heute schon als 
Flugzeugträger der USA (...) 


Der vollständige Text kann nachgele¬ 
sen werden auf 

http://www.nrw.vvn-bda.de/texte 

/i456_antikriegstag.htm 
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Kolumne von Lars Mörking 


„Es blieb eine pseudo¬ 
basisdemokratische Veranstaltung“ 

Berliner Mietenvolksentscheid einigte sich mit Senat 


TINA-China 


„China ist zum Schreckens wort ge¬ 
worden“ schreibt das „Handelsblatt“, 
welches bereits letzte Woche eine 
rote Liste deutscher Unternehmen 
veröffentlichte. 

Das Rot stand für Kursverluste an 
der Börse und für eine „fatale Ab¬ 
hängigkeit“ von China. Auf der Liste 

ganz oben: VW mit einem in China 
realisierten Umsatz von 65 Milliar¬ 
den Euro im Jahr 2014. Das sind 32,2 
Prozent vom Gesamtumsatz! Außer¬ 
dem wurden u.a. BMW (18,7 Pro¬ 
zent), Adidas (12,5 Prozent), Conti¬ 
nental (11,6 Prozent) und Daimler 
(10,2 Prozent) mit einem Warnhin¬ 
weis für besorgte Anleger versehen. 
Insgesamt erzielten Dax-Konzerne 
13,3 Prozent ihrer Umsätze in Chi¬ 
na, so das Handelsblatt weiter. 

Bis dato galt, dass es für ein Unter¬ 
nehmen, welches in Zukunft erfolg- 


Das Bündnis „TTIP & CETA STOP¬ 
PEN! - Für einen gerechten Welthan¬ 
del!“, das zur Großdemonstration am 
10. Oktober in Berlin aufruft, hat fol¬ 
gende Mitteilung veröffentlicht: 

Ein in seiner Breite einmaliges zivil¬ 
gesellschaftliches Bündnis von über 30 
Organisationen fordert aus Anlass ei¬ 
ner für den 10. Oktober in Berlin ge¬ 
planten Großdemonstration den Stopp 
der Verhandlungen zum Freihandels¬ 
abkommen TTIP zwischen den USA 
und der Europäischen Union sowie die 
Nicht-Ratifizierung des Freihandelsab¬ 
kommens CETA zwischen der EU und 
Kanada. „Mit den demokratiegefähr¬ 
denden und intransparent verhandel¬ 
ten Abkommen TTIP und CETA dro¬ 
hen negative Auswirkungen auf viele 
Bereiche des täglichen Lebens“, erklär¬ 
ten Vertreter des Bündnisses „TTIP 
& CETA stoppen!“ bei einer Presse¬ 
konferenz in Berlin. Vor diesem Hin¬ 
tergrund haben sich Gewerkschaften 
und Organisationen aus den Berei¬ 
chen Umwelt-, Entwicklungs- und So¬ 
zialpolitik, Demokratie, Bürger- und 
Verbraucherrechte sowie Kultur zu¬ 
sammengeschlossen, um mit der De¬ 
monstration ein deutliches Zeichen an 
die Politik zu senden. 

(...) 

Cornelia Füllkrug-Weitzel, die Prä¬ 
sidentin von Brot für die Welt, sag¬ 
te: „TTIP ist auch ein Versuch, dem 
Welthandel die Regeln der reichen In¬ 
dustriestaaten aufzudrücken. Ärme¬ 


reich sein will, nicht möglich ist, nicht 
in China aktiv zu sein. Gerade die 
deutsche Exportwirtschaft suchte 
weltweit nach Absatzmärkten und 
fand dort einen neuen großen, wach¬ 
senden - VW vorne weg. Das ist ein 
wichtiger Teil der jüngeren Erfolgs¬ 
geschichte des Autokonzerns. Die 
chinesische Wirtschaft ist - wie die 
deutsche - auf Export ausgerichtet. 
Lucas Zeise verglich in der „jungen 
Welt“ (Ausgabe vom 1.8.15) die (aus¬ 
gebliebene) Umstellung der chine¬ 
sischen Wirtschaft auf ein Modell, 
welches auf wachsende Binnen¬ 
nachfrage setzt, mit der Situation 
Japans Ende der 1980er Jahre. Das 
Problem dabei ist nicht einmal, dass 
China nicht mehr wächst, sondern 
nicht mehr schnell genug wächst, 
um die Erwartungen „der Anleger“ 
im In- und Ausland zu erfüllen. Das 
exportgetriebene Wachstum ist an 
eine Grenze gestoßen, die anste¬ 
hende Verlangsamung des rasanten 
Wachstums der letzten 3,5 Jahrzehn¬ 
te war von allen Beteiligten erwartet 
worden. 

Nur, reagieren konnten deutsche 
Unternehmen darauf nicht - hier 
gilt das TINA-China-Prinzip („the- 
re is no alternative“ to China) - es 
gibt auf unserem Erdenrund aktuell 
keine Alternative zu China. Umso 
„fataler“ wird sich auswirken, dass 
die deutsche EU-Wirtschafts- und 
Finanzpolitik weiter auf Austerität 
setzt. Nach und nach bricht auch die 
europäische Nachfrage weg, Russ¬ 
land ist als Markt - sanktionsbe¬ 
dingt - bereits weggefallen. 


re Länder haben keine Chance, ihre 
Interessen geltend zu machen. TTIP 
setzt Standards - aber nicht für Men¬ 
schenrechte, Arbeits- und Umwelt- 
Standards, sondern zur Absicherung 
der Wettbewerbsvorteile von EU und 
USA.“ 

(...) 

Stefan Körzell, DGB-Vorstandsmit- 
glied, sagte: „Eine Verbesserung von 
Arbeitnehmer- und Sozialstandards - 
das meinen wir, wenn wir von fairem 
Welthandel und gerechter Globali¬ 
sierung sprechen. Daraus kann aber 
nichts werden, wenn TTIP und CETA 
zwar schöne Worte zu Arbeitnehmer¬ 
rechten enthalten, aber keinerlei Sank¬ 
tionen bei Verstößen vorgesehen sind. 
Wenn wir heute nicht für unsere Rech¬ 
te eintreten, werden vielleicht morgen 
Errungenschaften des Sozialstaats zur 
Disposition gestellt.“ 

Mit dem gemeinsamen Aufruf fordert 
das Bündnis eine alternative Handels¬ 
und Investitionspolitik, die auf hohen 
ökologischen und sozialen Standards 
beruht und nachhaltige Entwicklung in 
allen Ländern fördert. Mit TTIP und 
CETA drohe die Gefahr, dass Demo¬ 
kratie und Rechtsstaatlichkeit ausge¬ 
hebelt werden, heißt es in dem Aufruf. 
In den Abkommen werde der Wert des 
Freihandels über ökologische und sozi¬ 
ale Standards gestellt und die Chance 
vertan, die Globalisierung fair zu ge¬ 
stalten. 

www.ttip-demo.de 


UZ: Die Initiative „Berliner Mieten¬ 
volksentscheid“ hatte über 50 000 Un¬ 
terschriften gesammelt, um den Senat 
mittels Volksbegehren zu einer sozia¬ 
leren Mieten- und Wohnungspolitik zu 
zwingen. Nun haben sich beide Seiten 
überraschend geeinigt; das Volksbegeh¬ 
ren ist vom Tisch. Warum? 

Klaus Lindner: Den betroffenen Un¬ 
terstützern, die sich, von Hoffnungen 
und Verzweiflung angetrieben, vom 
Volksentscheid (VE) so viel verspra¬ 
chen: Respekt! 

Ein anderes Ende war jedoch nicht 
zu erwarten. Es blieb eine pseudo-ba¬ 
sisdemokratische Veranstaltung. Der 
VE wurde schon durch SPD, Links¬ 
partei und Bündnis 90/Die Grünen 
„betreut“, als noch nichts an Initiati¬ 
ven und Öffentlichkeit durchsickerte. 
An der Abfassung war der Grüne Jan 
Kuhnert beteiligt. Er leitet ein Un¬ 
ternehmen, das kommunale Objekte 
in PPP-Projekte - also „Öffentlich- 
Private Partnerschaften“ - überführt. 
Aus solchem Ton ist der VE geknetet. 
In juristischer Sprache, durchsetzt mit 
unverbindlichen Floskeln, umfasst er 
59 Seiten. Kein Mensch konnte das 
kurzfristig entziffern. 

Die 50 000 Unterschriften zeigen 
zweierlei. Erstens: Für breite Massen 
symbolisierte der VE die Erwartung, 
dem Senat eine Lektion zu erteilen. 
Zweitens: GRÜNE und Linkspartei 
mobilisierten ihre Basis zur Unter¬ 
schrift, weil sie ihn als Manövriermas¬ 
se gegenüber der SPD brauchten. 

Die DKP Berlin veröffentlichte 
hingegen eine Begründung, warum 
sie diesen VE nicht unterstützt. Seit 
längerem fanden Verhandlungen zwi¬ 
schen Senat und Initiative VE statt, die 
darauf hinausliefen, ein gemeinsames 
Gesetz für die kommende Legislatur 
vorzulegen. 

UZ: Ist diese Hinterzimmerpolitik, die 
seitens der Initiative betrieben wurde, 
nicht als Verrat an den eigenen Unter¬ 
stützern zu werten? Welche Gruppen 
tragen konkret die politische Verant¬ 
wortung für dieses Vorgehen? 

Klaus Lindner: Das Votum der Basis 
steht noch aus - ebenso wie die Neu¬ 
fassung des Gesetzes. Wir sollten aber 
nicht idealistisch einen „wahren Volks¬ 
entscheid“ gegen seine „Verräter“ pro¬ 
pagieren. Wo Verrat stattfand, lag er in 
den langwierigen Selektionsprozessen, 
die zur Formulierung des Gesetzesent¬ 
wurfs führten, der die Interessen von 
Mietern und Lohnabhängigen an der 
Nase herumführte. 

Es gab neben Gruppierungen und 
Parteien einen Hofstaat selbsternann¬ 
ter „Experten“, von denen niemand 
wusste, woher sie kamen und kraft wel¬ 
chen Mandats sie sprechen. Das war 
möglich aufgrund unserer Schwäche, 
den Interessen der Arbeiterklasse in 
der Mieterbewegung zum Durchbruch 
zu verhelfen. Dass Mieten-Bündnisse 
häufig janusköpfig sind, liegt in ihrer 
Natur. Mittelschichten, auch „prekäre“, 
sind von Wohnungsnot und 
Mietexplosion mitbetroffen. 

Es ist sinnlos überrascht zu 
tun, wenn diese ihre Illusi¬ 
onen verbreiten, wobei sie 
auf geschulte konzeptive 
Ideologen zurückgreifen 
können. 

Am 18. August, als der 
„Kompromiss“ ausgehan¬ 
delt wurde, hatten wir eine 
öffentliche Diskussion. Auf 
dem Podium saßen ein Ver¬ 
treter der Berliner Mieter¬ 
gemeinschaft, der Buchau¬ 
tor Thomas Wagner („Die 
Mitmachfalle“) und ich. 

Wir rekapitulierten, was 
diesen VE so problematisch 
macht. 

Dann kamen zwei Kol¬ 
legen aus der Unterstützer- 
Basis - direkt aus den Ver¬ 
handlungen mit der SPD. 

Ihre Empörung war groß, 


auch das Verlangen „Köpfe rollen“ 
zu sehen. Nach unserer Einschätzung 
wird es für die Standhaften in der Basis 
kaum möglich sein, einen harten Kern 
des Gesetzentwurfs gegen den Kom¬ 
promiss zu retten. Der harte Kern exis¬ 
tiert nicht, da haben Herr Kuhnert & 
Konsorten ganze Arbeit geleistet. 

UZ: Worin besteht Eure Kritik an dem 
Gesetzesentwurf konkret? 

Klaus Lindner: Er schreibt das Ge¬ 
genteil von dem fest, als was er ver¬ 
kündet wird. Er senkt nicht die Mie¬ 
ten in der Stadt, sondern subventio¬ 
niert überhöhte Mieten, insbesondere 
die spekulativen „Kostenmieten“ des 
„sozialen Wohnungsbaus“. Wir fordern 
kommunalen Wohnungsbau, finanziert 
aus Haushaltsmitteln. Die Kommune 
muss selber bauen, um Mietpreistrei¬ 
berei auch über Bauprofite anzugehen, 
und zwar in Größenordnungen, ohne 
die es keine mietpreisdämpfende Ge¬ 
samt Wirkung gibt. Das wäre durchaus 
ein Monopol der Kommune gegen Pri¬ 
vate. 



Klaus Linder ist Mitglied des Sekreta¬ 
riats des Landesvorstandes der DKP 
Berlin 


Der VE sieht das nicht vor. Er 
empfiehlt, den Eigentümern abge¬ 
wirtschaftete Sozialwohnungen ab¬ 
zukaufen, womit sie noch einmal kas¬ 
sieren. Um sie von Mieterhöhungen 
„abzuhalten“, soll ihnen die Rückzah¬ 
lung von Darlehen an das Land erlas¬ 
sen werden. Ein Schuldenschnitt für 
zahlungsunfähige Mieter ist hingegen 
nicht vorgesehen. 

Wir fordern Privatisierungsstopp. 
Der VE hält die Tür für die Veräuße¬ 
rung von Liegenschaften offen und 
finanziert Privaten Modernisierungs¬ 
kosten, die weiterhin auf die Mieten 
umgelegt werden. Wir sagen: Eine poli¬ 
tische Miete muss her, die gesenkt und 
dauerhaft eingefroren wird. Das greift 
in Renditeansprüche ein. 

Der VE kennt solche Eingriffe 
nicht: Er garantiert die Profitmache¬ 
rei durch Mietzins. Die Wohnungs¬ 
baugesellschaften werden zu Speku¬ 
lationsgeschäften mit den erzielten 
Gewinnen verpflichtet. Die vorge¬ 
schriebenen Tochter- und Beteili¬ 


gungsgesellschaften, die Verpflichtung 
zu diversen Geschäften innerhalb und 
außerhalb Berlins heben die „Ge¬ 
meinnützigkeit“ vollends auf. Das Er¬ 
gebnis sind stinknormale kapitalisti¬ 
sche Unternehmen. 

Ein Förderfonds lässt Investoren 
doppelt kassieren: Über Bauförderung 
und gestützte Mieten. Kommunale Ver¬ 
mieter werden verpflichtet, zusammen 
mit den Jobcentern Arbeitszwangs¬ 
maßnahmen gegen „geförderte“ Mie¬ 
ter durchzusetzen. Wir sagen: Objekt¬ 
finanzierung statt Subjekt“förderung“ 
die nur verschärfte Abhängigkeit be¬ 
deutet! Wir fordern Ausschluss von 
Obdachlosigkeit. 

Der VE verpflichtet Wohnungs¬ 
baugesellschaften zur Mitwirkung bei 
Zwangsräumungen, außer, wenn das 
Land für die Kosten aufkommen müss¬ 
te. Wir fordern: kommunale Wohnun¬ 
gen für Flüchtlinge! 

Der VE schließt aus, dass Flücht¬ 
linge Wohnberechtigungsscheine er¬ 
halten. Das Mitbestimmungsmodell 
ist skandalös: Über Mietfragen dürfen 
Mieter nicht mitentscheiden, Mehrhei¬ 
ten gegen den Senat sind ausgeschlos¬ 
sen. Die Beschäftigten der kommuna¬ 
len Unternehmen sollen im Aufsichts¬ 
rat nur noch mit 12,5 Prozent vertreten 
sein. 

UZ: Die Berliner „Interventionistische 
Linke “ (IL) begrüßte den Gesetzesent¬ 
wurf im Gegensatz zu Euch... 

Klaus Lindner: Stimmt, die IL posaun¬ 
te dieses Knebelgesetz als „emanzipa- 
torisch“ heraus. Wir nicht. Im nächsten 
Jahr sind Abgeordnetenhauswahlen in 
Berlin. In der Tat ist das Gesetz viel¬ 
mehr ein Boden für mögliche rosa-rot- 
grüne Koalitionsverhandlungen. 

Die DKP wird jetzt erst recht die 
Wohnungsfrage im Wahlkampf ver¬ 
treten. Wir Berliner sehen uns im Ein¬ 
klang mit der Partei, wenn wir unsere 
Politik darauf ausrichten, in anti-mo¬ 
nopolistischen Bündnissen einen kom¬ 
munistischen Standpunkt zu vertreten. 
Der muss dann aber auch vertreten 
werden - unter den Bedingungen von 
Abwehrkämpfen gegenüber einer un¬ 
geheuren Klassenoffensive, die neben 
der Wohnungsfrage mitsamt Energie¬ 
preisen die gesamte Daseinsvorsorge 
umfasst, zu schweigen von der sich ver¬ 
schärfenden Ausbeutung. 

Niemand ist überrascht, in solchen 
Bündnissen auch kleinbürgerliche 
Standpunkte vorzufinden. Nieman¬ 
den überrascht, wenn die herrschenden 
Kreise Keime von Massenbewegungen 
entweder niederknüppeln oder für sich 
arbeiten lassen. 

Im Falle des Mieten-VE konnte der 
Knüppel im Sack bleiben. Aber wir 
müssen nicht jedes Mal, wenn der Geg¬ 
ner punktet, unser Adressbuch zücken, 
um zu sehen, von wem wir uns jetzt al¬ 
les distanzieren sollten. Viel wichtiger 
ist die klare Formulierung einer eige¬ 
nen Linie, an der sich die Spreu vom 
Weizen scheidet. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 



Dokumentiert 



Detlef Wetzet 
Erster Vorsitzender 
derlGMetäif 


DETLEFWETZEL 

»Wir befürchten, dass sich in den Verhandlungen 
eine rein wirtschaftliche Sicht in den Vordergrund 
drängt und die soziale Dimension zu kurz kommt. 
Das würde bedeuten, dass Standards beim 
Umwelt- und Verbraucherschutz aufgeweicht 
und Arbeitnehmer- oder Mitbestimmungsrechte 
ausgehöhlt werden. Das werden wir nicht 
akzeptieren.« 











m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 28. August 2015 


Zwangsrente Rente mit 63 

Urteil des BSG bestätigt unsoziale Praxis der Jobcenter - 
Betroffene müssen Rentenkürzungen hinnehmen 



D ie Koalitionäre bescherten uns 
die Rente mit 67 - nur die vom 
„Arbeitsmarkt“ sozial deklas¬ 
sierten Hartz-IV-Empfänger werden 
seit Jahren auch gegen ihren Willen in 
die Frührente abgeschoben. So auch 
ein Hartz-IV-Empfänger aus Duisburg 
in Nordrhein-Westfalen. Der hatte ge¬ 
gen das für ihn zuständige Jobcenter 
geklagt, weil er wider seinen erklärten 
Willen vorzeitig mit 63 statt mit 65 Jah¬ 
ren in Rente geschickt werden sollte. 
Seine abschlagsfreie Regelaltersrente 
von rund 924 Euro reduziert sich da¬ 
durch um rund 80,00 Euro. 

Der 14. Senat des Bundessozialge¬ 
richts (BSG) in Kassel fällte jetzt ein 
Grundsatzurteil (AZ: B 14 AS 1/15 
R) und erklärte, dass die vorzeitige 
Verrentung rechtmäßig sei, da Hartz- 
IV-Empfänger, die jahrelang keine 
existenzsichernde Arbeit finden, auf¬ 
gefordert werden könnten, eine vor¬ 
gezogene Altersrente mit 63 Jahren zu 
beantragen. 

Wenn bei den Betroffenen also 
keine Aussicht mehr auf einen Job be¬ 
steht, sind die Jobcenter seit 2008 ge¬ 
radezu gesetzlich verpflichtet, ihre ar¬ 
beitslosen „Kunden“ auf „vorrangige 
Leistungen“ hinzuweisen - und dazu 
gehören eben auch Zahlungen aus der 
Rentenkasse. 

Es ist also völlig legal, hierzulande 
ältere Arbeitslose zum frühestmögli¬ 
chen Zeitpunkt - also mit 63 Jahren - 
zu einem Rentenantrag zu drängen. Tut 
dies ein widerspenstiger Leistungsbe¬ 
zieher nicht selbst, kann die Behörde in 
seinem Namen den Antrag stellen. Dies 
ist ohne Zweifel eine unsoziale Saue¬ 
rei, weil für jeden Monat, den man vor 
dem gesetzlichen Eintrittsalter in Ren- 
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te geht, die Rente pro Monat um 0,3 
Prozentpunkte gekürzt wird. 

So erhält beispielsweise ein Hartz- 
IV-Empfänger, Jahrgang 1952, der 
vom Jobcenter zwangsweise in die 
Frührente geschickt wird, lebensläng¬ 
lich einen Abschlag von neun Prozent. 
Dies ist den Bundessozialrichtern aber 
schnurz, und so erklärten sie: „Die In¬ 
anspruchnahme einer vorzeitigen Al¬ 
tersrente durch den Kläger ist erfor¬ 
derlich, weil dies zur Beseitigung sei¬ 
ner Hilfebedürftigkeit nach dem SGB 
II führt“. 

Die finanziellen Folgen, so die 
Richter, seien vom Gesetzgeber als 
hinnehmbar erachtet. Zwangsverren- 
tete haben zudem keinen Anspruch 


auf Grundsicherung im Alter, bis sie 
die Regelaltersgrenze erreichen haben. 
Können sie von der gekürzten Rente 
nicht leben, müssen sie Hilfe zum Le¬ 
bensunterhalt, sprich Sozialhilfe, bean¬ 
tragen. Zuvor geht es an die eigenen 
noch verbliebenen Ersparnisse der Be¬ 
troffenen - auch an das Vermögen für 
die Altersvorsorge, das bei Hartz-IV- 
Empfängern noch geschützt ist. Auch 
das Einkommen der Kinder kann her¬ 
angezogen werden. 

Diese - die Arbeitslosenstatistik 
schönende - asoziale Praxis bedeutet 
für viele der davon Betroffenen eine 
steile Rutschbahn in Richtung Alters¬ 
armut. Nicht alles, was rechtens ist, ist 
auch menschlich. 


Es kann und darf nicht hinge¬ 
nommen werden, dass, um die Sozi¬ 
alkassen kurzfristig zu entlasten und 
die Arbeitslosenstatistik zu schönen, 
Menschen bis ans Lebensende in die 
Altersarmut gezwungen und damit zu 
Lasten der Haushalte der Kommunen 
dauerhaft sozialhilfebedürftig werden. 

Schluss mit der Zwangsverren¬ 
tung - es braucht eine ersatzlose Strei¬ 
chung des entsprechenden Paragrafen 
im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II). Sonst werden nach Schät¬ 
zungen des Paritätischen Wohlfahrts¬ 
verbandes in den kommenden zwei 
Jahren rund 140 000 Hartz-IV-Bezie- 
her von Zwangsverrentung bedroht 
sein. Manfred Dietenberger 


Der große General Electric-Alstom-Deal 

EU-Kommission beanstandet Marktmacht von GE - im deutschen Interesse 


Vor über einem Jahr gab es eine herbe 
Niederlage für Siemens und den japani¬ 
schen Partner Mitsubishi: Die Energie- 
Sparte von Aistom hatte sich unter die 
Fittiche des US-amerikanischen Elekt- 
ro-Giganten General Electric (GE) be¬ 
geben. Dieser 2,4-Milliarden-Deal er¬ 
folgte mit dem Segen des französischen 
Präsidenten Francois Hollande. Er soll¬ 
te dem französischen Staat einen Anteil 
von 20 Prozent und damit (geo-) politi¬ 
sche Mitsprache sichern. Dem Großka¬ 
pitalisten Bouyges sicherte dieser Deal 
einen horrenden Profit. Seitdem liegt 
der Fall in Brüssel, auf dem Tisch der 
EU-Kommissarin für Wettbewerb, Mar- 
grethe Vestager, früher dänische Wirt¬ 
schaftsministerin. 

Es ist müßig einzuschätzen, ob das 
Alstom-Management befürchtete, durch 
Synergieeffekte bei Annahme des An¬ 
gebots eines direkten Konkurrenten wie 
Siemens aufgesaugt zu werden; und ob 
sie sie sich von GE versprachen, ihre 
„Identität“ eher wahren zu können, weil 
bestehende Geschäftsfelder bei GE mit 
ihren Kompetenzen im Turbinen- und 
Kraftwerksbau ergänzt werden könnten. 

Auf jeden Fall machte die Ent¬ 
scheidung der französischen Seite der 
Siemens-Strategie einen groben Strich 
durch die Rechnung. Der Weg, unter 
deutscher Führung einen „europäischen 
Champion mit globaler Durchsetzungs¬ 
kraft zu schaffen“, so der Siemens-Boss 
Joe Kaeser am 23. Juni 2014 in der Ta¬ 
gesschau, war versperrt. 

Dass die EU-Kommission immer 
noch kein grünes Licht für die geplan¬ 
te Fusion mit Aistom gegeben hat, gilt 
Insidern als ein deutliches Anzeichen 
dafür, dass der ausgebootete Wettbe¬ 
werber mächtig Steine in den Weg des 
„Weltmeisters der Energie“ (so General 
Electric Boss Jeffrey Immelt) legt. Seit 
Februar geht die Entscheidungsfindung 
der EU-Kommission in die Endrunde - 
nach EU-Jargon „Phase 2“. Und die Ent¬ 
scheidung war für den 21. August ange¬ 
kündigt. 


Die Verzögerung bei GE dürfte 
sich als Reibungsverlust bemerkbar 
machen, denn der Betrieb von Aistom 
läuft auf gebremster Sparflamme, so¬ 
wohl was die personelle und funkti¬ 
onale Integration in den Konzern als 
auch was neue Kraftwerksprojekte 
oder Modernisierungen bestehender 
Anlagen betrifft. Ein Veto - und damit 
das totale oder teilweise Fusionsverbot 


der EU-Kommission - steht drohend 
im Raum. 

Damit hat General Electric schon 
einmal schmerzhafte Erfahrungen 
machen müssen. Das war bei der 
für 42 Milliarden US-Dollar geplan¬ 
ten Übernahme von Honeywell. Die 
EU-Kommission hat im Energiebe¬ 
reich schon einmal zugeschlagen: Die 
Gruppe Schneider Electric und der 
Gerätehersteller Legrand waren 2001 
davon betroffen. Brüssel hinderte da¬ 
mals die beiden französischen Unter¬ 
nehmen daran zu fusionieren, hielt so 
dem deutschen Hegemoniestreben 
entgegenstehende Konkurrenten nie¬ 
der - auch wenn die EU-Kommission 
vom Europäischen Gerichtshof sechs 
Jahre danach zu einer - letztendlich 
auf einige Hundert Millionen redu¬ 
zierten - Entschädigung für Schnei¬ 
der Electric verdonnert wurde, wie 
die Wirtschaftszeitung „Les Echos“ 
berichtete. 


Die EU-Kommission sieht um aktu¬ 
ellen Fall bei den Gasgroßturbinen eine 
„Wettbewerbsverzerrung“. Nicht im Be¬ 
reich des Baus derselben, sondern in der 
Unterhaltung und Instandhaltung die¬ 
ser Turbinen. Was auf den ersten Blick 
unerheblich erscheinen mag, zielt direkt 
auf einen lukrativen Markt. Die Kom¬ 
mission kapriziert sich nicht umsonst 
darauf, sind doch in diesem Bereich gro¬ 


ße Gewinnmargen von um die 30 Pro¬ 
zent zu erzielen. 

Die Kommission beanstandet, dass 
General Electric schon heute 50 Prozent 
dieses Marktes beherrsche, gefolgt von 
Siemens mit 23 Prozent, Mitsubishi Hi¬ 
tachi Power Systems mit 13 Prozent, Ai¬ 
stom mit 7 Prozent und der italienischen 
Ansaldo Energia mit 3 Prozent. 

Der Energiemarkt ist im Umbruch, 
nach der Weltklimakonferenz stehen 
einmal mehr die fossilen Brennstoffe - 
insbesondere die Braunkohle - in der 
Kritik. Und seit Fukushima verteuern 
die gestiegenen internationalen Sicher¬ 
heitsauflagen den Bau von Atommei¬ 
lern dermaßen, dass für die nächsten 
zwanzig Jahre hauptsächlich das Erd¬ 
gas die Energiequelle sein dürfte, die 
den vor allem in den Schwellenländern 
stark steigenden Bedarf an Elektro¬ 
energie zu decken in der Lage ist. Dies 
ist das Terrain, auf dem sich die impe¬ 
rialistischen Größen General-Electric/ 


Aistom und Siemens feindlich gegen¬ 
überstehen. 

Gas-Großturbinen und Wasser¬ 
turbinen standen im Mittelpunkt des 
Energie-Geschäfts von Aistom, was 
sich Siemens letztes Jahr komplett mit 
4,3 Milliarden Euro allein (ohne seinen 
Übernahmepartner Mitsubishi) unter 
den Nagel reißen wollte. Der Gigant 
General Electric, der sich bislang strikt 
weigerte auf die EU-Kommission zuzu¬ 
gehen, scheint nunmehr nachzugeben, 
um ein Einschreiten der Kommission zu 
vermeiden. 

„General Electric macht Brüssel 
Konzessionen“ schrieb die französische 
„La Tribüne“, der Konzern wolle noch 
in diesem Jahr die Fusion über die Büh¬ 
ne bringen. Denn für GE-Boss Jeffrey 
Immelt sei Aistom „ein Masterpiece in 
der Strategie der Restrukturierung in 
die sich abzeichnende Richtung der In¬ 
dustrie“. 

Auf die erneuerbare Technologie 
der „Hydrolienne“ - auf offener See 
vor der Küste (off-shore) betriebe¬ 
ne Tiefsee-Strömungs-Kraftwerke mit 
Parks von Turbinen bis zu einigen Hun¬ 
dert Megawatt - wartet ein gigantischer 
Markt? Hat Siemens die Entwicklung 
unterschätzt? Der Konzern verkaufte 
im November seine britische Entwick¬ 
lungs-Tochter „MarineCurrentTubines“, 
um sich beim australischen „Atlantis 
Resources“ mit 9,9 Prozent Anteil am 
Kapital einzukaufen. 

Welche Zugeständnisse in Brüs¬ 
sel auch zur Diskussion stehen mögen, 
nichts dringt durch die verschlossenen 
Türen der EU-Kommission. Aber die 
US-amerikanischen Konzessionen er¬ 
fordern offensichtlich weiteren Ge¬ 
sprächs- und Verhandlungsbedarf. Die 
EU-Kommission gab sich mehr Zeit 
und verschob ihre Entscheidung auf den 
11. September. Ein schwarzer Freitag? 
Ein Veto ist wohl kaum zu erwarten, 
aber eine Entscheidung in Kapitalkrei¬ 
sen mit Spannung erwartet. 

Georges Hallermayer 



Deutscher Fiskus im Plus 

Der deutsche Staat hat das erste Halb¬ 
jahr mit einem Überschuss von 21,1 
Milliarden Euro abgeschlossen, wie 
das Statistische Bundesamt mitteilte. 
Haushalte von Bund, Ländern, Ge¬ 
meinden und Sozialversicherung lagen 
bei einer „Überschussquote“ von 1,4 
Prozent der Wirtschaftsleistung (BIP). 
„Die Haushalte von Bund, Ländern, 
Gemeinden und Sozialversicherung 
konnten damit weiter von einer güns¬ 
tigen Beschäftigungs- und Wirtschafts¬ 
entwicklung sowie einer moderaten 
Ausgabenpolitik profitieren“, so das 
Statistische Bundesamt. 


Deutsche Krankenkassen 
im Minus 

Das Handelsblatt veröffentlichte in sei¬ 
ner Ausgabe vom Dienstag Ergebnis¬ 
se einer Umfrage, nach der die Kran¬ 
kenkassen das erste Halbjahr 2015 mit 
einem Minus von fast 500 Millionen 
Euro abgeschlossen haben. Gerd Lud¬ 
wig, Chef der IKK Classic, drängt auf 
den Abbau von angeblichen „Über¬ 
kapazitäten“ im stationären und am¬ 
bulanten Bereich, um Kosten zu sen¬ 
ken. Für 2016 wird aber auch mit ei¬ 
ner neuen Beitragsdebatte gerechnet. 
Entscheidend wird dabei sein, ob der 
„Arbeitgeber“-Anteil auch erhöht 
wird, oder ob die Kosten allein von 
Lohnabhängigen getragen werden - 
z.B. über die Erhöhung der sogenann¬ 
ten Zusatzbeiträge. 

DCB-Erklärung zu 
Angriffen auf Flüchtlinge 

Der Geschäftsführende DGB-Bundes- 
vorstand hat sich in einer Pressemit¬ 
teilung zu den rassistischen Angriffen 
auf Flüchtlinge und Flüchtlingsunter¬ 
künfte geäußert. Darin heißt es u.a.: 
„Stammtischparolen, populistische 
Äußerungen und das Schüren von 
Ängsten sind Wasser auf die Mühlen 
von Rechtspopulisten und Rechtsext¬ 
remen. Wer den gesellschaftlichen Zu¬ 
sammenhalt stärken will, darf Flücht¬ 
linge nicht in „gute“ und „schlechte“ 
einteilen. Stattdessen müssen sich alle 
Beteiligten den mit den steigenden 
Flüchtlingszahlen verbundenen Her¬ 
ausforderungen stellen und Flüchtlin¬ 
gen die gesellschaftliche Eingliederung 
erleichtern. Viele Initiativen unterstüt¬ 
zen Flüchtlinge bei der Unterbringung, 
Versorgung oder bei der Sprachförde- 
rung - eigentlich Aufgaben staatlicher 
Einrichtungen. Hier muss der Staat 
handeln und den Kommunen die not¬ 
wendigen Mittel zur Verfügung stel¬ 
len. Das ehrenamtliche Engagement 
ist Ausdruck gelebter Solidarität und 
muss anerkannt, aber auch konkret un¬ 
terstützt werden.“ 


Neue UZ-Dokumentation 
erschienen 

In der Reihe UZ-Dokumentation ist 
eine neue Broschüre mit dem Titel 
„Kommunisten und Gewerkschaf¬ 
ten - Grundlagen und aktuelle He¬ 
rausforderungen“ erschienen. Darin 
sind Referate von Hans-Peter Brenner 
(stellvertretender DKP-Vorsitzender) 
und Olaf Harms (DKP-Sekretär für 
Betriebs- und Gewerkschaftspolitik) 
veröffentlicht. 



UZ-Dokumentation „Kommunisten 
und Gewerkschaften“, zu bestellen 
unter www.uzshop.de (3 Euro, Format 
A5,44 Seiten) 
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Bechstein 

versilbert 

Auf den weltberühmten Flügeln der C. 
Bechstein Pianofortefabrik AG Berlin 
haben die bekanntesten Musiker aller 
Stilrichtungen die Werke herausragen¬ 
der Komponisten gespielt: Von Johann 
Sebastian Bach bis zu den Beatles, von 
Freddie Mercury bis Konstantin Lif- 
schitz . Gespielt wurde in den Abbey 
Road Studios in London wie in der 
Berliner Siemensvilla. Bei allen Kon¬ 
zerten stand - mit spektakulärem Am¬ 
biente - die Musik im Mittelpunkt. 

Bei Franzen an der Kö, einem re¬ 
nommierten „Fachgeschäft für höchs¬ 
te Qualität “ das sich dem Verkauf von 
Porzellan, Bestecken und Trinkgläsern 
widmet, stand jetzt nicht mehr der Vor¬ 
trag der Musik im Fokus des Interes¬ 
ses, sondern das Instrument. An der 
Königsallee 42 wurde jetzt das „ Carl 
Bechstein Sterling Grand Piano“prä¬ 
sentiert. 

Das feine Instrument wurde mit 
sechs Kilo reinstem Sterling-Silber auf- 
gehübscht. Dadurch entstand ein Ver¬ 
kaufspreis von 170 000 Euro. Der Preis 
für den „ normalen “ B-212 Flügel ist so 
dezent, dass er in der Internet-Präsen¬ 
tation von Bechstein nicht kompakt 



Von Klavierbauern (Bechstein) produ¬ 
ziert, von Silberschmieden (Robbe & 
Berking) veredelt: das „Carl-Bechstein 
Sterling Grand Piano“ für 170 000 
Euro. 


ausgedruckt ist, wohl aber die Trans¬ 
portkostenpauschale ab Manufaktur 
bei „Anlieferung parterre“: 990,00 
Euro. Diese Summe lässt sich durch 
ein Trinkgeld für die Trägeraufrunden. 

Bechstein hat den Klassencharak¬ 
ter bei der Herstellung seiner Tastenins¬ 
trumente begriffen. In Seifhennersdorf 
(Sachsen) kaufte das Unternehmen 
nach dem unmusikalischen Krebsgang 
der Geschichte die etwa 200 Klavier¬ 
bauer des VEB Deutsche Piano Uni¬ 
on. Der Standort verfügt über qualifi¬ 
ziertes Personal und ein Lohnniveau, 
das nach Angaben aus der Chefetage 
„sehr erträglich“sei. Alles andere wäre 
kontraproduktiv, und Protest wäre Ka- 
kophonie. 

Bechstein war mit dieser Unter¬ 
nehmerdenke schon immer in den 
Zirkeln der Macht verwoben, am 
schlimmsten in der Zeit vor und wäh¬ 
rend des Faschismus. Helene Bechstein 
aus Düsseldorf, Schwiegertochter von 
C. B., vermittelte Hitler den Eintritt in 
die feine Berliner Gesellschaft. Die 
Familie half ihrem Heroen mit großen 
Geldsummen. Wegen dieses Engage¬ 
ments wurde das Unternehmen nach 
dem Zweiten Weltkrieg von den US- 
Amerikanern bis 1951 konfisziert. Die 
Silber schmiede von Robbe & Berking, 
die den B-212 versilberte, hatte ihre 
ganz eigene Erfahrung mit den Nazis: 
Statt feiner Silberbestecke zu fertigen, 
mussten in Flensburg Heeresabzeichen 
und Verdienstkreuze gestanzt werden. 
- Aber mit dieser Petitesse werden die 
Besucher auf der Kö nicht behelligt. 

UweKoopmann 


Modernisierung in der CDU 

Parteireform zum Bundesparteitag im Dezember 



„Bunter, weiblicher, jünger“ - das neue Gesicht der CDU in Aktion. (9.7.2015 Deutsche Botschaft in Athen) 


B unter, weiblicher, jünger“ will 
die CDU schon bis zu den Bun¬ 
destagswahlen 2017 werden. Der 
Bundesvorstand hat dazu durch eine 
Kommission einen Plan entwickeln las¬ 
sen, der weit über das Jahr 2017 greifen 
soll. Auf 27 Seiten hat Generalsekretär 
Peter Tauber zusammen mit dem Prä- 
sidiumsmitglied Jens Spahn ein Mach¬ 
werk unter dem Titel „Meine CDU 
2017. Die Volkspartei“ vorgelegt. Es ist 
ein Antrag, der auf dem Bundespartei¬ 
tag im Dezember beschlossen werden 
soll. Mit seiner Umsetzung sollen zu¬ 
nehmender Mitgliederschwund und 
Vergreisung der 70-jährigen CDU be¬ 
kämpft und der Anteil von Frauen in 
der Mitgliedschaft bis zum Jahr 2020 
auf 30 Prozent erhöht werden. Ge¬ 
genwärtig hegt das Durchschnittsalter 
der CDU-Mitglieder bei 59 Jahren, ein 
Viertel sind Frauen. Seit 1990 sank die 
Zahl der CDU-Mitglieder von rund 
800 000 auf gegenwärtig 459 878. Be¬ 
merkenswert für einen Kanzlerwahl¬ 
verein, der viele Politkarrieren beför¬ 
dern kann. 

Obwohl in den Modernisierungs¬ 
vorhaben eine Menge interessanter 
Vorschläge stecken, sollte sich nie¬ 
mand von der - wie die Frankfurter 
Rundschau feststellte - „Fassadenre¬ 
novierung täuschen lassen.“ Gerade 
Tauber und Spahn stünden „für eine 


„Träumt mal schön weiter“ 


ganz spezielle Form der ,Modernität’. 
Die Aura gesellschaftspolitischer To¬ 
leranz verbinden sie mit einem harten 
konservativen Kern.“ Unter Zuwan¬ 
derern schätzt beispielsweise Spahn 
besonders diejenigen mit „Werten“ 
und „unternehmerischer Tätigkeit“. 
Sein Spannmann Tauber erklärte auf 
der Pressekonferenz, auf der die bei¬ 
den das Projekt vorstellten: Der CDU 
gehe es um „Evolution, nicht Revolu¬ 
tion. Wir wollen Heimat bleiben für 
die, die schon lange dabei sind und 
Heimat werden für neue Mitglieder.“ 
Man wolle „den Mehrwert der Mit¬ 
gliedschaft erhöhen“ und „aus Fiebe 
zu unserem Fand dem Gemeinwohl“ 
dienen. 

Im Renovierungsplan werden zehn 
Ideen für die Parteireform beschrieben: 

★ „Den Frauenanteil in der CDU wol¬ 
len wir als ersten Schritt bis 2020 auf 
über 30 Prozent steigern.“ 

★ Für Ämter und Funktionen sowie 
für die Kandidatenaufstellung zu öf¬ 
fentlichen Wahlen sollen mehr junge 
Menschen, Frauen und Menschen mit 


Einwanderungsgeschichte gewonnen 
werden. 

★ Bei Diskussionsrunden soll darauf 
geachtet werden, „dass Frauen ange¬ 
messen vertreten sind“. 

★ Bei der Planung von Sitzungen und 
Veranstaltungen „ist besondere Rück¬ 
sicht auf familien- und arbeitsfreundli- 
che Sitzungszeiten zu nehmen“. 

★ Veranstaltungen sollen durch On- 
line-Beteiligungsformen (Fragen per 
E-Mail, Facebook oderTwitter) ergänzt 
werden. 

★ Eine CDUplus-App für mobile Kom¬ 
munikationsgeräte soll die innerpartei¬ 
liche Kommunikation verbessern. 

★ Bis 2017 wird die Möglichkeit ge¬ 
schaffen, dass Mitglieder direkt An¬ 
träge an den Bundesparteitag stellen 
können, wenn sie mindestens 500 Un¬ 
terstützer haben. 

★ Mitgliederbeauftragte sollen An¬ 
sprechpartner für Nichtmitglieder sein 
und versuchen, ausgetretene Mitglie¬ 
der zurückzugewinnen. 

★ Über eine Neuaufnahme soll inner¬ 
halb von vier statt acht Wochen ent¬ 
schieden werden. 

Für Einwanderer will die CDU at¬ 
traktiver werden, indem sie ihre Bro¬ 
schüren und Beschlüsse in mehreren 
Sprachen veröffentlicht. Für Men¬ 
schen mit Leseschwächen soll es Ma¬ 
terialien in leichter Sprache geben. Die 
CDU will verstärkt politische „Haus¬ 
türgespräche“ führen. Dafür „wird das 
Konrad-Adenauer-Haus geeignete Me¬ 


thoden erarbeiten und unterstützende 
technische Instrumente entwickeln“, 
heißt es im Plan. Schließlich soll eine 
Mitgliederakademie geschaffen wer¬ 
den, auf der Mitglieder und Funktio¬ 
näre für die Parteiarbeit geschult wer¬ 
den sollen. Auch damit wolle man den 
Trend stoppen, dass sich zu viele Mit¬ 
glieder „bereits nach kurzer Zeit des 
Engagements abwenden, weil sie ihre 
Bedürfnisse nicht erfüllt sehen“. 

Damit es aber kein Vertun bei so¬ 
viel Neuerungen gibt, heißt es klar und 
deutlich: „Grundlagen des politischen 
Handelns der CDU bleiben das christli¬ 
che Menschenbild, die soziale [also ka¬ 
pitalistische, d. Verf.j Marktwirtschaft 
und die „Liebe zu unserem Land im 
Sinne der europäischen Idee“. Das „C“ 
sei „Anspruch und Verpflichtung“, der 
„Kompass und Anker“ einer sich wan¬ 
delnden Gesellschaft. Mit Hilfe einer 
App (Anwendungen für Smartphones 
und Tablet-Computer) soll dies in der 
Kommunikation der CDU mit Mitglie¬ 
dern und Interessenten optimiert wer¬ 
den. 

Einen Medienrummel lösten die 
geplanten Reformen der CDU nicht 
aus. Kathrin Brand vom Hauptstadt¬ 
studio der ARD, die die CDU-Partei- 
reform kommentierte, befand, dass es 
wohl sehr sinnvoll sei, dass diese Par¬ 
tei „nun organisatorisch im 21. Jahrhun¬ 
dert ankommt, dass sie ihre Mitglieder 
per E-Mail anschreibt, ihre Terminpla¬ 
nung familienfreundlicher macht und 


jedes neue Mitglied persönlich hegt 
und pflegt ... Weil das aber alle ande¬ 
ren Parteien auch machen, wird diese 
Reform der CDU kein einziges neues 
Mitglied verschaffen. Was die CDU ei¬ 
gentlich braucht, ist ein stimmiges Pro¬ 
gramm und anderes Personal als die 
erwähnten älteren Herren, die immer 
noch das Bild der Partei prägen“. 

Und selbst die der CDU zugeneigte 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ ver¬ 
merkte: „Wenn Parteien ,bunter, jün¬ 
ger, weiblicher’ werden wollen ... ver¬ 
decken sie damit gerne, dass sie schon 
froh sein können, wenn sie bleiben, 
was sie sind ... Die beste Organisati¬ 
on entwickelt keine Anziehungskraft, 
wenn sie nur neue Formen propagiert, 
nur ,bunter, jünger, weiblicher’ werden 
will, aber keinen Inhalt anzubieten hat.“ 

Bissig waren die Betrachtungen 
in der „Frankfurter Rundschau“. Der 
erste Zusammenstoß mit der Welt au¬ 
ßerhalb der CDU verlief unerfreulich, 
stellte die Zeitung fest. „,Meine CDU 
2017’... träumt mal schön weiter“, lau¬ 
tete ein Kommentar auf Facebook. 
„Einfach nur widerlich, diese Volksver¬ 
dummungskommission!“, schrieb ein 
anderer. Und ein praktischer Gegen¬ 
vorschlag kam auch: „70 Jahre CDU. 
Das reicht allemal. Die Partei sollte 
sich auflösen.“ 

Die Fassadenrenovierung bei der 
CDU ist neuer Wein in alten Schläu¬ 
chen ...“ 

RolfPriemer 


Verbot der Prostitution zwingend erforderlich 

Zur Diskussion über „Sexarbeit“ 


Zu dem Interview mit Frank Lauben¬ 
burg in der letzten UZ „ Vermietung ist 
die effektivste Zuhälter ei“ erreichte uns 
folgende Stellungnahme: 

Der zentrale Frauenarbeitskreis der 
DKP hat sich lange und ausführlich 
mit dem Thema Prostitution beschäf¬ 
tigt und ist zu dem Schluss gekommen, 
das ein Verbot der Prostitution zwin¬ 
gend erforderlich ist. Wichtig ist uns da¬ 
bei, nicht die Prostituierten zu krimina¬ 
lisieren, sondern Freier und Zuhälter. 
Ein Antrag dazu wird beim Parteitag 
vorliegen. 

Umso erschrockener waren wir 
über das Interview, das der von uns 
ansonsten sehr geschätzte Genosse 
Markus Bernhardt mit dem Kollegen 
Laubenburg von der Linkspartei führ¬ 
te. Frauen, die sich für ein Verbot der 
Prostitution aussprechen, wird unter¬ 
stellt, sie täten dies aus moralischen 
Gründen. Wenn mit Moral gemeint ist, 
dass es unmoralisch und unmenschlich 
ist, dass in diesem kapitalistischen Sys¬ 
tem Frauen aus sozialer Not gezwun¬ 
gen sind, sich zu prostituieren, dass es 


unmoralisch ist, dass Frauen wie eine 
Portion Pommes gekauft werden kön¬ 
nen, um männliche Gelüste zu befrie¬ 
digen, dann ja, dann tun wir dies aus 
moralischen Gründen. 

Mann kaufe bei einer Prostitu¬ 
ierten keinen Körper, sondern eine 
Dienstleistung erdreisten sich die 


„Dann tut's doch wohl auch 
die Gummipuppe“. 


Herren Lauenburg und Bernhard zu 
verlautbaren, und „jeder Mensch, der 
schon einmal Sex hatte, dürfte da¬ 
nach gemerkt haben, dass er noch ei¬ 
nen Körper hat.“ Ich wage allerdings 
zu bezweifeln, dass eine Prostituierte 
nach ihrer Schicht in einem Flatrate- 
Bordell meint, noch einen Körper zu 
haben, der ihr gehört. Und wie abge¬ 
brüht muss man sein, um zu behaupten 
man kaufe keinen Körper. Was dann 
bitte? Dann tut‘s doch wohl auch die 
Gummipuppe. 

Prostituierte üben keinen normalen 
Beruf aus, auch wenn der beschönigend 


verwendete Begriff „Sexarbeiterin“ wie 
Sozialarbeiterin oder Metallarbeitern! 
uns dies weismachen soll. Es kann nur 
in einem kapitalistischen System „nor¬ 
mal“ sein, die „Dienstleistung“ einer 
Frau zu kaufen, die darin besteht, über 
ihren Körper und ihre Geschlechtsor¬ 
gane zu verfügen. 

Zu guter Letzt wird vom Kollegen 
Laubenburg noch Friedrich Engels ins 
Feld geführt, der festgestellt hat, dass 
Prostituierte geächtet und ausgesto¬ 
ßen werden „um so nochmals die unbe¬ 
dingte Herrschaft der Männer über das 
weibliche Geschlecht als gesellschaft¬ 
liches Grundgesetz zu proklamieren.“ 
Was will Laubenburg uns denn damit 
sagen? Eine Ächtung der Prostitution 
würde die Herrschaft des Mannes über 
die Frau manifestieren? 

Prostitution ist nach dem Handel 
mit Waffen und Drogen das Gewerbe 
mit der höchsten Profitrate. Es dürften 
aber kaum die Frauen sein, die den Pro¬ 
fit einstreichen, sondern die Zuhälter 
und Menschenhändler, kurz, die Män¬ 
ner, die die Herrschaft über die ge¬ 
schätzten 500 000 ausgebeuteten und 


missbrauchten Frauen in Deutschland 
haben. 

Um auf die Klassiker zurückzu¬ 
kommen: Sowohl Marx als auch En¬ 
gels und Lenin haben die Prostitution 
als eng verknüpft mit der Klassenfrage 
betrachtet. Erst im Sozialismus wür¬ 
de die Prostitution (wie die Benach¬ 
teiligung der Frau generell) endgültig 
verschwinden. „Die Prostitution ver¬ 
schwindet, die Monogamie, statt un¬ 
terzugehen, wird endlich eine Wirk¬ 
lichkeit - auch für die Männer.“ (En¬ 
gels, Ursprung der Familie). Frauen wie 
Clara Zetkin oder Alexandra Kollontai 
sprachen sich deutlich gegen die Pro¬ 
stitution aus, aber selbstverständlich 
„nicht als Vergehen gegen die Sittlich¬ 
keit“ (Kollontai). „Sie (die Prostituier¬ 
ten) sind bedauernswerte doppelte Op¬ 
fer der bürgerlichen Gesellschaft. Erst 
ihrer verfluchten Eigentumsordnung 
und dann noch ihrer verfluchten mo¬ 
ralischen Heuchelei...“ (Zetkin) 

Barbara Kuprat 
für den DKP Frauenarbeitskreis Essen 

{red. leicht gekürzt) 
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Geschichte wiederholt sich doch 

Pogromartige Stimmung in Sachsen erinnert an die 1990er Jahre 



K ontinuierlich kommt es in den 
letzten Tagen und Wochen zu An¬ 
griffen vom Rassisten und Neo¬ 
nazis auf Asylbewerber und Flücht- 
lingsunterkünfte. Die zutage tretenden 
Zustände erinnern dabei zunehmend 
an die Situation im Nachgang an die 
Annexion der DDR: Der rechte Mob 
marschierte damals gegen Flüchtlinge 
auf und verübte Brandanschläge auf 
Flüchtlingsheime und die etablierte 
Politik schaffte infolgedessen faktisch 
das Asylrecht ab und gab den braunen 
Umtrieben nach. 

Vor allem in Sachsen ist derlei 
auch aktuell zu beobachten. Begann 
das rechte Gehetze mit Großaufmär¬ 
schen von „Pegida“ in Dresden und 
setzte sich mit Drohungen und Ge¬ 
walt im nahegelegenen Freital fort, 
eskalierte am Wochenende die rech¬ 
te Gewalt im sächsischen Heidenau. 
Dort griffen hunderte extreme Rech¬ 
te die anwesende Polizei an und ver¬ 
suchten die Ankunft der Flüchtlinge 
auf dem ehemaligen Baumarktgelän¬ 
de mittels einer Straßenblockade zu 
verhindern. 

Obwohl bekannt war, dass unter 
anderem die neofaschistische NPD zu 
Protesten mobilisierte und sich in „so¬ 
zialen Netzwerken“ im Internet ab¬ 
zeichnete, dass eine große Anzahl von 
Rassisten nach Heidenau kommen 
würden, soll die Polizei anfangs nur 
mit zwei Hundertschaften zugegen ge¬ 
wesen sein. Trotz der massiven Gewalt, 
die von den Rechten ausging - über 30 
Polizisten wurden verletzt - gingen die 
Beamten gegen Antifaschisten vor, die 
versuchten, Flüchtlinge vor Angriffen 
zu schützen. Im Nachgang an die Über¬ 
griffe gab sich die etablierte Politik 
gewohnt erstaunt ob der Nazigewalt. 
Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) 
schwadronierte über „Pack“, welches 
verfolgt und bestraft werden solle, die 
Verantwortung der Bundesregierung 
an derlei Pogromen spielte hingegen 
fast nirgendwo eine Rolle. 

„Nach mehreren Tagen Schwei¬ 
gen hat sich Kanzlerin Merkel heu¬ 
te Vormittag endlich zu den rassisti¬ 
schen Ausschreitungen in Heidenau 
geäußert. Sie halte es für abstoßend, 
wie Rechtsextreme und Neonazis ver¬ 
suchten, rund um eine Flüchtlingsein- 


Antirassistische Demo in Freital, Juli 2015. 

richtung ihre dumpfe Hassbotschaft 
zu verbreiten. Ich frage Frau Merkel: 
Wer schürt denn Ängste statt Flucht¬ 
ursachen zu bekämpfen? Wer bereitet 
auf diese Weise den Hassbotschaften 
den Boden?“, schrieb die Linkspartei- 
politikerin Sahra Wagenknecht auf ih¬ 
rem Facebookproül. „Nein zu dump¬ 
fen Stammtischparolen aus der Union. 
Nein zu Nazis und Rassisten. Flüchtlin¬ 
ge schützen! Schluss mit Freihandels¬ 
diktaten, Waffenexporten und Kriegs- 
politik, die für Armut, Destabilisierung 
und Bürgerkriege in viele Regionen 
dieser Welt 
verantwortlich 
sind und Milli¬ 
onen Menschen 

zwingen, um ihres nackten Überlebens 
willen ihre Heimat zu verlassen“, for¬ 
derte sie dort außerdem. 

In Die Zeit erschien unterdessen 
ein bemerkenswerter Kommentar un¬ 
ter der Überschrift „Dann geht doch! 
Hass, Extremismus und Abschottung in 


Sachsen: Ist es Zeit für einen Säxit?“ 
„Wenn aus Ankommen im gemein¬ 
samen Deutschland Arroganz wird, 
aus Beleidigtsein Hass; wenn die vie¬ 
len Anständigen die relativ wenigen 
Herzlosen - die das Bild dominieren - 
nicht einzuhegen vermögen: Dann sol¬ 
len die Sachsen halt ihr eigenes Land 
aufmachen. Im Ernst“, forderte Stefan 
Schirmer darin. Übrigens frei jedweder 
Ironie - und vor allem auch völlig zu 
Recht. 

Oskar Lafontaine übte unterdessen 
Kritik an den politisch Verantwortli¬ 
chen. Seit Wo¬ 
chen diskutie¬ 
re Deutschland 
über die Frage, 
wie man den Flüchtlingen helfen kön¬ 
ne. Die etablierten Parteien CDU/CSU, 
SPD, FDP und Grüne stritten über Auf¬ 
nahmequoten in Europa und über si¬ 
chere Herkunftsländer. „Es gibt zwei 
Wege, die garantieren, dass nicht mehr 
so viele Menschen ihre Heimat ver¬ 


lassen. Afrika braucht Schutzzölle für 
die einheimische Landwirtschaft. Aber 
dazu ist es notwendig, dass CDU/CSU, 
SPD, FDP und Grüne sich auf europäi¬ 
scher Ebene von ihrer Freihandelsideo¬ 
logie verabschieden und dafür eintre- 
ten, die Subventionen für europäische 
Agrarexporte abzuschaffen“, forderte 
er. 

Außerdem kämen viele Flüchtlinge 
aus den Kriegsgebieten, Afghanistan, 
Syrien, Libyen und Irak. „CDU/CSU, 
SPD, FDP und Grüne müssen ihre 
Befürwortung von Interventionskrie¬ 
gen und von Waffenexporten in Span¬ 
nungsgebiete, wie zum Beispiel in die 
Türkei und nach Saudi-Arabien auf¬ 
geben, und sie müssen einsehen, dass 
Deutschland den USA nicht erlauben 
darf, auf deutschem Boden Flughäfen 
und militärische Einrichtungen zur 
Führung ihrer Öl- und Drohnenkriege 
vorzuhalten“, so der frühere Linkspar¬ 
teivorsitzende weiter. 

Markus Bernhardt 


Ausschluss Sachsens aus der BRD? 


Nazis hetzen ungestört weiter 

Kein entschlossenes Vorgehen der Behörden in Dortmund 


Rund 100 Neofaschisten haben am ver¬ 
gangenen Sonntag in Dortmund für die 
Aufhebung der Verbote ihrer „Kame¬ 
radschaftsgruppen“ anlässlich des sich 
zum dritten Mal j ährenden Verbotes 
verschiedener militanter Kamerad¬ 
schaftsgruppen in NRW demonstriert. 
Nicht wenige der Führungskader der 
Partei „Die Rechte“ waren zuvor im 
„Nationalen Widerstand Dortmund“ 
(NW DO) aktiv, der im August 2012 
vom nordrhein-westfälischen Landes¬ 
innenminister Ralf Jäger (SPD) verbo¬ 
ten worden war. „Auch wenn sich das 
Verbot des NW DO für die etablierte 
Politik und vor allem für NRW-Innen- 
minister Ralf Jäger (SPD) als klassi¬ 
sches Eigentor entpuppt hat, zeigt es 
doch den Geist, der hinter den Ent¬ 
scheidungen der Herrschenden steht, 
die jede Bewegung, die sich dem eige¬ 
nen Volk verpflichtet fühlt, schonungs¬ 
los bekämpfen“, inszenierten sich die 


„Nationaler Widerstand 
Dortmund“ inszeniert sich 
als Opfer 


Nazis im Internet erneut als politisch 
Verfolgte. Tatsache ist hingegen viel¬ 
mehr, dass weder die „rot-grüne“ Lan¬ 
desregierung, noch Dortmunds Politik, 
Polizei und Justiz entschlossen gegen 
die äußerst umtriebigen Nazis Vorge¬ 
hen. 

So vergeht mittlerweile kaum ein 
Tag, an dem die neofaschistische Partei 


in Dortmund nicht ver¬ 
sucht, um öffentliche 
Aufmerksamkeit zu 
buhlen. Vor allem die 
Aktivitäten des selbst¬ 
ernannten „Stadt¬ 
schutzes“ der Partei, 
der unter anderem im 
öffentlichen Personen¬ 
nahverkehr und auf ei¬ 
nem Parkplatz, der als 
Treffpunkt für schwu¬ 
le Männer gilt, auf Pa¬ 
trouille ging, sorgten 
jüngst sogar bundes¬ 
weit für Entsetzen. 

Zwar hatte die 
Dortmunder Polizei 
den „Stadtschutz“ ur¬ 
sprünglich in die Nähe 
der faschistischen 
Sturmabteilung (SA) 
gerückt, das zuständige Amtsgericht 
teilte diese Auffassung jedoch explizit 
nicht und lehnte im April dieses Jahres 
die Eröffnung eines Hauptverfahrens 
gegen sechs Neonazis wegen unbefug¬ 
ten Tragens von Uniformen ab. Damit 
scheint die Sache für Polizei, Justiz und 
etablierte Politik erledigt zu sein. Hin¬ 
gegen: Während man die Nazis gewäh¬ 
ren lässt, griffen die Verantwortlichen 
hingegen ein, als es 2014 in Wupper¬ 
tal zu Aktivitäten einer sogenannten 
„Scharia-Polizei“ islamistischer Fanati¬ 
ker kam. Nordrhein-Westfalens Innen¬ 
minister Ralf Jäger (SPD) stellte damals 
das Tragen der „Scharia-Polizei“-Wes- 



Der antifaschistische Widerstand in Dortmund bleibt aktuell. 


ten unter Strafe und gab im September 
2014 einen polizeilichen Erlass heraus, 
in dem die Polizei angewiesen wurde, 
„gegen solche Möchtegern-Streifen mit 
allen polizeilichen Mitteln vorzugehen“. 
Eine Antwort auf die Frage, warum der¬ 
lei bei der „Scharia-Polizei“ möglich 
war, jedoch nicht beim „Stadtschutz“ 
der Faschisten, blieben die verantwort¬ 
lichen Behörden bis heute schuldig. 

Die nordrhein-westfälische Links¬ 
partei wandte sich daher erneut an 
Innenminister Jäger und forderte die¬ 
sen auf, ihr mitzuteilen, welche Maß¬ 
nahmen er gegen den „Stadtschutz“ 
zu ergreifen plant. „Vor diesem Hin¬ 


tergrund bitten wir Sie 
um Mitteilung, welche 
Maßnahmen Sie beab¬ 
sichtigen, um die Pro¬ 
vokationen des ,Stadt¬ 
schutz Dortmund 4 zu 
unterbinden“, heißt 
es im Schreiben der 
Linkspartei. Andere 
Organisationen und 
Einrichtungen setzen 
in der Auseinander¬ 
setzung mit den Nazis 
hingegen weiter auf 
ihre Strategie des Ver- 
harmlosens und Leug- 
nens: In einem am 
14. August in Die Welt 
erschienenen Artikel 
zweifelt ausgerechnet 
Udo Bullerdieck von 
der Dortmunder Ko¬ 
ordinierungsstelle für Vielfalt, Tole¬ 
ranz und Demokratie, der eigentlich 
für die Bekämpfung der Neofaschis¬ 
ten zuständig wäre, die Existenz des 
„Stadtschutzes“ an. „Bisher gibt es nur 
eine Ankündigung und ein Foto von 
drei Leuten, die in gelben T-Shirts in 
der Bahn stehen. Weder die Stadtwer¬ 
ke noch die Polizei haben Kenntnis 
von einer Bestreifung in Bussen und 
Bahnen“, behauptet der Sprecher der 
Koordinationsstelle. Dies obwohl der 
„Stadtschutz“ mittlerweile seit etwa 
einem Jahr auf Streife geht, was nicht 
nur verschiedene Bilder, sondern auch 
Videos belegen. MB 


Unvergessene 

Opfer 

5. September in 
Stukenbrock 

Auch in diesem Jahr findet wieder 
die Mahn- und Gedenkveranstaltung 
am 5. September 2015 auf dem sow¬ 
jetischen Soldatenfriedhof in Stuken¬ 
brock statt. 

Im Aufruf heißt es: „Und sorget 
ihr, die ihr noch im Leben steht, dass 
Frieden bleibt, Frieden zwischen den 
Menschen, Frieden zwischen den Völ¬ 
kern“. Diese Mahnung wurde in Stein 
gemeißelt auf dem sowjetischen Sol¬ 
datenfriedhof in Stukenbrock. Vor 
siebzig Jahren wurde Europa von den 
Soldaten der Sowjetunion und deren 
westlichen Verbündeten vom Faschis¬ 
mus befreit. Dreizehn Millionen Sol¬ 
daten und 14 Millionen Zivilpersonen 
der Sowjetunion, Frauen, Kinder und 
Rentner, verloren in diesem Krieg ihr 
Leben. Dazu gehörten auch die 65.000 
Kriegsgefangenen, die im Lager Stu¬ 
kenbrock zu Tode gequält wurden. 

Der 8. Mai als Tag der Befreiung 
wäre für uns Deutsche Anlass gewe¬ 
sen, gründlich darüber nachzuden¬ 
ken, wie es möglich war, dass zwei 
Weltkriege von Deutschland ausgin¬ 
gen. Es wäre notwendig gewesen, sich 
die Frage zu stellen, warum und wie 
es zu den furchtbaren Verbrechen der 
SS und der Wehrmacht an Menschen 
in vielen europäischen Staaten kam. 
Es wäre seitens der Bundesregierung 
notwendig gewesen, ihre Bereitschaft 
zu bekunden, den Überlebenden des 
Stalag endlich die ihnen zustehende 
Entschädigung zu zahlen. Heute ist es 
notwendig, die Frage zu beantworten, 
ob die aktuelle deutsche Regierungs¬ 
politik dem Friedensgebot des Grund¬ 
gesetzes entspricht. Viele hofften, mit 
dem Ende des Kalten Krieges würde 
eine Ära der Entspannung in Europa 
eintreten, denn NATO und Warschau¬ 
er Pakt waren überflüssig geworden. 
Bedauerlicherweise kam es anders. 
Heute stehen die Soldaten der NATO 
an den Grenzen Russlands. Mit Russ¬ 
land wurde ein altes Feindbild erneu¬ 
ert. In der Ukraine wurde 2014 ein 
blutiger Krieg provoziert. Kaum je¬ 
mand fragt nach den Verursachern. 
Russen und Ukrainer haben gemein¬ 
sam gegen den Faschismus gekämpft. 
Warum sollten sie jetzt Feinde sein? 

Wir sagen: Nur mit Russland wird 
es einen sicheren Frieden in Europa 
geben. Russland muss wissen, dass 
seine Sorgen im Westen ernst ge¬ 
nommen werden. Sanktionen sind 
schädlich. Waffenlieferungen an die 
Ukraine verschärfen die vorhandene 
Kriegsgefahr. Das Völkerrecht muss 
für alle gelten, für die NATO wie für 
Russland!! Wir erwarten von der Re¬ 
gierung der Bundesrepublik, dass sie 
sofort die Sanktionen gegen Russland 
aufhebt. Wir erwarten von ihr, dass sie 
ihren Einfluss international geltend 
macht, dass alle Seiten die Verpflich¬ 
tungen des „Minsker Abkommens 44 
über die Waffenruhe in der Ukraine 
erfüllen. 

Von der Regierung der Ukraine 
muss erwartet werden, dass sie im 
Rückblick auf den 8. Mai 1945 Initiati¬ 
ven gegen die dortigen faschistischen 
Umtriebe ergreift. Auch siebzig Jahre 
nach der Befreiung arbeiten wir wei¬ 
ter gegen das Vergessen. 

Es war richtig und notwendig, 
schon 1967 im Kalten Krieg als Mah¬ 
ner für Frieden und Verständigung an 
die Verbrechen von Stukenbrock zu 
erinnern. Das tun wir seitdem nicht 
nur alljährlich zum Antikriegstag. 

Bundespräsident Joachim Gauck 
sagte am 6. Mai 2015 in Stukenbrock 
u.a.: „Damit diese Erinnerung nicht 
verwelkt, darum gab und gibt es die 
Initiative „Blumen für Stukenbrock“ 
....“ Wir laden ein zur diesjährigen 
Mahn- und Gedenkveranstaltung am 
5. September auf dem sowjetischen 
Soldatenfriedhof in Stukenbrock. 
Nach den Friedhofsführungen (14.00 
Uhr) und der Kranzniederlegung 
(15.00 Uhr) hält Hans Coppi, Vorsit¬ 
zender der VVN BdA Berlin, die Ge¬ 
denkansprache. 

UZ 
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Alles in Ordnung 

Trotz Neuwahlen und Syriza-Spaltung: Privatisierung in Griechenland läuft 



Ausblick auf Ausverkauf: Auch der Flughafen von Santorini gehört nun der Fraport. 


T sipras ist zurückgetreten, Ende 
September finden Neuwahlen 
statt, der linke Flügel von Syriza 
hat sich abgespalten. Die Umgruppie¬ 
rung in der griechischen Parteienland¬ 
schaft geht weiter, Griechenland bleibt 
politisch instabil. In der Fernsehanspra¬ 
che, in der Alexis Tsipras am 20. August 
seinen Rücktritt erklärt hatte, blickte 
er auch auf die Verhandlungen zurück, 
die seine Regierung im vergangenen 
halben Jahr mit den „Institutionen“ 
geführt hatte. Sie habe zwar nicht alles 
erreicht, was sie wollte, das Ergebnis sei 
jedoch unter den gegebenen Bedingun¬ 
gen „ganz in Ordnung“ 

Der Ausverkauf griechischen 
Staatseigentums geht jedenfalls sei¬ 
nen geordneten Gang. Die deutsche 
Fraport AG erhielt den Zuschlag, um 
14 griechische Regionalflughäfen zu 
betreiben. Für 1,23 Milliarden Euro 
erwarb der Konzern eine Konzessi¬ 
on über 40 Jahre, also bis 2055. Damit 
kontrolliert Fraport nun unter anderem 
den zweitgrößten Flughafen Griechen¬ 
lands, den Makedonia-Airport in Thes¬ 
saloniki, und weitere Flughäfen auf 
Rhodos, auf Korfu, Mykonos, Skiathos, 
Kos, Heraklion und Chania auf Kreta. 
Weitere 30 Flughäfen waren ebenfalls 
im Angebot - kleine Flughäfen, die 
für die Versorgung der Inseln wichtig 
sind, aber keinen Gewinn abwerfen - 
Fraport lehnte also eine Übernahme 
ab. Die Griechische Kommunistische 
Partei (KKE) geht davon aus, dass die 


Privatisierung zu einer Preissteigerung 
bei Flugreisen führen wird und dass 
sich die Lage der Beschäftigten ver¬ 
schlechtern wird. 

Fraport, die von der Übernahme 
profitiert, ist mehrheitlich in öffentli¬ 
chem Eigentum: Hauptaktionäre sind 
die Stadt Frankfurt (Schwarz-Grüne 
Koalition und ein SPD-Oberbürger¬ 
meister) mit 20 Prozent und das Land 
Hessen (ebenfalls schwarz-grün re¬ 
giert) mit 31,3 Prozent. Weitere 8,4 
Prozent der Anteile hält die Lufthansa. 

Die Zahl der Passagiere, die über 
die von Fraport erworbenen Flughä¬ 
fen reisen, stieg 2014 um 20 Prozent auf 
mehr als 22 Millionen. Die Passagier¬ 
zahlen erhöhten sich im vergangenen 
Jahr bei einigen Flughäfen um rund 
14 Prozent. Die Lufthansa Consulting, 
die als „Zuarbeiter“ mit dem Privati¬ 
sierungsfonds TAIPED zusammenar¬ 
beitet, spricht deshalb von „wirtschaft¬ 
licher Lukrativität“. Der Wirtschafts¬ 
forscher Alexander Kritikos warnte 
dagegen vor einem vorschnellen Aus¬ 
verkauf - denn bei dem jetzt gezahlten 
Preis würden die Flughäfen unter Wert 
verkauft. Nur wenige Tage nach diesem 
dezenten Hinweis griff Fraport zu. 

Für eventuelle Zweifler im griechi¬ 
schen Parlament wurde das Geschäft 
schmackhaft gemacht: 22 Millionen 
Euro würde Fraport pro Jahr an Miete 
zahlen, und in den ersten vier Jahren 
würden 314 Millionen Euro in die Flug¬ 
häfen investiert. Die Börse reagierte 


schnell: Die Fraport-Aktie stieg leicht 
im Wert. Für diejenigen im Regierungs¬ 
lager, die noch immer daran zweifeln, 
dass Privatisierungen die wirtschaftli¬ 
chen Probleme Griechenlands lösen 
können, biete das Abkommen kosme¬ 
tische Zugeständnisse: Der griechische 
Staat könnte Minderheitsaktionär blei¬ 
ben. Und das wäre dann ja kein totaler 
Ausverkauf. Die Vereinigung YPA, ein 
Zusammenschluss von Gewerkschaf¬ 
ten, kündigte an, vor griechischen Ge¬ 
richten und auch vor der Wettbewerbs¬ 


kommission der EU juristisch gegen 
den Ausverkauf vorzugehen. 

In der Vereinbarung zwischen 
der griechischen Regierung und den 
Gläubigern war die Rede davon, dass 
die jetzt laufenden Privatisierungen 
50 Milliarden Euro in die griechische 
Staatskasse bringen solle - schon jetzt 
ist klar, dass das Tafelsilber des Staats¬ 
eigentums für weit weniger verscher¬ 
belt werden wird. 

Welche Regierung den Ausverkauf 
und die von den Gläubigern diktierte 
Politik des Ausverkaufs und der Ver¬ 
elendung ab Oktober weiter umsetzen 
wird ist unklar. Nach aktuellen Um¬ 
fragen kann Syriza auf 34 Prozent der 
Stimmen hoffen und wäre damit wie¬ 
der stärkste Partei. Die Unterstützung 
für Tsipras ist also nicht mehr so groß 
wie vor einigen Monaten, als Syriza bei 
Umfragen extrem viel Zustimmung er¬ 
hielt, es ist aber wahrscheinlich, dass 
Tsipras Ministerpräsident bleibt. Den 
Umfragen zufolge ist unsicher, ob die 
linke Syriza-Abspaltung „Volksein¬ 
heit“ (Laiki Enotita, LAE) überhaupt 
die Dreiprozenthürde überwinden und 
ins Parlament einziehen kann. Aller¬ 
dings hatte sich zuletzt beim Referen¬ 
dum im Juli gezeigt, dass die Prognosen 


der etablierten Meinungsforscher sehr 
ungenau blieben, die Umfragen hatten 
den klaren Sieg des Oxi nicht voraus¬ 
gesehen. 

Die KKE war in den vergangenen 
Jahren von vielen Linken dafür kri¬ 
tisiert worden, dass sie einem Regie¬ 
rungsbündnis mit Syriza von vornehe- 
rein eine Absage erteilt hatte. Sie sieht 
sich jedoch durch die Erfahrungen mit 
der Syriza-Anel-Regierung im vergan¬ 
genen halben Jahr bestätigt: Die gegen 
die werktätigen Klassen und Schich¬ 
ten gerichteten Regierungen - „un¬ 
ter welcher Bezeichnung auch immer, 
ob zweckgebunden 4 , ,links 4 oder ,ret¬ 
tungsorientiert 4 , führen zur Insolvenz 
des Volkes“, erklärte der Generalse¬ 
kretär der KKE, Dimitris Koutsoum- 
pas, nach der Ankündigung von Neu¬ 
wahlen. Auch die linke Syriza-Abspal¬ 
tung sieht die KKE nicht als möglichen 
Bündnispartner an. Diese Gruppe sei 
ein Hindernis für die weitere Radika¬ 
lisierung des Bewusstseins der Men¬ 
schen. Denn die „Volkseinheit“ tritt 
zwar für eine Ausstieg aus dem Euro 
ein - aber nicht dafür, die kapitalisti¬ 
sche Ordnung grundsätzlich in Frage 
zu stellen. 

Uwe Koopmann, Olaf Matthes 


Unsere Solidarität gegen ihr Memorandum 


„Keiner bleibt allein“- unter diesem Slogan organisiert die 
Gewerkschaftsfront PAME gemeinsam mit den kämpferi¬ 
schen Organisationen der Bauern und Selbstständigen,der 
Frauen und der Studierenden die Solidarität gegen die neu¬ 
en Angriffe auf die Bevölkerung. Die DKP ruft auf: Spenden 
für PAME - den Widerstand in Griechenland unterstützen. 
Solidarität mit der Arbeiterbewegung in Griechenland 
heißt an allererster Stelle, den Widerstand hier im Land zu 
stärken. Es heißt auch, deutlich zu machen: Die arbeiten¬ 
den Menschen hier und Griechenland haben die gleichen 
Interessen und denselben Gegner. Um gegen die Privati¬ 
sierung der griechischen Regionalflughäfen zu protestie¬ 
ren, richtete die DKP Düsseldorf ein Solidaritätsschreiben 
an die Beschäftigten des Flughafens in Chania auf Kreta. 


Denn Düsseldorf hat Erfahrungen mit derTeilprivatisierung 
des Flughafens. Zum Beispiel ist die Kofferkontrolle an den 
Sicherheitsmonopolisten Kötter vergeben worden - mit Ar¬ 
beitshetze und niedrigen Gehältern bezahlen die Beschäf¬ 
tigten für die Privatisierung. 

Solidarität heißt aber auch: Geld. Für die Solidaritätsarbeit 
und für den Widerstand von PAME und den anderen Orga¬ 
nisationen des Volksbündnisses hilft jeder Euro. 

Spenden an: 

DKP-Parteivorstand, GLS Bank Bochum 

Konto-Nr. 4002 487 501, BLZ 430 609 67 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01, BIC: GENODEMiGLS 

Stichwort: PAME 


Kommentar von Georg Fülberth 


Stark eingebunden 

Türkei: Krieg gegen Kurden, Deutschland dabei 


Optionen 

Am 5. Juli 2015 entschieden sich die 
Griechinnen und Griechen in einem 
Referendum gegen die Auflagen der 
Troika. Glaubt man Umfragen, ist 
aber eine Mehrheit für den Verbleib im 
Euro. Nach der Volksabstimmung ließ 
die Europäische Zentralbank (EZB) 
die griechischen Bankautomaten leer. 
Sie ist Teil der Troika, die durch den 
Zugang des „Europäischen Stabili¬ 
tätsmechanismus“ (ESM) inzwischen 
zur „Quadriga“ erweitert wurde. Am 
12. Juli 2015 kapitulierte der griechi¬ 
sche Ministerpräsident. 

Ihm wird vorgeworfen, keinen Plan B 
gehabt zu haben. Seine Kritiker(innen) 
ließen es oft ebenfalls daran fehlen. 
Oskar Lafontaine allerdings schlägt 
eine Rückkehr zu einem Regime fle¬ 
xibler Wechselkurse zwischen wieder 
eingeführten nationalen Währungen 
vor. Dies kann aber nicht von Grie¬ 
chenland allein beschlossen werden. 
Vor einer Einführung der Drachme 
im Alleingang warnen diejenigen, die 
Teuerung bei den Importen fürchten 
und annehmen, Abwertung könne die 
Ausfuhren dieses Landes nicht ausrei¬ 
chend fördern, da die Produktpalette 
zu schmal sei. 

Tsipras will vielleicht den Nachweis 
erbringen, dass selbst die gehorsamste 
Erfüllung der Quadriga-Auflagen keine 
positiven Ergebnisse bringt, und hofft 
zumindest auf einen Schuldenschnitt. 
Der ist sehr wahrscheinlich, denn die 
Kredite können ohnehin nicht zurück¬ 
gezahlt werden. Schuldenerlass allein 
wird Griechenland aber nicht aufhel¬ 


fen. Hinzukommen müssten höhere 
Staatseinnahmen zum Beispiel durch 
angemessene Besteuerung der Reeder 
und der internationalen Tourismusket¬ 
ten. 

An dieser Stelle ertönt oft der Spott 
über die griechische Finanzverwaltung, 
die noch nicht einmal imstande sei, die 
Steuerschuld festzustellen. Seit länge¬ 
rer Zeit hat aber Thomas Piketty nach¬ 
gewiesen, dass dies nicht ein ausschließ¬ 
lich griechisches Problem sei, sondern 
ein globales: Weltweit entzögen sich 
die größten Vermögen der Erfassung. 
Er hält es immerhin für möglich, dass 
im Euroraum Transparenz hergestellt 
und eine über diesen erstreckte Vermö¬ 
genssteuer und eine angemessene Pro¬ 
gression der Einkommensteuer einge¬ 
führt werden könne. Vielleicht reichen 
die großen griechischen Vermögen 
nicht aus, um diesem Staat genügende 
Einnahmen zu sichern. Dann müssten 
auch die Oligarchen anderer europä¬ 
ischer Länder herangezogen werden. 
Eine solche neue Steuerpolitik ist aber 
das Gegenteil dessen, was die europäi¬ 
schen Eliten wollen. 

Dabei meint es die Quadriga ihrem 
Selbstverständnis nach doch nur gut 
mit Griechenland: Eine völlig willfäh¬ 
rige Regierung könne Investitionen 
anlocken. Fragt sich nur, weshalb das 
unter Nea Dimokratia und Pasok nicht 
geklappt hat. Vielleicht nimmt Tsipras 
an, die Bourgeoisie sei jetzt lernfähiger, 
nachdem sie am 5. Juli ausgeschimpft 
wurde und wenn er hart verhandelt und 
die Verwaltung reformiert. 


Einige Jahre sah es so aus, als könn¬ 
ten die Menschen im kurdischen Teil 
der Türkei auf Frieden hoffen. Diese 
Hoffnung wurde von Präsident Tayy- 
ip Recep Erdogan jedoch zunichte ge¬ 
macht. Binnen weniger Tage bombte er 
die Region zurück in die frühen 1990er 
Jahre, als Krieg und Repression ihren 
Höhepunkt hatten. Der Konflikt be¬ 
schäftigt hierzulande Politik und Me¬ 
dien, und führte dazu, dass die im kur¬ 
dischen Kahramanmaras stationierten 
Einheiten der Bundeswehr mitsamt 
der Patriot-Raketen wieder abgezogen 
werden sollen. Die türkische Regierung 
verfolgt ihre eigenen Machtinteressen 
in der Region: Während die Regierun¬ 
gen der USA und Deutschlands gegen 
den Islamischen Staat vorgehen wollen, 
bombardiert die türkische Armee kur¬ 
dische Kämpfer und Zivilisten. 

Dabei hatte die deutsche Regierung 
jahrzehntelang ihren Beitrag dazu ge¬ 
leistet, dass die Türkei ihren Krieg ge¬ 
gen die kurdische Bewegung führen 
konnte. Die türkische Armee ist die 
zweitstärkste NATO-Armee nach der 
US-Army. Als NATO-Mitglied erhält 
die Türkei ökonomische, militärische 
und politische Unterstützung aus al¬ 
len anderen NATO-Staaten, auch der 
BRD. Vermutlich ist die Bundesrepu¬ 
blik in keinen militärischen Konflikt 
auf der Welt so stark eingebunden wie 
in den Krieg der Türkei in Kurdistan. 
Über Jahrzehnte hinweg war die BRD 
nach den USA wichtigste Waffenliefe¬ 
rantin für die türkische Armee. Gelie¬ 
fert wurden Maschinengewehre, Pan¬ 


zerfäuste, Munition, Flugabwehrrake¬ 
ten, Panzer und Kriegsschiffe im Wert 
von mehreren Mrd. Euro. 

So wurde z.B. Ende der 1980er Jah¬ 
re eine Fregatte für die Türkei bei der 
Hamburger Werft Blohm & Voss ge¬ 
baut. Zum Stapellauf des Kriegsschif¬ 
fes waren türkische Generäle einge¬ 
laden, wurde die türkische Flagge ge¬ 
hisst. Türkische Kollegen nutzten laut 
Beobachtungen von ehemaligen Aus¬ 
zubildenden die Gelegenheit, um dem 
türkischen Konsul die Hand zu küssen. 

Nach 1990 erhielten die Türkei 
und Griechenland zu gleichen Teilen 
ausrangierte Rüstungsgüter der Na¬ 
tionalen Volksarmee, der Armee der 


„Seit Jahrzehnten 
unterstützt Deutschland die 
Türkei in ihrem Krieg gegen 
die Kurden.“ 


ehemaligen DDR. Als Thyssen in den 
1990er Jahren Absatzschwierigkeiten 
hatte, wurde die Bundeswehr mit neu¬ 
en Panzern bestückt. Die ausrangierten 
Leopard-I-Panzer wurden an die Tür¬ 
kei verschenkt. Natürlich nicht, ohne 
vorher z.B. bei Blohm & Voss general¬ 
überholt worden zu sein. Immer wieder 
gingen Bilder von deutschen Panzern 
im Einsatz gegen die kurdische Bevöl¬ 
kerung um die Welt. Deutsche Schäfer¬ 
hunde wurden in der Nähe von Hanno¬ 
ver auf türkische Kommandos trainiert. 
In der Führungsakademie der Bundes¬ 


wehr in Hamburg-Blankenese wurden 
türkische Militärs ausgebildet. 

Seit dem Verbot kurdischer Orga¬ 
nisationen und Vereine im November 
1993 wurden und werden Tausende 
Menschen kurdischer Herkunft kri¬ 
minalisiert. Razzien, Vereinsverbote 
und Durchsuchungen, Verhaftungen 
und polizeiliche Aufforderungen zur 
Denunziation gehören zum Alltag. 
Manchmal reicht es, einen Grillwagen 
von A nach B bewegt zu haben, um ins 
Visier der Staatsanwaltschaft zu gelan¬ 
gen. Weitere „Vergehen“ sind: Parolen 
rufen, Fahnen schwenken, Zeitungen 
verkaufen oder Spenden sammeln. 

Als quasi erste Amtshandlung der 
damals neu gewählten rot-grünen Bun¬ 
desregierung wurde Ende 1998 die Fre¬ 
gatte Sailhreis an die türkische Marine 
übergeben. Angeblich war die Auslie¬ 
ferung unumgänglich, da die von der 
vorherigen Regierung geschlossenen 
Verträge erfüllt werden mussten. 

Als Abdullah Öcalan auf seiner 
Flucht 1998 Asyl in Italien beantragte, 
reaktivierte der damalige Bundeskanz¬ 
ler Gerhard Schröder den internationa¬ 
len Haftbefehl von 1990 und forderte 
die Auslieferung - statt die Chance zu 
nutzen, und aktiv in den Friedenspro¬ 
zess einzugreifen. 

Und auch die letzten Entscheidun¬ 
gen der Bundesregierung zeigen, dass 
sie keinen Beitrag zum Frieden in der 
Türkei leisten wird. Das PKK-Verbot 
bleibt in Kraft, die Waffenexporte ge¬ 
hen weiter. 

Birgit Gärtner 
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Guatemala vor den Wahlen: Massenproteste gegen Korruption 


M it großem finanziellen Auf¬ 
wand, bunten Bildern und 
lauter Musik werben zur¬ 
zeit Guatemalas Parteien für die Prä¬ 
sidentschafts- und Parlamentswahlen 
am 06. September. Geld dafür haben 
sie - dank der korrupten Seilschaften, 
mit deren Hilfe sie das Land regieren. 

Im April deckte die von der UN ein¬ 
gesetzte „Kommission gegen Straffrei¬ 
heit in Guatemala“ (CICIG) auf, dass 
ein kriminelles Netzwerk „La Linea“ 
Unternehmern im großen Stil die Steu¬ 
er auf Exporte gegen Schmiergeldzah¬ 
lungen „erlassen“ und den Staat so um 
Millionen Steuereinnahmen betrogen 
hatte. Neben zahlreichen hohen Funk¬ 
tionären der Steuerbehörde war leiten¬ 
der Kopf der Linie der Privatsekretär der 
damaligen Vizepräsidentin Roxana Bal- 
detti. Dies führte zu den größten Protes¬ 
ten seit Jahrzehnten, monatelang gingen 
zehntausende Samstag für Samstag im 
ganzen Land auf die Straße, auch noch 
als Baldetti im Mai zurücktrat. Drei Vier¬ 
tel aller Politiker in Guatemala finanzie¬ 
ren ihre Wahlkämpfe mit Einnahmen aus 
korrupten Tauschgeschäften, so ein Be¬ 
richt der CICIG- für einige tausend Dol¬ 
lar verkaufen sie Posten in den von ihnen 
kontrollierten Behörden. Etwa 25 Pro¬ 
zent der Wahlkampfkosten werde, so die 
CIGIC, mit Einnahmen aus Korruption 
bestritten, weitere 25 Prozent komme aus 
der organisierten Kriminalität. 

Nun, nach neuen Enthüllungen, 
fordern die Demonstranten den sofor¬ 
tigen Rücktritt des Präsidenten Otto 
Perez Molina, der an der Spitze des 
Netzwerkes „La Linea“ gestanden ha¬ 
ben soll. Perez Molina kann zwar nach 
dem geltenden Wahlrecht nicht für eine 
weitere Amtszeit als Präsident gewählt 
werden, seine Amtszeit würde jedoch 
noch bis Januar dauern. Unter dem 
Druck der Proteste erklärten drei Mi¬ 
nister ihren Rücktritt. 

Es deutet jedoch nichts darauf hin, 
dass sich bei den Wahlen eine wirkli¬ 
che Alternative durchsetzen könnte. 
In Umfragen führen der Unternehmer 
und Multimillionär Manuel Baldizön 
und seine Partei „Demokratische Er¬ 
neuerung“ (Lider). Auch gegen seinen 
Kandidaten für die Vizepräsidentschaft 
hat die Staatsanwaltschaft ein Verfah- 


Angela Merkel hatte die Präsidenten 
Frankreichs und der Ukraine, Frangois 
Hollande und Petro Poroschenko, für 
den vergangenen Montag zum Krisen¬ 
treffen nach Berlin geladen. Das Ber¬ 
liner Treffen fällt mit dem Tag der Un¬ 
abhängigkeit der Ukraine zusammen. 
Am 24. August 1991 hatte der Obers¬ 
te Sowjet der damaligen Ukrainischen 
Sowjetrepublik eine Unabhängigkeits¬ 
erklärung verabschiedet. Obwohl die 
Ukraine danach noch vier Monate 
lang Teil der Sowjetunion war, gilt der 
24. August als „Tag der Entstehung der 
neuen Ukraine“. 

Offiziell war das Ziel der Gesprä¬ 
che, „den ein halbes Jahr alten Frie¬ 
densvereinbarungen von Minsk zur 
Geltung zu verhelfen.“ Dennoch wur¬ 
den weder Vertreter Russlands noch 
der ostukrainischen Aufständischen 
eingeladen. Russland hatte den Westen 
aufgefordert, den Druck auf die Ukra¬ 
ine zu erhöhen, damit das Land einen 
Dialog mit den Aufständischen für ei¬ 
nen Ausweg aus der Krise beginnt. 

Im ostukrainischen Kriegsgebiet 
geht inzwischen das Blutvergießen 
weiter. Das ukrainische Militär klagte 
am Sonntag über einen getöteten so¬ 
wie mehrere verletzte Soldaten - und 
verweist erneut einseitig auf „die pro¬ 
russischen Separatisten“ als Schuldige. 

Zum „Tag der Staatsflagge“ am 
Sonntag forderte Regierungschef Ar- 
seni Jazenjuk, dass jeder Ukrainer 
künftig einen Eid auf die Treue zu 
seinem Land ablegen solle. Staats- 


re wegen Geldwäsche eröffnet, es gilt 
als offenes Geheimnis, dass auch sein 
Wahlkampf zum Teil von den Drogen¬ 
kartellen finanziert wird. 


In den Umfragen steht Sandra Tor- 
res, die Kandidatin der sozialdemokrati¬ 
schen „Nationale Union der Hoffnung“ 
(UNE), auf Platz zwei, wahrscheinlich 
wird es also zu einer Stichwahl zwischen 
Baldizön und ihr kommen. Torres ist die 
Exfrau von Alvaro Colom, der Guate¬ 
mala von 2007-2011 regierte und den 
neoliberalen Kurs, der Guatemala seit 
Jahrzehnten beherrscht, im wesentli¬ 
chen fortführte, wenn es auch einige 
kleine Sozialprogramme in seiner Amts¬ 
zeit gab. Konkurrenz bekommt sie von 
einem politischen Quereinsteiger, dem 


chef Poroschenko stattete das Militär 
am Wochenende mit neuen schweren 
Waffen aus. Er übergab auf dem Trup¬ 
penübungsplatz Tschuhujiw im Gebiet 
Charkiw unter anderem Panzer, Pan¬ 
zerabwehrwaffen und Luftabwehrrake¬ 
ten. Vor dem Treffen in Berlin machte 
Poroschenko wenig Hoffnung auf eine 
rasche Lösung des Konflikts. „Die mi¬ 
litärische Bedrohung aus dem Osten 
ist die Perspektive für das kommende 
Jahrzehnt“, warnte er. 

Die Ukraine bezeichnet Russland 
als „Aggressor“. Es sei vorrangig für 
die Ukraine, das Militär zu moder¬ 
nisieren und mit neuen Waffen aus¬ 
zustatten, betonte Poroschenko. Die 
Ukraine hofft auf weitere Waffenlie¬ 
ferungen des Westens. Nach Angaben 
aus Kiew haben einige Staaten bereits 
Waffen geliefert. Allerdings nennt die 
Führung die Länder nicht namentlich. 
Poroschenko verwies aber darauf, dass 
Kiew 500 Einheiten Spezialtechnik aus 
dem Ausland erhalten habe. Zudem 
sind in der Ukraine Hunderte west¬ 
liche Militärausbilder im Einsatz, um 
die Soldaten für den weiteren Krieg zu 
trainieren. 

US-Präsident Barack Obama 
machte deutlich, dass die Unterstüt¬ 
zung aus den USA weitergehen werde. 
Er gratulierte der Ukraine zum „Tag 
der Unabhängigkeit“ und sicherte in 
einem Schreiben an Staatschef Poro¬ 
schenko weitere Unterstützung zu. 
„Unsere beiden Nationen arbeiten 
zusammen, um das Recht des ukrai- 


Fernsehkomiker Jimmy Morales, der 
möglicherweise von dem Unmut über 
die alten Parteien profitieren und sich 
als neue Kraft ohne Korruption darstel¬ 


len kann. Gesellschaftliche Veränderun¬ 
gen sind von Morales, der sich mit rech¬ 
ten Militärs umgibt, nicht zu erwarten. 

Die linken Kräfte sind schwach. 
Die ehemalige Guerillaorganisation 
Vereinigte Nationale Revolutionä¬ 
re Guatemalas (URNG), die 1996 ei¬ 
nen Friedensvertrag mit der Regierung 
unterschrieb, tritt unter dem Namen 
URNG-MAIZ (MAIZ für „Breite Be¬ 
wegung der Linken“) im Bündnis mit 
der Mayapartei WINAQ an. Bei den 
letzten Wahlen kam das von ihnen in- 
itierte Wahlbündnis „Breite Front“ auf 


nischen Volkes auf freie Wahl seines 
Weges zu unterstützen und zu verteidi¬ 
gen“, zitierte Poroschenkos Presseamt 
aus Obamas Schreiben. Obama habe 
Poroschenkos „entscheidende Refor¬ 
men trotz der russischen Aggressi¬ 
on im Osten und der Besatzung der 
Krim“ gelobt. „Die Vereinigten Staa¬ 
ten werden auch weiterhin die Ukrai¬ 
ne unterstützen.“ 

Seit Tagen graben sich die ukraini¬ 
schen Soldaten immer weiter ein. An 
der Donbass-Front habe die Armee auf 
600 Kilometern ein dichtes System von 
Gräben und Bunkern weitgehend er¬ 
richtet, teilt das Kriegsministerium in 
Kiew mit. 

Darüber hinaus sorgt ein weite¬ 
rer Großbau für Aufsehen: der soge¬ 
nannte „Europäische Wall“. An der 
fast 2000 Kilometer langen Grenze 
will die prowestliche Führung um Re¬ 
gierungschef Arseni Jazenjuk Zäune 
hochziehen. 180 Kilometer Panzergrä¬ 
ben sowie Hindernisse, Unterstände 
und Drahtverhaue auf fast 550 Kilo¬ 
metern seien in den Gebieten Tscher- 
nigow und Charkow bereits fertig, sagt 
Vizegrenzschutzchef Wassili Serwatjuk. 
Umgerechnet 5,8 Millionen Euro hat 
die pleitebedrohte Ukraine Serwatjuk 
zufolge dafür dieses Jahr ausgegeben. 
Weitere 6,7 Millionen sollen folgen, 
und für 2016 sind 7 Millionen Euro 
eingeplant. „Wir werden alles tun, um 
uns vom Aggressorstaat, der die Russi¬ 
sche Föderation ist, abzuzäunen“, sagt 
Jazenjuk. 


3,3 Prozent. Da am 6. September noch 
einige kleine linke Parteien und Abspal¬ 
tungen der URNG alleine antreten, be¬ 
fürchten Beobachter, dass die Linke am 


Ende ohne einen einzigen Abgeordne¬ 
ten dastehen könnte. 

Bei den Massenprotesten fordern die 
Demonstranten nicht nur ein Ende der 
Korruption, sondern vor allem die Ein¬ 
berufung einer Nationalversammlung, 
die das Land von unten reformieren und 
demokratisieren soll. Einige der Prota¬ 
gonisten rufen zum Wahlboykott und 
fordern, vor Wahlen das Wahlgesetz zu 
reformieren. Sie setzen offenbar wenig 
Hoffnung darauf, dass die Wahlen vom 
6. September an den Verhältnissen im 
Land etwas ändern können.ThorbenAusten 


Die Stimmung zwischen der Ukrai¬ 
ne und Russland bleibt aufgeheizt. „Es 
gibt keine Brudervölker im Krieg“, sagte 
Poroschenko zuletzt an Putin gerichtet, 
der Ukrainer und Russen als eine Fa¬ 
milie betrachtet. Auch an der Front se¬ 
hen Experten keine Entwarnung. „Man 
braucht sich keinen Illusionen hinzuge¬ 
ben, dass alles abflaut und Ruhe eintritt. 
Die derzeitige relative Stille kann man 
als Vorspiel für weitere Provokationen 
zum Augustende betrachten“, meinte 
unlängst Michail Paschkow vom Kie- 
wer Rasumkow-Zentrum in der Zei¬ 
tung „Segodnja“ („Heute“). 

Durch die Minsker Abkommen hat 
die ukrainische Regierung laut Poro¬ 
schenko Zeit gewonnen, um die Armee 
zu stärken. „Die Minsker Abkommen, 
auch wenn sie kritisiert werden, haben 
uns einen Vorsprung verschafft. Sie 
haben uns Zeit gegeben, um die ukra¬ 
inische Verteidigungsfähigkeit zu stär¬ 
ken. Sie haben uns geholfen, den mili¬ 
tärisch-technischen Rückstand hinter 
Russland abzubauen“, sagte Poroschen¬ 
ko am Samstag bei einem Treffen mit 
Soldaten nahe Charkow. 

Der diesjährige Rüstungsetat der 
Ukraine sei auf Rekordhoch, so Poro¬ 
schenko weiter. Die „Verteidigungsfä¬ 
higkeit“ der Truppen sei jetzt „deutlich 
höher als im vergangenen Jahr. Noch 
in diesem Jahr würden die Truppen 
mehr als 300 Panzer, 400 Fahrzeuge, 
30000 Raketen, Geschosse und Hand¬ 
feuerwaffen bekommen, versprach der 
Staatschef. ZLV 


Israelische Bomben 

Bei einem erneuten israelischen Luftan¬ 
griff auf den Süden Syriens wurden in 
der vergangenen Woche fünf Menschen 
getötet. Bei den Opfern handele es sich 
um Zivilisten, meldete das syrische 
Staatsfernsehen. Die israelische Armee 
erklärte, sie habe einen Wagen angegrif¬ 
fen, der zu der Palästinenserorganisati¬ 
on Islamischer Dschihad gehört habe. 
Diese sei angeblich für Raketenangriffe 
auf Israel am Vortag verantwortlich. Is¬ 
rael hatte den Süden Syriens bereits am 
vorangegangenen Donnerstag angegrif¬ 
fen. Dabei sei ein Soldat ums Leben ge¬ 
kommen, als eine Armeestellung bom¬ 
bardiert wurde, meldete die Agentur 
SANA am Freitag unter Berufung auf 
das Militär. Sieben weitere Armeeange¬ 
hörige wurden verletzt. An der Grenze 
ließ Israel Panzer und schweres Gerät 
auffahren. 

Blendgranaten gegen 
Flüchtlinge 

Die Flüchtlingskrise an der griechisch¬ 
mazedonischen Grenze ist am vergan¬ 
genen Freitag eskaliert. Mit Blendgra¬ 
naten und Tränengas versuchte die ma¬ 
zedonische Polizei, Hunderte Migranten 
am Überschreiten der Grenze von Grie¬ 
chenland nach Mazedonien zu hindern. 
Bei den Ausschreitungen wurden min¬ 
destens zehn Flüchtlinge durch Blend¬ 
granaten verletzt, wie die Hilfsorganisati¬ 
on Ärzte ohne Grenzen (MSF) mitteilte. 
Sie wurden in der griechischen Grenz¬ 
stadt Idomeni medizinisch versorgt. 
Nach Angaben der Helfer kamen min¬ 
destens vier Migranten ins Krankenhaus. 

Mit einem in der Nacht errichte¬ 
ten Zaun versuchten mazedonische 
Polizisten, den Flüchtlingen den Weg 
zu versperren. Die Absperrung wurde 
von Polizisten in Schutzausrüstung be¬ 
wacht. Auch das Militär kontrollierte 
den Grenzraum in der Nähe der Stadt 
Gevgelije. 

Soldaten statt Müllabfuhr 

Nach gewalttätigen Protesten gegen die 
Müllkrise sind am Sonntagabend Ein¬ 
heiten der libanesischen Armee in Bei¬ 
rut zu sehen gewesen. Sie patrouillierten 
im Zentrum der Hauptstadt. Nach An¬ 
gaben des libanesischen Roten Kreuzes 
wurden bei Zusammenstößen Dutzen¬ 
de Menschen verletzt. Die Polizei setz¬ 
te am Sonntagabend Wasserwerfer und 
Tränengas gegen Demonstranten ein, 
die nahe dem Regierungspalast im Zen¬ 
trum Beiruts Steine und Feuerwerks¬ 
körper auf Sicherheitskräfte warfen. 
Auslöser der Gewalt ist die Müllkrise. 
Seit Juli türmt sich der Abfall, weil eine 
überquellende Deponie der Hauptstadt 
geschlossen wurde. Aufgebrachte Ein¬ 
wohner machen die Regierung für die 
Zustände verantwortlich. Die Proteste 
haben sich inzwischen auch auf andere 
Landesteile ausgeweitet. 

Ausnahmezustand 

Die Regierung in Caracas hat nach ei¬ 
nem Angriff auf venezolanische Sol¬ 
daten den Ausnahmezustand in einer 
Grenzregion zum Nachbarland Kolum¬ 
bien verhängt. Die Maßnahme gelte 60 
Tage lang in fünf Gemeinden des west¬ 
lichen Bundesstaates Tächira, erklärte 
Präsident Nicolas Maduro. 

Luftangriffe töten Zivilisten 

Bei Luftangriffen der von Saudi-Arabi¬ 
en angeführten Koalition auf die Stadt 
Tais im Südjemen wurden nach Angaben 
der Hilfsorganisation Ärzte ohne Gren¬ 
zen (MSF) mindestens 65 Zivilisten ge¬ 
tötet, darunter auch 17 Kinder und 20 
Frauen. Laut MSF suchen Menschen im 
Schutt mit bloßen Händen nach Über¬ 
lebenden der Luftangriffe vom Freitag. 
Nur sieben von einst 20 Krankenhäusern 
in der Stadt arbeiteten noch. Sie seien 
mit Verletzten überfüllt, wichtige Medi¬ 
kamente fehlten. 

Gegen US-Stützpunkt 

Mit einer Demonstration durch die pe¬ 
ruanische Hauptstadt Lima haben Akti¬ 
visten zahlreicher politischer Organisa¬ 
tionen in der vergangenen Woche gegen 
die geplante Stationierung von Kriegs¬ 
schiffen, Flugzeugen und 3 200 Solda¬ 
ten der US-Streitkräfte protestiert. Das 
peruanische Parlament hatte die Anwe¬ 
senheit der US-Militärs ab dem 1. Sep¬ 
tember erlaubt. 


Poroschenkos Perspektive 

Ukraine: Staatschef in Berlin, Aufrüstung forciert 



Der Präsidentschaftskandidat und Millionär Baldizön wirbt im Wahlkampf mit dem Slogan „Das Volk ist dran“. Das Volk 
antwortet mit:„Du bist nicht dran, Baldizön“ (no te toca) - hier bei einer Demonstration im Mai. 
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Kapitulationszeremonie auf der USS MISSOURI in der Bucht von Tokio 


Kapitulation in Nanjing, China, 



Kapitulation der japanischen Armee in Burma 


September 1945 


Der Krieg ist endgültig aus 



Menschen in Chongqing, China, feiern den Sieg über Japan 


D as letzte Kapitel des 2. Weltkrie¬ 
ges wurde im Fernen Osten, in 
China, Japan und in Südostasi¬ 
en geschrieben. Am 8. August trat die 
Sowjetunion - so wie mit den Westal¬ 
liierten vereinbart - in Fernost in den 
Krieg ein. Im Verlauf der Mandschu¬ 
rischen Strategischen Operation der 
Sowjetunion gegen das Kaiserreich Ja¬ 
pan eroberten und besetzten sowjeti¬ 
sche Truppen im August und Septem¬ 
ber 1945 die japanischen Vasallenstaa¬ 
ten Mandschukuo (Mandschurei) und 
Mengjiang, Korea, die Präfektur Kara- 
futo (Süd-Sachalin) und die Kurilen. 

Die erfolgreiche sowjetische Ope¬ 
ration in der Mandschurei führte zu¬ 
sammen mit den Niederlagen Japans 
im Pazifik und in Südostasien vor Au¬ 
gen, dass sie keine Möglichkeit hatten, 


ihre Niederlage im Zweiten Weltkrieg 
abzuwenden. 

Zu diesem Zeitpunkt hatten die 
von der KP Chinas geführten Trup¬ 
pen bereits weite Teile des Landes 
befreit. 

Am 15. August 1945 wurden die 
Philippinen von amerikanischen Ein¬ 
heiten vollständig befreit, am 17. Au¬ 
gust erklärte sich Indonesien unab¬ 
hängig, am 4. September kapitulierten 
die japanischen Einheiten auf Wake 
und am 5. September kehrten die Bri¬ 
ten nach Singapur zurück (Singapur 
wurde erst am 1. September 1963 un¬ 
abhängig). Am 6. September starteten 
die USA die Operation Magic Carpe. 
Am 9. September kapitulierten die 
Japaner in Nanjing, China und in Ko¬ 
rea, am 13. September in Burma. 


Bereits am 15. August musste Kai¬ 
ser Hirohito in einer Radioansprache 
die Beendigung des Kriegs und die Ka¬ 
pitulation verkünden. 

Am 16. August wurde der Armee 
die Einstellung aller Kampfhandlun¬ 
gen befohlen, doch die Kampfhand¬ 
lungen hielten zunächst weiter an ... 

★ 

Fast 70 Jahre war das japanische Militär 
nur für die Selbstverteidigung zustän¬ 
dig. Im Juli 2015 beschloss die Regie¬ 
rungsmehrheit in Japan neue Sicher¬ 
heitsgesetze, die mit der traditionell 
zurückhaltenden Rolle des Landes bei 
Militäreinsätzen brechen. Sie erlauben 
nun wieder den Kampfeinsatz japani¬ 
scher Soldaten im Ausland .... 

UZ 



Sowjet Soldaten in Korea 



Kapitulationszeremonie der Japaner in der Verbotenen Stadt in Peking 



Sowjetische Panzer in einer mandschurischen Stadt 



Nordostchina: Japanische Soldaten geben ihre Waffen ab 


1 



Sowjetische Marinesoldaten in Porth Arthur, China: 
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Interview / Kolumne 


Freitag, 28. August 2015 



wärs nicMzum Fürchten, wärs zum Lachen 

Karikatur: Bernd Bücking 


UZ Online kommt 


Neuer Internetauftritt ab i. September - 

Kostenloser Zugang zum kompletten Angebot bis Ende 2015 


UZ: Es gibt skeptische UZ-Leserinnen 
und -Leser, die noch nicht richtig daran 
glauben mögen, dass es wirklich klappt 
mit einem neuen Online-Auf tritt der UZ. 
Kannst Du Konkretes zum Vorhaben sa¬ 
gen? 

Nina Hager: Wenn ich daran denke, wie 
lang die Neugestaltung der Printausga¬ 
be der UZ letztlich gedauert hat, kann 
ich Bedenken verstehen. 

Nun, wir haben letztes Jahr in der 
UZ angekündigt, das Vorhaben UZ On¬ 
line umzusetzen. Die Genossen, die die 
Gestaltung und die technische Umset¬ 
zung übernahmen, haben fleißig gearbei¬ 
tet und auch Vorschläge sowie Hinweise 
aus der UZ Redaktion und die anderer, 
die in die Debatte eingebunden waren, 
umgesetzt. Nicht alles hat - aus unter¬ 
schiedlichen Gründen - sofort geklappt. 

Jetzt aber können wir sagen: Nach 
der Vorbereitung und einer längeren 
Erprobungsphase gehen wir am 1. Sep¬ 
tember, dem Weltfrie¬ 
denstag/Antikriegstag, 
mit der Präsentation 
der aktuellen UZ auf 
UZ Online in die Öf¬ 
fentlichkeit. 

Allerdings geht es 
immer noch um eine 
Testphase. Zunächst 
orientieren sich Auftritt 
und Angebote stark an 
der Printausgabe, d.h. 
dass im Internet wö¬ 
chentlich die neue UZ 
vorgestellt wird, aller¬ 
dings nicht mehr als 
PDF-Datei, sondern 
entsprechend der Dar¬ 
stellung anderer Zei¬ 
tungspublikationen im 
Internet. Schritt für 
Schritt wollen wir das 
Angebot ausbauen. Die 
Internetadresse bleibt 
wie gewohnt: www.unsere-zeit.de 



zum Thema mehr lesen“ oder „Schau 
nach, da kannst du die Debatte weiter 
verfolgen ....“ Wir wollen damit nicht 
nur besser heutigen Lesegewohnhei¬ 
ten entsprechen. Inhalte können auch 
leichter geteilt und genutzt werden. 
Übrigens auch für Kleinzeitungen oder 
Webseiten unserer Partei... 

Die UZ erhält damit mehr Wert, 


nuarwochenende 2016, also bis zum 
Wochenende, an dem die Luxemburg- 
Liebknecht-Ehrung in Berlin stattfin¬ 
det. Im Vorfeld der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz der „jungen Welt“ wollen 
wir für unser Online-Angebot werben 
und werden es beim „Cafe K“ der DKP 
näher vorstellen. 

Danach werden wir ein Online- 
Abo einführen. Wer bereits ein Abo 
der Printausgabe der UZ hat, bekommt 
den freien Zugang zum Onlineangebot 
dazu - ohne Mehrkosten. 

UZ: Was bedeutet „ Testphase“? Läuft 
UZ Online noch nicht rund? 

Nina Hager: UZ Online läuft rund. In 
der Testphase wollen wir erproben, wie 
unser Angebot angenommen wird. In 
der UZ-Redaktion sind wir sehr durch 
das Printmedium geprägt, nur wenige 
von uns haben mit Internetauftritten 
größere Erfahrungen gemacht. Des- 
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UZ: Ist damit perspektivisch vorgese¬ 
hen, die Printausgabe einzustellen? 

Nina Hager: Im Gegenteil. Die UZ ist 
als Printausgabe unverzichtbar und wird 
durch das Online-Angebot ergänzt und 
erweitert. Die gedruckte UZ bleibt die 
Grundlage für die Aufgabe als Zeitung 
der DKP, Agitator, Propagandist und 
Organisator in den heutigen Kämpfen 
zu sein. Denn auf dem Infostand steht 
ja gewöhnlich kein Laptop oder Tablet. 

Um mit anderen bei Aktionen auf 
der Straße oder Veranstaltungen un¬ 
mittelbar ins Gespräch zu kommen 
und zu sagen, „lies das doch mal, wir 
haben dazu diese Position“, ist es wich¬ 
tig, direkt etwas in der Hand zu haben. 
UZ Online ist zum Beispiel wichtig, um 
dann zu erklären: „Schau mal auf un¬ 
serer Internet-Seite nach, da kannst du 


aber natürlich wollen wir mit UZ On¬ 
line auch viele neue Leserinnen und Le¬ 
ser für unsere Zeitung gewinnen. 

Voraussetzung dafür ist, dass wir in¬ 
haltlich besser werden. Wir müssen den 
Kern, die Ursachen und Widersprüche 
der heutigen gesellschaftlichen Ausein¬ 
andersetzungen besser, umfassender er¬ 
fassen. - und das ist sehr schwierig, denn 
wir sind selbst Akteure in den heutigen 
höchst widersprüchlichen und sehr kom¬ 
plexen gesellschaftlichen Prozessen. Da 
kann man sich nicht als „Zeitgenossin“ 
bzw. „Zeitgenosse“ auf eine höhere War¬ 
te zurückziehen und meinen, als Mar¬ 
xistin bzw. Marxist wisse man schon im 
Vornherein, wie’s laufen wird... 

UZ: Wird die Onlineausgabe vollständig 
frei zugänglich sein? 

Nina Hager: Zunächst schon. Die 
Testphase geht bis zum zweiten Ja¬ 


halb wünschen wir uns viele Rückmel¬ 
dungen: Zur Gestaltung, zum Angebot. 
Wünsche und Verbesserungsvorschlä¬ 
ge sind uns willkommen. Wir werden 
nicht alle Vorschläge sofort oder über¬ 
haupt umsetzen können, aber wir brau¬ 
chen Erfahrungen der Nutzerinnen und 
Nutzer, die uns ermöglichen, Verbesse¬ 
rungen Schritt für Schritt vorzunehmen. 

Es wäre sehr schön, wenn unsere 
Leserinnen und Leser, die das UZ On¬ 
line-Angebot testen, ihr Umfeld einbe¬ 
ziehen und um Kritik bitten sowie um 
Anregungen. 

Und: Macht Werbung. Für das On¬ 
line-Angebot der UZ, aber natürlich 
vor allem auch für die Printausgabe. 
Bestellt die UZ und die UZ-Extras für 
Aktionen. Nutzt sie für die Diskussion 
über aktuelle politische sowie über the¬ 
oretisch-weltanschauliche Fragen. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 


Gastkolumne von Willi Hoffmeister 

Antikriegstag 
1. September: Ohne 
Frieden ist alles nichts 


Am 1. September 1939 begann mit 
dem Überfall Nazi-Deutschlands auf 
Polen der Zweite Weltkrieg. 60 Milli¬ 
onen Tote, Not und Verwüstung waren 
das Ergebnis der Nazidiktatur. Nie 
wieder Krieg, nie wieder Faschismus 
war der Leitfaden der Antifaschisten 
nach dem Ende der Hitler Ära. 

Doch das „Nie wieder“ wurde schon 
bald mit der unheilvollen Remilita¬ 
risierungspolitik Westdeutschlands 
durch die Regierung Adenauer zu 
Makulatur. Hier schon wurde indirekt 



der Grundstein für die deutsche Be¬ 
teiligung am völkerrechs- und grund¬ 
gesetzwidrigen NATO-Angriffskrieg 
auf Jugoslawien und an weiteren 
Kriegen gelegt. Heute, 70 Jahre nach 
der Niederschlagung des Faschismus 
müssen wir feststellen: Kriege eines 
kapitalistischen Deutschland sind 
wieder auf der Tagesordnung. 

Seit Beginn der 1950er Jahre 
wurde in der Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik der 1. Septem¬ 
ber als „Tag des Friedens“ bzw. als 
„Weltfriedenstag“ bezeichnet, an 
dem die Öffentlichkeit in Versamm¬ 
lungen und Kundgebungen zum Ein¬ 
treten für den Weltfrieden aufgeru¬ 
fen wurde. Auf Initiative des DGB 
wurde 1957 in der Bundesrepublik 
der 1. September erstmals als Anti¬ 
kriegstag begangen. Gemeinsam mit 
der Friedensbewegung wird dieser 
Tag an vielen Orten gestaltet - aber 


nicht immer entsprechen die Aufru¬ 
fe des DGB den Erfordernissen der 
Friedensbewegten und es kommt zu 
getrennten Veranstaltungen. In An¬ 
betracht der sich von Jahr zu Jahr 
wieder steigernden Rüstungs-, Mili- 
tarisierungs- und Kriegspolitik aller 
bisherigen Bundesregierungen gibt 
es zum gemeinsamen Ringen aller 
Friedenskräfte für eine andere Poli¬ 
tik keine Alternative. 

Denn, Nie wieder Krieg vom deut¬ 
schen Boden aus, so das Grundgesetz, 
ist ein Auftrag an uns alle, in einer 
Situation, da wir eine alarmierende 
Entwicklung erleben. Der Umbau 
der Bundeswehr zur Angriffsarmee, 
Auslandseinsätze, die Bereitstellung 
von Stützpunkten und militärischer 
Logistik für die USA und die NATO 
zur Steuerung der verbrecherischen 
Kampfdrohneneinsätze, die Lagerung 
der US-Atombomben in Büchel mit 
geplanter Einsatzunterstützung durch 
die Bundeswehr, um nur einiges zu 
nennen, sind grundgesetzwidrig. Die 
Rüstungsexportgenehmigungen wur¬ 
den trotz anderweitiger Versprechen 
der rosa-schwarzen Regierungskoali¬ 
tion im ersten Halbjahr 2015 mit 6,35 
Milliarden Euro gegenüber dem Vor¬ 
jahreszeitraum deutlich erhöht. 

Von deutschem Boden geht Krieg 
aus, denn hier befindet sich die von 
der NATO beschlossene „Speerspit¬ 
ze“. 

Der 1. September muss dagegen 
ein eindeutiges Signal setzen. Nach 
dem 1. September ruft die Friedens¬ 
bewegung zu Demonstrationen noch 
in Ramstein, Kalkar und Essen auf. 
Eine Gewerkschafterinitiative disku¬ 
tiert Fragen der Rüstungskonversion. 
Dem IG Metall-Gewerkschaftstag 
liegen 24 Anträge zur Rüstung vor, 
18 davon beinhalten auch die Rüs¬ 
tungskonversion. Der nächste Frie¬ 
densratschlag Anfang Dezember 
wird wieder deutlich machen: Frie¬ 
den ist nicht alles, aber ohne Frieden 
ist alles nichts. 


Kommentar von Heinz-W. Hammer 


Kleingarten-Propaganda 


Die fünf Kubaner, die die USA ge¬ 
fangen gehalten hatten, sind frei. 
USA und Kuba haben ihre Bot¬ 
schaften in Havanna und Washing¬ 
ton eröffnet. Die diplomatischen 
Beziehungen normalisieren sich - 
die antikubanische Propaganda 
und die ideologische Auseinander¬ 
setzung nehmen zu. 

Natürlich wissen die Berichte 
der Konzernmedien nichts davon, 
dass der Abbruch der diplomati¬ 
schen Beziehungen zwischen Kuba 
und den USA nicht etwa von den 
Kubanern ausging -1961 beendeten 
die USA einseitig die Beziehungen. 
In einem dpa-Artikel zur Eröffnung 
der US-Botschaft in Havanna am 
14. August, der es in mehrere Zei¬ 
tungen schaffte, hieß es: „US-Inva- 
sion in der Schweinbucht, Statio¬ 
nierung von Mittelstreckenraketen 
im Kalten Krieg, ein immer noch 
bestehendes Wirtschaftsembargo 
der USA: Das über Jahrzehnte ge¬ 
schürte Misstrauen beider Seiten 
sitzt tief.“ In scheinbar objektivem 
Ton verfälscht der Artikel die Ge¬ 
schichte: Die USA betrieben über 
Jahrzehnte eine aggressive Politik 
gegen die sozialistische Insel - mit 
der Blockade, mit Invasion und Ter¬ 
ror, unter anderem allein mit 600 
versuchten Attentaten auf den Re¬ 
volutionsführer und langjährigen 
Präsidenten Fidel Castro. Kuba hat 
sich gegen diese Aggression vertei¬ 
digt - auch im Bündnis mit den an¬ 


deren sozialistischen Staaten, auch 
durch die Stationierung sowjeti¬ 
scher Mittelstreckenraketen. Der 
Hintergrund des angeblich „beid¬ 
seitigen Misstrauens“ ist eine ein¬ 
seitige Aggression. 

Durch die ideologische Brille 
der Konzernmedien verwandelt sich 
der Kampf zweier Gesellschaftssys¬ 
teme in einen ganz unnötigen Streit 
von sturen Herren. In der „SZ“ war 
zu lesen, dass Kuba eine „surrea- 
le Propagandaschlacht“ gegen die 
USA betreibe, die an eine „Nach¬ 
barschaftsfehde, wie man sie aus 
Kleingartenkolonien kennt“, erin¬ 
nere. Die Darstellung hat eine wirk¬ 
lichen Hintergrund: Das Blickfeld 
des Autors reicht nicht weiter als 
bis zur ordentlich gestutzten Hecke 
des bürgerlichen Vorurteils. Anstel¬ 
le von aggressiver Großmacht und 
Verteidigung der Revolution sieht 
die „SZ“ eine „kalten Kleinkrieg“. 

Als Anfang der 90er Jahre die 
kubanische Revolution besonders 
gefährdet war, kam fast jede Diskus¬ 
sion über die Perspektiven des kari¬ 
bischen Sozialismus irgendwann auf 
die Frage: „Was meinst du - wird 
Kuba überleben?“ Als Aktivisten 
der Solidaritätsbewegung antwor¬ 
teten wir damals dasselbe wie heu¬ 
te: „Die Frage ist: Was können wir 
für das Überleben Kubas tun?“ Und 
das heißt besonders: Der antikom¬ 
munistischen Meinungsmache ent¬ 
gegentreten. 
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Siegreicher Aufstand 

Am 19. August 1945 siegte in Vietnam die erste nationale Befreiungsrevolution 



Der Kommandeur der Vietnamesischen Volksarmee Vo Nguyen Giap bei einer Truppenbesichtigung in Hanoi am 26. August 1945 


E s war am Beginn des Jahres 1941. In Europa 
hatten die Hitlerhorden den halben Konti¬ 
nent unterjocht. Der faschistische Achsen¬ 
partner Japan war in weite Gebiete Asiens einge¬ 
fallen. Im Frühjahr 1940 hatte er auch die franzö¬ 
sische Kolonie Vietnam okkupiert. Der von den 
Vichy-Behörden eingesetzte Gouverneur, Admi¬ 
ral Decoux, überließ den Japanern Indochina mit 
allen französischen Luftwaffen- und Marinestütz¬ 
punkten kampflos als Aufmarschbasis zur Fort¬ 
setzung ihrer Aggressionen in Südostasien. Als 
Gegenleistung durfte die französische Kolonial¬ 
verwaltung unter der Oberhoheit Tokios formal 
weiter amtieren. 


In dieser Situation traf Ho Chi Minh in der 
nordvietnamesischen Provinz Cao Bang ein 
und übernahm die Leitung des nationalen Be¬ 
freiungskampfes. Das historische Ereignis zeug¬ 
te von der unerschütterlichen Überzeugung des 
Führers und Gründers der Kommunistischen 
Partei, dass der deutsche Faschismus und japa¬ 
nische Militarismus scheitern werden. Am 6. Fe¬ 
bruar tagte das 8. Plenum des Zentralkomitees 
der Partei. Es analysierte die Lage nach der ja¬ 
panischen Invasion und konkretisierte die erste 
Etappe der vietnamesischen Revolution als na¬ 
tional-demokratische Umwälzung und als deren 
unmittelbare Aufgabe die Befreiung Vietnams 


vom doppelten Joch des französischen und ja¬ 
panischen Imperialismus. Es schlug vor, zur Ge¬ 
winnung der Mehrheit des Volkes eine breite na¬ 
tionale Einheitsfront zu bilden. Sie entstand am 
19. Mai mit Vertretern der verschiedenen Volks¬ 
schichten in Gestalt der Vietnam doc Lap Dong 
Minh hoi, der Liga für die Unabhängigkeit Vi¬ 
etnams, die unter dem legendären Namen Viet 
Minh in die Geschichte einging. Ihr schlossen 
sich in den nächsten drei Jahren breite Kreise der 
Bevölkerung - Arbeiter und Bauern, Vertreter 
der Intelligenz, der verschiedenen Schichten des 
Kleinbürgertums und der nationalen Bourgeoi¬ 
sie sowie der nationalen Minderheiten als auch 


Ein Politiker mit Realitätssinn 


Am 20. August starb Egon Bahr 

Parteiübergreifend waren sie sich in der letzten 
Woche alle einig: Der am 20. August verstorbene 
SPD-Politiker Egon Bahr war ein herausragender 
Politiker, „Baumeister der deutschen Ostpolitik“, 
Architekt der „Wiedervereinigung“, „ein großer 
Europäer“. Die Vorsitzenden der Linkspartei, Kat- 
ja Kipping und Bernd Riexinger, ernannten ihn 
sogar zu einer „Jahrhundertfigur der deutschen 
und europäischen Linken“. 

Dabei war Egon Bahr in den 70er Jahren im 
rechtskonservativen Lager ausgesprochen ver¬ 
hasst. Er wurde der „Preisgabe der deutschen In¬ 
teressen“, der „Kapitulation vor Moskau“ und des 
„nationalen Verrats“ beschuldigt. Wir von der da¬ 
mals noch relativ neu formierten DKP unterstütz¬ 
ten dagegen zusammen mit vielen anderen Men¬ 
schen in der Friedensbewegung die von Brandt 
und Bahr ausgehenden Initiativen, organisierten 
Zustimmungserklärungen und Demonstrationen 
für die ausgehandelten Ost-Verträge. 

Egon Bahr hat für das Zustandekommen der 
Verträge mit der Sowjetunion und Polen (1970), 
des Transitabkommens (1971) und des Grundla¬ 
genvertrags mit der DDR (1972) zweifellos eine 
entscheidende Rolle gespielt. Was ihn auszeichne¬ 
te, war sein Realitätssinn, die Bereitschaft zum Su¬ 
chen nach Verständigung auch mit den Kommu¬ 
nisten und der damals durchaus notwendige Mut 
zum Brechen mit den Tabus der Adenauer-Ära. 
Insofern hat sich Egon Bahr damals um die Nor¬ 
malisierung der Beziehungen zu den osteuropäi¬ 
schen Staaten und zur DDR und damit um die Si¬ 
cherung des Friedens in Europa verdient gemacht. 

Aber natürlich war Bahr nicht der Alleiner¬ 
finder der „neuen Ostpolitik“. Er hätte sein Kon¬ 
zept nicht umsetzen können, wenn nicht entspre¬ 
chende internationale und innenpolitische Bedin¬ 
gungen vorhanden gewesen wären. Im Juni 1963 
hatte USA-Präsident Kennedy in einer Rede in 
der Universität von Washington eine Wende in 
der US-amerikanischen Politik gegenüber dem 
„Ostblock“ angekündigt. Egon Bahrs Rede in 
der Evangelischen Akademie Tutzing, in der er 


erstmals die Formel vom „Wandel durch Annä¬ 
herung“ benutzte, kam einen guten Monat später 
und war in deutlicher Anlehnung an Kennedys 
neue Orientierung. Die wiederholten Entspan- 


nungs- und Abrüstungsvorschläge der UdSSR 
und der anderen sozialistischen Staaten in Euro¬ 
pa und ihre internationale Wirkung, die sich for¬ 
mierende Bewegung der „blockfreien Staaten“ 


und nicht zuletzt die seit den 60er Jahren ange¬ 
wachsene Friedensbewegung in den USA und in 
der BRD hatten die Voraussetzungen geschaffen, 
unter denen Bahrs Konzept gegen den Block der 
„kalten Krieger“ überhaupt erst durchgesetzt wer¬ 
den konnte. 

Die objektiv positive Wirkung der Brandt- 
Bahr-Politik für den Frieden in Europa bleibt 
auch dann erhalten, wenn sie von Anfang an un¬ 


übersehbar mit antikommunistischen Hinterge¬ 
danken verbunden war. Dass daraus aber 20 Jah¬ 
re später tatsächlich eine „Konterrevolution auf 
Filzlatschen“ wurde, die zur Wiederherstellung 



26.4.1972, Berlin: Nach dem erfolgrichen Abschluss ihrer Verkehrsverhandlungen über einen Vertrag 
zwischen der DDR und der BRD gaben die Leiter der Verhandlungsdelegationen, der DDR-Staatsse- 
kretärs Dr. Michael Kohl (r.) und Egon Bahr vor 200 in- und ausländischen Journalisten im Hause des 
Ministerrates der DDR Erklärungen ab. 


vietnamesische Soldaten aus der französischen 
Kolonialarmee an. Am 22. Dezember 1944 wur¬ 
de in Cao Bang eine 34 Mann zählende „Brigade 
bewaffneter Propaganda für die Befreiung Viet¬ 
nams“ aufgestellt. „Sie soll die Keimzelle unserer 
künftigen Armee werden“, sagte Ho Chi Minh 
zu den Männern. Ihr Kommandeur wurde ein 
31-jähriger Lehrer namens Vo Nguyen Giap, der 
spätere Verteidigungsminister der DRV. In den 
folgenden Monaten schlossen sich Vo Nguyen 
Giap Zehntausende Kämpfer an. 


★ 

Am 9. August 1945 begann die Sowjetarmee 
ihre gewaltige Offensive gegen Japan, in deren 
Verlauf die 1,2 Millionen Mann starke Kwan- 
tungarmee zerschlagen wurde. Die sowjeti¬ 
schen Truppen besetzten die Mandschurei, be¬ 
freiten Nordkorea und schufen entscheidende 
Voraussetzungen für den erfolgreichen Verlauf 
der chinesischen Befreiungsbewegung sowie in 
weiteren asiatischen Ländern, darunter auch Vi¬ 
etnam. Die Stunde des Handelns war gekom¬ 
men. Die Volksarmee befreite weite Gebiete 
Nordvietnams und stand 60 km vor Hanoi. Der 
Zusammenbruch des japanischen Militarismus 
war, obwohl er in Indochina noch eine 200 000 
Mann starke Armee stehen hatte, nur noch eine 
Frage von Tagen. Am 13. August trat die Füh¬ 
rung der Viet Minh zusammen und rief die Be¬ 
völkerung zum bewaffneten Aufstand gegen die 
japanischen Okkupanten und die französischen 
Kolonialisten auf. Die Viet Minh riefen für den 
16. August einen nationalen Kongress ein, der 
die Macht übernahm und das Nationalkomi¬ 
tee der Viet Minh zur revolutionären provisori¬ 
schen Regierung erklärte. Vom Cao Bang-Pass 
im Norden bis zum Kap Ca Mau im Süden stieß 
die Volksarmee in wenigen Tagen in alle Lan¬ 
desteile vor. Am 19. August befreite sie Hanoi. 
Am 23. August wehte die rote Fahne mit dem 
gelben Stern über der alten Kaiserstadt Hue. 
Kaiser Bao Dai dankte ab und übergab in der 
Zitatelle die Macht an die Revolutionäre Regie¬ 
rung. Die nationale Befreiungsrevolution hatte 
gesiegt. Am 2. September proklamierte Ho auf 
dem Ba Dinh-Platz in Hanoi vor dem ehemali¬ 
gen Gouverneurspalast vor einer halben Million 
Einwohnern die Gründung der Demokratischen 
Republik Vietnam. 

Gerhard Feldbauer 


des Kapitalismus in ganz Europa führte, war 
nicht zwangsläufig oder gar unvermeidlich die 
Folge des Bahrschen Konzepts. Dass es so kam, 
lag in erster Linie an den inneren Schwächen, 
an den ökonomischen und politischen Fehlent¬ 
wicklungen in den sozialistischen Staaten selbst. 

Ein „Linker“ im Sinn grundlegender gesell¬ 
schaftlicher Veränderungen ist Egon Bahr nie 
gewesen. Als er 1956, bereits 34 Jahre alt, in die 
SPD eintrat, tat er dies nach seinem eigenen Be¬ 
kunden nicht wegen ihrer „gesellschaftlichen 
Forderungen“, sondern „aus nationalen Grün¬ 
den“. Die Vergesellschaftung der Banken hielt 
er für „sinnlos“ (siehe TV-Gespräch von Egon 
Bahr mit Günter Gaus, Erstsendung am 9.4.1995 
im damaligen ORB, heute RBB). Als Bundesge¬ 
schäftsführer der SPD veranlasste Bahr 1977 den 
Ausschluss der „Stamokap“-Jusos unter Benne- 
ter aus der SPD. Bis zu der Erkenntnis, dass „Nie 
wieder Krieg und Faschismus“ die Überwindung 
der Macht- und Besitzverhältnisse verlangt, die 
sie hervorgebracht haben, ist Bahr nie vorge¬ 
drungen. Er konnte sich die „Wiedervereinigung 
Deutschlands“ offensichtlich nur im Rahmen des 
kapitalistischen Systems der BRD vorstellen. 

Dennoch bleibt Bahrs Plädoyer für eine 
realitätsorientiere Politik aber auch heute im¬ 
mer noch ein wichtiger Denkansatz. Vier Wo¬ 
chen vor seinem Tod hatte Egon Bahr zusam¬ 
men mit anderen Persönlichkeiten am 21. Juli 
2015 noch eine Erklärung veröffentlicht, deren 
Überschrift lautete: „Zum bedrohten Frieden - 
für einen neuen europäischen Umgang mit der 
Ukraine-Krise“. Darin warnen die Unterzeichner 
vor einem „heraufziehenden russisch-euroatlan¬ 
tischen Großkonflikt, der in eine Katastrophe 
münden kann, wenn die sich bereits drehende 
Spirale des Wettrüstens, der militärischen Provo¬ 
kationen und der konfrontativen Rhetorik nicht 
gestoppt wird“. Sie fordern deshalb „eine mutige 
politische Initiative“ für einen „Neustart der Be¬ 
ziehungen mit Russland“. 

Wäre es nicht schon ein großer Fortschritt, 
wenn SPD-Chef und Vizekanzler Gabriel seinen 
verstorbenen Parteifreund dadurch ehren würde, 
dass er dessen Warnung und Empfehlung ernst 
nimmt und in die Tat umsetzt? 

Georg Polikeit 
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Absurde Hierarchien 

Ein wunderbarer Frauenfilm aus Brasilien 


E s ist alles klar organisiert im kom¬ 
fortablen Haushalt der TV-Mo- 
deratorin Barbara in Sao Paulo, 
in dem jeder seinen Platz kennt und 
nichts ihrer Karriere im Wege sein 
darf. Weder der schwermütige Ehe¬ 
mann Carlos, den sie kaum wahr¬ 
nimmt, noch der verzärtelte 17-jährige 
Sohn Fabinho. Dessen Erziehung hat 
Barbara schon seit 13 Jahren an ihre 
Haushälterin Val „abgetreten“ die für 
ihre Anstellung aus dem armen Nor¬ 
den Brasiliens in die Millionenstadt 
kam und dafür sogar ihre kleine Toch¬ 
ter Jessica in der Obhut von Freunden 
zurückließ. Aus Sparsamkeit lebt Val 
nun im kleinsten Zimmer der Vil¬ 
la und kümmert sich um Fabinho so 
mütterlich, wie sie es für Jessica nicht 
sein kann. 

Alles ändert sich, als Jessica, mitt¬ 
lerweile eine selbsbewusste und eman¬ 
zipierte junge Frau, unerwartet an Vals 
Arbeitsstätte auftaucht, weil sie in Sao 
Paulo ein Architekturstudium aufneh¬ 
men will. Im Nu stellt ihr Erscheinen 
die alte Ordnung auf den Kopf: Von der 
kargen Matratze in Vals Zimmerchen 
zieht sie beherzt um ins Schlafzim¬ 
mer der Herrschaft, nimmt sich keck 


aus dem Kühlschrank, was für Fabinho 
reserviert ist. Vor dessen Arglosigkeit 
wie vor dem senilen Hausherrn spielt 
sie ungeniert ihre weiblichen Reize aus. 


Die entsetzte Barbara muss Zusehen, 
wie Jessica den Swimmingpool mit ih¬ 
rem Domestikenschweiß kontaminiert, 
und lässt prompt das Wasser erneuern, 
und Val, die wegen Jessicas Benehmen 
um ihren Job fürchtet, muss sich nun 


von ihrer Tochter auch noch Vorwürfe 
wegen ihrer Unterwürfigkeit anhören. 

Arm und reich, alt und jung, Fami¬ 
lie und Karriere, konservative Hierar¬ 


chie und aufmüpfige Rebellion. Kon¬ 
flikte zuhauf also im vierten Kinofilm 
der brasilianischen Regisseurin Anna 
Muylaert, dessen Originaltitel „Que 
horas ella volta?“ („Wann kommt sie 
zurück?“) der deutsche Verleih zum 


irreführend idyllischen „Sommer mit 
Maman“ verunstaltet hat. Nach knap¬ 
pen Skizzen aus dem pulsierenden Le¬ 
ben in Sao Paulos Straßen, von Barba¬ 
ra Alvarez’ Digitalkamera präzise ein¬ 
gefangen, spielt sich die Handlung fast 
komplett in der Villa ab, wo der scharfe 
Ton Barbaras und die herzzerreißende 
Leidensfähigkeit Vals keinen Gedan¬ 
ken an Idylle aufkommen lassen. Wie in 
Stein gemeißelt erscheint hier die sozi¬ 
ale Hierarchie - bis Jessicas Auftreten 
die archaischen Verhältnisse zum Tan¬ 
zen bringt. 

Muylaert, die auch selbst das 
Drehbuch schrieb, nutzt dieses Kon¬ 
fliktpotential des Stoffes nicht für wil¬ 
de Dramatik, eher für recht leichtfü¬ 
ßigen Humor. Da kommt so manche 
Absurdität in der Alltagsroutine zum 
Vorschein, wenn die eingeübten Ritu¬ 
ale des Oben und Unten nicht mehr 
funktionieren, weil eine, die in we¬ 
niger hierarchischer Umgebung auf¬ 
gewachsen ist, nicht mehr mitspielen 
will. Muylaerts Sympathien mögen 
mehr der Welt Jessicas und Vals ge¬ 
hören, deren Handlungsmotive sie 
besonders fein ausführt. Aber auch 
gegenüber den „Oberen“ versagt sie 


sich billige Späße auf Kosten ihrer Fi¬ 
guren. Wenn Val ihre paar Kröten zu¬ 
sammennimmt, um ihrer Herrin quasi 
als Entschädigung für Jessicas Verhal¬ 
ten ein schwarz-weißes Kaffeeservice 
zu schenken, mag man über ihren un¬ 
geschliffenen Geschmack schmun¬ 
zeln; lächerlich macht sich höchstens 
die Beschenkte, wenn sie wenig spä¬ 
ter das ungeliebte Geschenk aus ih¬ 
rem Blickfeld verbannt. 

Deutlich blasser erscheinen ihre 
männlichen Figuren. Das mag Ab¬ 
sicht sein, um ihren weiblichen Ge¬ 
genparts mehr Spielraum zu lassen; 
es liegt aber auch an der hervorragen¬ 
den Besetzung, die Muylaert für ihre 
Frauenrollen gefunden hat. Als Jessi¬ 
ca brilliert die junge Camila Märdila 
in ihrer ersten großen Rolle, für die 
sie auf dem Sundance-Festival gleich 
mit einem Spezialpreis der Jury ausge¬ 
zeichnet wurde - gemeinsam mit Bra¬ 
siliens Superstar Regina Case, die ihre 
Filmmutter Val bis in feinste Nuancen 
auslotet. Wenn Muylaerts Film ihr am 
Ende eines der unaufdringlichsten 
Happyends der Filmgeschichte gönnt, 
wird einem buchstäblich warm um’s 
Herz. Hans-Günther Dicks 
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Peter Mertens (Hg.) 

Die Millionärssteuer 

und sieben andere brillante Ideen 

die Gesellschaft zu verändern 

ca. 170 Seiten, ca. 14,80 Euro, ISBN 978-3-910080-83-6 

Erscheint im November 2015 

Das belgische Kapital und seine Politiker orientieren sich 
gerne und oft am großen deutschen Bruder. Zeit für uns - 
in Vielfalt vereint - auch mehr von den Ideen und Erfahrun¬ 
gen derer zu lernen, die in Belgien den Weg in eine andere, 
menschlichere und sozial-gerechtere Zukunft suchen. 

In diesem Buch haben sechzehn linke Praktiker ge¬ 
wagt zu träumen und eine Palette von acht kühnen Ideen 
zusammengefasst, die nicht nur die belgische Gesell¬ 
schaft herausfordern. Eine „Sauerstoff-Kur“ und solide 
Basis auch für einen Politikwechsel in unserem Land. 

Peter Mertens, Soziologe und Vorsitzender der belgi¬ 
schen Partei der Arbeit, ist Autor des EU-kritischen Best¬ 
sellers „Wie können sie es wagen?“ Unter seiner Feder¬ 
führung entstand auch diese Gemeinschaftsarbeit der 
neuen Generation belgischer Kommunistinnen. 


MASCH-Skript 
Martin Schlegel 

Staatsverschuldung - langfristige Entwick¬ 
lung und Ursachen 

ca. 50 Seiten, Schutzgebühr 3,00 Euro, ISBN 978-3-910080-87-4 

Erscheint im September 2015 

Beim Thema Staatsverschuldung denkt man derzeit in er¬ 
ster Linie an Griechenland. Allein diese Fokussierung ver¬ 
sperrt den Blick auf das Gesamtbild. Im MASCFI-Skript 
„Staatsverschuldung“ behandelt der Diplom-Mathematiker 
Martin Schlegel die langfristige Entwicklung der Staats¬ 
verschuldung in allen entwickelten kapitalistischen Staa¬ 
ten und ihre Ursachen sowie die tieferliegenden Gründe 
der Eurozonenkrise. Nicht-Ökonomen werden polit-öko- 
nomische Zusammenhänge verständlich dargestellt. 


Hermann Kopp/Lothar Geisler (Hg.) 

Denkanstöße 

Zum 90. Geburtstag von Robert Steigerwald 

ca. 170 Seiten, ca. 19,80 Euro, ISBN 978-3-910080-84-3 

Erscheint im Oktober 2015 

Denkanstöße von Robert Steigerwald gingen und ge¬ 
hen stets über die Grenzen der eigenen Partei hinaus. 
Anlässlich seines 90. Geburtstages organisierten Marx- 


Engels-Stiftung und Marxistische Blätter eine Konfer¬ 
enz für Robert Steigerwald. Dieser Sammelband ver¬ 
eint Vorträge u.a. von Gretchen Binus, Willi Gerns, Heinz 
Karl, Alfred Kosing, Patrik Köbele, Manfred Lauermann, 
Ekkehard Lieberam, Thomas Metscher, Richard Sorg ... 


Willi Gerns 

Revolutionäre Strategie 
in nichtrevolutionären Zeiten 

ca. 200 Seiten, ca. 19,80 Euro, ISBN 978-3-910080-85-0 

Erscheint im Oktober 2015 

An „Gerns/Steigerwald“ kommt niemand vorbei, der 
sich ein wahrhaftiges Bild machen will von der program¬ 
matischen Entwicklung der DKP, von ihrer strategischen 
Orientierung und deren Grundlagen. Im Zentrum dieser 
Artikelsammlung von Willi Gerns, dessen 85. Geburts¬ 
tag wir im November feiern, stehen die „Dialektik von 
Reform und Revolution“ und die „Strategie des Kam¬ 
pfes um antimonopolistische Übergänge zum Sozia¬ 
lismus“. 


Rüdiger Bernhardt 

Vom Schreiben auf dem Bitterfelder Weg 
Die Bewegung schreibender Arbeiter - 
Betrachtungen und Erfahrungen 

ca. 200 Seiten, ca. 19,80 Euro, ISBN 978-3-910080-86-7 

Erscheint im November 2015 

Die Geschichte der Bewegung schreibender Arbeiter 
der DDR ist nur in Ansätzen geschrieben. Dieses Buch 
betrachtet der Autor als Grundbaustein dazu. Von der 
bürgerlichen Literaturwissenschaft und Publizistik stets 
elitär als Produktionsstätten von „Ideologiekitsch“ ver¬ 
schrien, ermöglichten die Zirkel schreibender Arbeiter- 
wie auch der westdeutsche „Werkkreis Literatur der Ar¬ 
beitswelt“ - vor allem emanzipatorische, kulturpolitische 
Bildungsprozesse, die dem westdeutschen Bürgertum 
suspekt waren. Und brachten beachtliche Werke her¬ 
vor. Unser Autor, Jahrgang 1940, war als ordentlicher 
Professor für Literatur der DDR über 40 Jahre auch Ak¬ 
tivist, Ratgeber und wissenschaftlicher Begleiter dieser 
Bewegung. 
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Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Ihr wisst, was »bewaffneter 
Konflikt« wirklich bedeutet. 

Ihr wisst, wessen Interessen der 
Krieg gegen Jugoslawien bediente. 

Ihr wisst, was »Nebenbei-Schaden» 
(Kollateralschaden) meint. 

Gabriele Senft hat die Opfer der 
verbrecherischen Bombardierung 
der Brücke von Varvarin 
(»kollaterale Opfer«) über 14 Jahre 
begleitet. Jeder dieser Menschen 
ist ein »Einzelfall«, wie wir alle. 

Ihre Bilder, die Interviews 
und Texte sind ein Manifest 
gegen Kriege. 


Gabriele Senft 

TARGET. Die Brücke von Varvarin 

Dokumentation eines NATO-Kriegsverbrechens und seiner Folgen 
224 Seiten | 144 s/w Fotos | ISBN 978-3-95514-901-7 | 16,80 € 


Direktbestellung beim Verlag: www.gutes-lesen.de 



In der Tradition von John Heartfield, Eugen und Walter Heilig, Walter Ballhause, Theo Gaudig, Ludwig 
Büchner (Bruder von Georg Büchner), Wilhelm Liebknecht (Vater von Karl Liebknecht), Max Sievers und 
vielen, vielen weiteren Kräften der Philosophie der Aufklärung, des Antifaschismus und des 
Antiimperialismus - im Angesicht der bedrohlichen Weltkriegsgefahr 



Unterstützt die Erklärung zu Fragen von Krieg und Frieden, initiiert von 
Deutschem Freidenker-Verband und Bundesverband Arbeiterfotografie mit den Forderungen 

♦ NATO-Vertrag kündigen! 

♦ Vertrag über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte kündigen! 

♦ Mit Russland kooperieren! 

♦ Eine grundsätzlich andere, friedliche Außenpolitik gestalten! 

♦ Unterwerfung unter „supranationale" Instanzen des Finanzkapitals beenden! 



„Wir sind im Krieg, und dieser Krieg kann total werden", erklärte der französische Staatspräsident 
Hollande im Februar 2015 - im 70sten Jahr nach Ende des Zweiten Weltkrieges. Nach Angriffskriegen 
gegen Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Libyen und Syrien wird Krieg gegen Russland vorbereitet. 
Die Umzingelung Russlands mit Militärbasen, das Vordringen der NATO nach Osten, der Aufbau eines 
US-Raketenabwehrschildes und „westliche" Operationen in der Ukraine sind Teil dieser Konfrontation. 
Deshalb gilt als vordringliche Forderung an die deutsche Bundesregierung 


♦ DEUTSCHLAND RAUS AUS DER NATO - NATO RAUS AUS DEUTSCHLAND 


Der Aufruf mit bisher 40 Organisationen der Friedensbewegung findet sich hier: www.neinzurnato.de 
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Griechenland-Solidarität 
beim Wasserturmfest 

Elmshorn: Debatten, Musik, leckeres Essen 


Vierzig Jahre im 
Gemeinderat 

Die DKP Heidenheim feierte Jubiläum 



Der DKP-Kreisvorsitzenden Wilhelm Benz (links) und DKP-Stadtrat Reinhard 
Püschel (rechts). 


A m 19. August fand im Rathaus¬ 
foyer in Heidenheim eine Veran¬ 
staltung zur Ausstellung „40 Jah¬ 
re DKP im Heidenheimer Gemeinde¬ 
rat“ statt. Die Ausstellung bestand aus 
über 30 Tafelwänden, auf denen die 
kommunalpolitische Arbeit der DKP 
vor Ort von 1975 bis heute präsentiert 
wurde. 

Gut 60 Teilnehmer konnte die 
DKP im Rathausfoyer begrüßen: 
Freunde, ehemalige Weggefährten, 
Stadträte von SPD, Grüne und Lin¬ 
ke. Grußworte kamen vom Oberbür¬ 
germeister, vom Sprecher der DKP- 
Baden-Württemberg, Klaus Mausner, 
und von Wilhelm Benz, dem DKP- 
Kreisvorsitzenden. 

Klaus Mausner in seiner Ansprache: 
„40 Jahre DKP im Heidenheimer Ge¬ 
meinderat, „des isch net nix“, wie der 
Schwabe sagt. 

Aber was ist das? 

Vor allem mal 40 Jahre dem poli¬ 
tischen Mainstream standgehalten zu 
haben, der mehr-oder-weniger-All-Par- 
teien-Koalition der Pro-Kapitalismus- 
Parteien im Rathaus (bei gewisser Aus¬ 
nahme der Linkspartei in der letzten 
Periode), ein standhaftes und trotziges 
DAGEGEN zu setzen - und oftmals 
dafür auch mal Krach zu schlagen! 


Aber es ist vor allem ein FÜR! Für 
die Interessen der arbeitenden Men¬ 
schen unbeirrbar zu streiten, mit ihnen 
gemeinsam sich stark zu machen für ei¬ 
nen bezahlbaren ÖPNV, für Mieten, die 
der Normalverdiener gut tragen kann, 
für die Verteidigung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen usw. usf. 

Das ist der Nutzen oder der unmit¬ 
telbare Gebrauchswert der DKP im 
Gemeinderat für die arbeitende Be¬ 
völkerung Heidenheims. Das hat sich 
schon längst herumgesprochen und 
immer wieder bewährt - und deshalb 
halten sich die Kommunisten auch so 
zäh hier im Rathaus - trotz ständiger 
Anfeindungen und Unkenrufen.“ Er er¬ 
innerte u.a. vor allem auch an die große 
Leistung von Ulli Huber, „der als wahr¬ 
hafter Volkstribun, auch als Betriebs¬ 
und Gewerkschaftsfunktionär die DKP 
sprichwörtlich im Rathaus verkörpert 
hat“. Ein großer Erfolg ist, dass die 
DKP im Rathaus bis heute vertreten ist. 

Anschließend gab es Sekt und 
„Häppchen“ und gute Gespräche mit 
und unter den Teilnehmern. Erinnerun¬ 
gen wurden wach, als sie die Ausstel¬ 
lung sahen. 

Sowohl örtliche Zeitungen als auch 
der Radiosender „Radio Ton“ berich¬ 
teten ... UZ 


P ünklich zum Wasserturmfest der 
DKP Elmshorn war der Sommer 
wieder da. Herrliches Wetter mo¬ 
tivierte etwa 250 Menschen, am Fest 
teilzunehmen. Im Mittelpunkt des 
ca. 40. Wasserturmfestes stand die So¬ 
lidarität mit der griechischen Bevöl¬ 
kerung, mit ihrem Kampf gegen die 
Austeritätspolitik, gegen die massive 
Erpressung der Regierung und der 
Diktatpolitik von EU und vor allem 
der bundesdeutschen Regierung. 

Kapitalinteressen und Profitlo¬ 
gik bestimmen die ökonomischen 
und politischen Verhältnisse dieser 
Klassenpolitik der Bourgeoisie. Dem 
muss die klassenorientierte Handlung 
vor allem der Arbeiterbewegung ent¬ 
gegen gestellt werden. Der bekannte 
Schauspieler und Aktivist der Solida¬ 
ritätsbewegung mit Griechenland Rolf 
Becker verwies auf historische und ak¬ 
tuelle Entwicklungen, um den solida¬ 
rischen Widerstand auch im Interesse 
aller Völker Europas zu fordern. Mar¬ 
tin Klingenberg von der Initiative „Ar¬ 
beitskreis Distomono“ verlangte die 
Begleichung der historischen Schuld 
durch die Bundesregierung für die 
brutalen faschistischen Verbrechen 
Deutschlands in Griechenland. Er ver¬ 
wies auf den Schuldenschnitt und die 
jahrzehntelange Streckung der Schuld 
durch die Alliierten gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland, ohne 
die es keine Chance für den Wieder¬ 
aufbau gegeben hätte, und verlangte 
Gerechtigkeit gegenüber der griechi¬ 
schen Bevölkerung, die gegen den Fa¬ 
schismus, im Bürgerkrieg auch gegen 
den englischen Imperialismus und 
später gegen das faschistische Obris- 
tenregime kämpfte und sich befreite. 
Günther Stahmer vom Komitee „So¬ 
lidarität mit Griechenland“ aus Kiel 
verwies auf komplizierte, auch kon¬ 
troverse Debatten zur Einschätzung 
der aktuellen Politik des Ministerprä¬ 
sidenten Tsipras, aber auch auf die not¬ 
wendige Solidarität und die Eigenver¬ 
antwortung der deutschen Linken zur 
Veränderung des Kräfteverhältnisses 
in EU-Europa. 

Viele der ca. 100 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer der Diskussionsrunde 
brachten weitere wichtige Überlegun¬ 
gen zur Unterstützung des Kampfes 
in Griechenland und zur Veränderung 


des Kräfteverhältnisses ein. Diskutiert 
wurde auch die Frage, ob wir es bereits 
mit Signalen des Aufbrechens der neo¬ 
liberalen Hegemonie zu tun haben, 
oder aber die bleiernen Verhältnisse 
der letzten Jahrzehnte in Europa weit¬ 
gehend bestimmend sind. Rolf Becker 
sah in seinem Schlusswort Zeichen für 
mögliche progressive Entwicklungen 
auch in anderen europäischen Län¬ 
dern, in Lateinamerika und nicht zu¬ 
letzt in der BRD. Er verwies auf die 
Streiks in jüngster Zeit, auf die Anti 
-TTIP-Bewegung und anderes. Zu¬ 


gleich warnte er vor aktuellem Hinter¬ 
grund von Kriegen, wie in der Ukrai¬ 
ne, vor Illusionen bei der Einschätzung 
von Gefahren. 

Die Diskussionsrunde verwies auf 
die unabdingbare Weiterentwicklung 
der Solidarität, auf breitest mögli¬ 
che Bewegungen und Bündnisse und 
warnte vor Gefahren durch selbstiso¬ 
lierendes Sektierertum in der linken 
Bewegung. Schwierige und notwen¬ 
dige Debatten müssen offen und so¬ 
lidarisch ohne Denunziationen und 


Unterstellungen geführt werden. Das 
Gemeinsame gegen Großkapital und 
neoliberaler Herrschaftspolitik muss 
bestimmend sein. 

Dieser spannenden Diskussion folg¬ 
te der Auftritt eines griechischen Duos 
mit griechischer Musik - auch von Mi- 
kis Theodorakis. Es wurden griechische 
Speisen und die entsprechenden Ge¬ 
tränke angeboten. Griechische Freun¬ 
de und Genossen hatten sie schmack¬ 
haft zubereitet, so dass das Essen fast 
ausverkauft war. Leckere selbstgeba¬ 
ckene Kuchen, das Kinderfest und die 


abschließende Disco vom DJ machten 
das gesamte Wasserturmfest zu einem 
besonderen Ereignis. Diese Stimmung 
in der typischen Atmosphäre ist unver¬ 
gleichbar mit vielen anderen Festen in 
der Stadt. 

Für die DKP-Mitglieder und ihre 
Freundinnen und Freunde aus dem 
Kreis Pinneberg und umliegenden 
Orten war das Fest Motivation, be¬ 
reits jetzt über ein nächstes Fest 2016 
nachzudenken. 

DKP Elmshorn 



Rolf Becker verwies auf historische und aktuelle Entwicklungen in Griechenland, 
um den solidarischen Widerstand auch im Interesse aller VöIker Europas zu fordern. 


Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Wir brauchen eine Programmdiskussion! 

Aitak Barani, Frankfurt a. Main 


Die aktuelle Illusion bezüglich Syriza 
und ihrer linken Plattform hat wieder 
einmal gezeigt, dass wir eine Klärung 
unserer kollektiven Orientierung brau¬ 
chen, damit die Partei nicht im Zustand 
des Pluralismus verharrt oder zum An¬ 
hängsel sozialdemokratischer Wege 
wird. Ich vertrete die Ansicht, dass ein 
weiteres Hinausschieben der Klärung 
unserer revolutionären Strategie und 
Taktik, die Partei zur Unkenntlichkeit 
und Bedeutungslosigkeit treibt. Die 
Zuspitzung der Widersprüche erfor¬ 
dert eine ernsthafte, parteiweit durch¬ 
geführte Auseinandersetzung über un¬ 
sere Identität und Orientierung. Der 
21. Parteitag kann nicht ungeachtet 
dieser programmatischen Lücken ein 
Katalog von Aktionen für die nächs¬ 
ten zwei Jahre beschließen, bei denen 
„business as usual“ betrieben wird, und 
das ist: wir verlieren uns im Dschungel 
der Themen ohne eine kollektiv erar¬ 
beitete Strategie und Taktik. 

Wird der Parteitag den Weg des 
Pluralismus gehen, dann ist ein Rück¬ 
fall zu verbuchen: die Manifestation 
falscher Vorstellungen wird ihren Lauf 
nehmen. Das mit Aktionismus zu ka¬ 
schieren, wäre ein fataler Fehler. Der 


Leitantrag an den 21. Parteitag hat es 
versäumt diese dringlichste aller Auf¬ 
gaben auf die Tagesordnung zu setzen. 
Stattdessen wird in vielen Themenfel¬ 
dern Allgemeines postuliert, wie im 
Programm und auch in den Leitanträ¬ 
gen der alten Parteivorstände, Rich¬ 
tiges und grundlegend Falsches ne¬ 
beneinander gestellt: betreff Erschei¬ 
nungsformen des Kapitals und damit 
Charakter des Imperialismus, mögliche 
Friedensfähigkeit des Imperialismus 
wie z.B. durch BRICS, Übergangs- und 
Bündnisvorstellungen, die umstritten 
sein müssen. Ich werde an dieser Stel¬ 
le keine Kritik des Leitantrags, son¬ 
dern eine positive Bestimmung un¬ 
serer nächsten, meiner Ansicht nach 
notwendigen Schritte vornehmen. 
Der nächste notwendige Schritt ist die 
Einleitung einer zentral kontrollierten, 
verbindlichen, organisierten Diskussi¬ 
on aller Mitglieder über das Programm 
der DKP. Was aber ist ein Programm? 
Das Programm einer Kommunisti¬ 
schen Partei eines Landes legt der Ar¬ 
beiterklasse, damit selbstverständlich 
auch der gesamten Bevölkerung, ein 
Programm vor, wonach diese ihre ei¬ 
gene Lage und die gesellschaftlichen 


Kräfteverhältnisse erkennen und den 
Weg aus dieser Lage beschreiten kann. 

Wenn wir in unserem Programm 
schreiben, dass wir an die Revolution 
glauben, dann müssen wir den Men¬ 
schen auch unseren Plan, unseren Weg, 
unsere Strategie eben, mitteilen. Ich 
behaupte nicht, dass das im DKP-Pro- 
gramm nicht gemacht wird. Ich sage, 
dass diese Strategie, die Strategie der 
antimonopolistischen, demokratischen 
Übergänge, die dort 1 vorgestellt wird, 
falsch ist und fordere die Partei auf, da¬ 
rüber zu diskutieren und bitte auch zu 
korrigieren. 

Das mit dem Glauben an die Revo¬ 
lution droht tatsächlich Glaubenscha¬ 
rakter zu gewinnen, wenn wir uns nicht 
an die Arbeit machen und ernsthaft die 
Frage nach dem Plan beantworten. Die 
im Parteiprogramm formulierten Über¬ 
gangsvorstellungen - wir demokrati¬ 
sieren Konzerne und Banken über den 
Weg einer Linksregierung noch unter 
kapitalistischen Verhältnissen - erge¬ 
ben keinen Plan, sondern Illusionen. 

Jedes Mitglied der Partei muss an 
der Diskussion teilnehmen. Dazu ver¬ 
pflichtet uns nicht nur das im aktuel¬ 
len Programm und Statut Geschriebe¬ 


ne 2 , sondern unsere Verantwortung, die 
nicht nur was mit uns selbst, sondern 
mit unserer Verantwortung gegenüber 
der Klasse zu tun hat. Also Pflicht zur 
Teilnahme an der Diskussion, nichts 
anderes. 

Weiter: die Diskussion muss ein 
Ziel haben und darf nur auf eine über¬ 
schaubare Zeit begrenzt werden. Eine 
bis zum Sanktnimmerleinstag geführte 
Debatte ist genauso lähmend wie keine 
Debatte. Klare Zeitvorstellungen und 
Abgabetermine müssen her. 

Es geht jetzt darum, gemeinsam 
in der Partei z.B. folgende Fragen zur 
Diskussion und zur Klärung zu stellen: 
Erstens, ob sich der Charakter des Im¬ 
perialismus wesentlich verändert hat, 
zweitens ob wir es deshalb immer noch 
mit dem selben Staat zu tun haben, der 
seiner Aufgabe als ideeller Gesamtka¬ 
pitalist mehr als gerecht wird und der 
immer noch der Todfeind der Arbeiter¬ 
klasse und aller anderen Volksschich¬ 
ten ist; drittens, ob die Arbeiterklasse, 
die den privat und gewaltsam angeeig¬ 
neten Reichtum der Gesellschaft pro¬ 
duziert immer noch existiert (!) und die 
einzig revolutionäre Kraft zur Über¬ 
windung der Diktatur des Kapitals ist 


und schlussendlich, ob wir deshalb im¬ 
mer noch auf den Sturz der bürgerli¬ 
chen Herrschaft, die Zerschlagung des 
bürgerlichen Staates und die Errich¬ 
tung der Diktatur des Proletariats ori¬ 
entieren und dafür eine Partei „Neuen 
Typs“ brauchen, die das Bewusstsein in 
die Arbeiterklasse hineintragen muss, 
dass sie nur durch ihre eigenen und ei¬ 
genständigen Kampforganisationen ge¬ 
gen den starken, aber nicht übermäch¬ 
tigen Klassengegner gewinnen kann. 

Wenn wir uns dafür zwei Jahre Zeit 
nehmen bis zum 22. Parteitag, dann ha¬ 
ben wir sicherlich viel geschafft. Sogar 
das UZ-Pressefest könnte dazu genutzt 
werden diesmal mehr Einbindung des 
doch recht großen DKP-Umfeldes in 
eine Diskussion über unsere Zukunft. 
Ich bin sicher, dass mit einer solchen 
Vorbereitung der 22. Parteitag ein Ent¬ 
scheidungsparteitag wird. Eine Ent¬ 
scheidung, die unbedingt gefällt wer¬ 
den muss: Wollen wir eine Kommu¬ 
nistische Partei in Deutschland sein, ja 
oder nein? 

1 Programm der DKP von 2006, S. 28-33 

2 Programm der DKP S.47 und Statut der DKP 
S. 6 und S.7 
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Überlasteter Planet 

Nachhaltig nutzbare Ressourcen eines Jahres immer eher verbraucht 



Aktion am Erdüberlastungstag 13.8.2015 vor dem Kanzleramt. Foto: germanwatch.org 


E in überdimensionaler Getränke¬ 
karton vor dem Bundeskanzler¬ 
amt in Berlin. So mancher mag 
sich am 13. August gefragt haben, wieso 
er dort aufgestellt war: Er war Teil ei¬ 
ner Aktion verschiedener Umwelt- und 
Entwicklungsorganisationen. Drei Me¬ 
ter war er hoch und mit einem lauten 
Schlürfgeräusch fiel er in sich zusam¬ 
men. 

Dieser Karton war nichts ande¬ 
res als ein Symbol für unseren Plane¬ 
ten, den wir aussaugen und der in sich 
zusammenfällt. Das Motto hatten die 
Organisatoren entsprechend gewählt: 
„Leer! Die nächste bitte!“ Leben wir 
weiter wie bisher, wollten die Organisa¬ 
toren deutlich machen, reicht die eine 
Erde nicht. Würde der weltweite Le¬ 
bensstil beibehalten, bräuchten wir die 
Ressourcen von 1,5 Erden. Wenn alle 
Menschen den Lebensstil der Deut¬ 
schen annähmen, wären schon 2,6 Pla¬ 
neten nötig. Wollten alle so leben wie 
die Einwohner der USA oder Katar 
bräuchten wir sogar 3,9 bzw. 4,8 Erden. 

Der 13. August 2015 war in diesem 
Jahr der „Erdüberlastungstag“. Er be¬ 
schreibt den Tag, an dem die nachhal¬ 
tig nutzbaren Ressourcen eines Jahres 
verbraucht sind. „Wir verbrauchen die 
Ressourcen der Erde, als hätten wir 
noch eine zweite Erde im Keller“, er¬ 
klärte Christine Pohl, Referentin des 
INKOTA-Netzwerks. So sei es aber 
nicht: „Alles, was wir ab heute verbrau¬ 
chen, wächst nicht nach oder kann von 
der Erde nicht kompensiert werden.“ 
Der Tag, ab dem die Erde von uns 
überlastet wird, ist immer zeitiger im 
Jahr. 2014 war es „erst“ sechs Tage spä¬ 
ter, am 19. August, so weit. Vor 15 Jah¬ 
ren war der Stichtag am 1. Oktober. 

Unsere Wirtschaftsweise sei weder 
ökologisch nachhaltig noch global ge¬ 
recht, erklärte Jutta Otten von der Ent¬ 
wicklungsorganisation Germanwatch. 
„Damit beuten wir die Erde auf Kosten 
künftiger Generationen und der in Ar¬ 
mut lebenden Menschen aus, die insbe¬ 
sondere im globalen Süden leben“, sag¬ 
te sie. Die Bundesregierung unterstütze 
zwar bessere Energie- und Rohstoffef¬ 
fizienz der deutschen Wirtschaft, „be¬ 
zieht aber die Einhaltung globaler Um¬ 
weltgrenzen nicht konsequent in ihre 
Rohstoffpolitik ein“, erklärte Chris¬ 
toph Röttgers von der Naturschutzju¬ 
gend. „Wir brauchen eine Wirtschafts¬ 
politik, die nicht mehr nach Wachstum 
um jeden Preis strebt, sondern die dem 
übermäßigen Ressourcenverbrauch ein 
Ende setzt und ein Wirtschaften inner¬ 
halb der planetaren Grenzen ermög¬ 
licht“, so Röttgers weiter. 

Der ökologische Fußabdruck 

Berechnet wird der Tag, an dem die 
Erdüberlastung erreicht wird, jedes 


Jahr vom Global Footprint Network 
und soll die ökologischen Grenzen 
des Planeten verdeutlichen. Dabei 
wird der gesamte Bedarf an nutzba¬ 
ren natürlichen Ressourcen von Wäl¬ 
dern, Flächen, Wasser, Ackerland und 
Lebewesen, den die Menschen derzeit 
für ihre Lebens- und Wirtschaftswei¬ 
se brauchen, der biologischen Kapazi¬ 
tät der Erde, Ressourcen aufzubauen 
sowie Abfälle und Emissionen aufzu¬ 
nehmen, gegenübergestellt. Auf die¬ 
se Weise zeigt sich dann, ab wann die 
Erde sich im „ökologischen Defizit“ 
befindet, also mehr Ressourcen ver¬ 
braucht wurden, als die Erde nach¬ 
haltig zur Verfügung stellen kann. Al¬ 
les, was nach diesem Tag verbraucht 
wird, wächst entweder nicht nach 
oder kann nicht von der Erde kom¬ 
pensiert werden. 

Die ursprüngliche Methode zur 
Berechnung des ökologischen Fuß¬ 
abdrucks wurde 1990 von Mathis Wa¬ 
ckernagel und William Rees an der 
University of British Columbia ent¬ 
wickelt. Dabei fließen über 6.000 Da¬ 
tenpunkte pro Land, Kopf und Jahr in 
die Berechnung ein. So ist es möglich, 
für einen Großteil der Länder und 
Regionen den Fußabdruck von 1961 
bis heute nachzuzeichnen. 

Wie die Berechnung funktioniert, 
sei an dem Beispiel der Emissionen 
von Kohlendioxid dargestellt. Auf 
der einen Seite wird der gesamte 
C0 2 -Ausstoß in einem Land durch 
Verbrennung fossiler Energieträger, 
wie Kohle, Öl und Gas, aber auch 
Holz sowie die C0 2 -Belastung durch 
importierte Güter zusammengerech¬ 
net. Auf der anderen Seite steht die 
Waldfläche, die benötigt wird, um das 
Kohlendioxid zu binden. Die Emissi¬ 
onen, die von den Ozeanen aufge¬ 
nommen werden, werden davon ab¬ 
gezogen. Beide Seiten werden mitei¬ 
nander verrechnet und ergeben den 
C0 2 -Fußabdruek, der inzwischen der 
größte Faktor im gesamten ökologi¬ 
schen Fußabdruck ist. 

Das Global Footprint Network er¬ 
fasst mit seiner Berechnungsmethode 
die nachwachsenden Rohstoffe. Der 
Verbrauch von mineralischen Roh¬ 
stoffen wird dagegen nicht erfasst, 
weil sie nicht regenerierbar sind. 
Einbezogen werden aber die Ener¬ 
gie und die Emissionen sowie natür¬ 
liche Materialien, die für den Abbau, 
Transport, Veredelung und Verarbei¬ 
tung fossiler Rohstoffe notwendig 
sind. Plastik oder giftigen Stoffen, 
die in der Produktion anfallen kön¬ 
nen (z.B. Quecksilber), aber nicht von 
biologischen Stoffkreisläufen aufge¬ 
nommen oder aufgespalten werden, 
kann ebenfalls kein direkter ökologi¬ 
scher Fußabdruck zugerechnet wer¬ 


den, obwohl diese Stoffe sehr wohl 
bereits erhebliche Umweltprobleme 
hervorrufen. 

Deutschlands Fußabdruck 

Deutschland liegt beim Verbrauch na¬ 
türlicher Ressourcen im oberen Vier¬ 
tel weltweit: Würde sich der deut¬ 
sche Lebensstil überall durchsetzen, 
bräuchten wir rund 2,6 Erden. Im glo¬ 
balen Vergleich liegt die Bundesrepu¬ 
blik auf Platz 34 von insgesamt 182 
Staaten. Besonders hoch ist die Belas¬ 
tung in den Bereichen der C0 2 -Emis- 
sionen (Rang 30), Ackerland (Rang 
15) und dem Verlust der Artenvielfalt 
durch bebaute Flächen (Rang 12). Um 
den gesamten Ressourcenverbrauch 
und Flächenbedarf zu decken, brauch¬ 
te Deutschland eine Fläche, die etwa 
2,1-mal so groß ist, wie die Bundesre¬ 
publik selbst. 

Konkret bedeutet das: In Deutsch¬ 
land ist der Ausstoß von Kohlendioxid 
pro Kopf auf 9,86 Tonnen im Jahr 2014 
gestiegen, 2013 waren es noch 9,4 Ton¬ 
nen. Zum Vergleich: Der weltweite 
Durchschnitt an Pro-Kopf-Emissio- 
nen lag 2013 bei 4,9 Tonnen. Soll das 
Zwei-Grad-Ziel bei der Erderwär¬ 
mung eingehalten werden, dürften 
bis 2050 nur noch zwei Tonnen Koh¬ 
lendioxid pro Kopf in die Atmosphäre 
gepustet werden. 

Alle Deutschen zusammen haben 
2014 rund 800 Millionen Tonnen Koh¬ 


lendioxid in die Luft geblasen. Dage¬ 
gen steht die Waldfläche, die Koh¬ 
lendioxid wieder bindet: Ein Hektar 
Wald in Deutschland bindet im Jahr 
etwa 10 Tonnen Kohlendioxid. Die 
gesamte Waldfläche beträgt allerdings 
nur 11,4 Millionen Hektar. Anders 
ausgedrückt: Wir pusten jeden Jahr 
rund 800 Millionen Tonnen Kohlen¬ 
dioxid in die Luft, aber nur 114 Mil¬ 
lionen Tonnen werden ihr durch die 
deutschen Wälder wieder entzogen. 

Studie des WWF 

Ähnlich wie die Organisatoren des 
Weltüberlastungstags argumentiert 
die Umweltorganisation World Wide 
Fund for Nature (WWF). Diese gab 
im Dezember den „Living Planet Re¬ 
port“ heraus, indem sie auch mit dem 
ökologischen Fußabdruck argumen¬ 
tiert. Dabei gelingt es dem WWF aber 
besser, zu zeigen, dass unser Lebens¬ 
stil nicht für alle Menschen möglich 
ist und unseren Planeten langfristig 
überlasten muss. 

Dem Ökologischen Fußabdruck 
steht laut WWF der Begriff der Bio¬ 
kapazität gegenüber. Dieser gibt das 
Vermögen der Natur wieder, nutzba¬ 
re Ressourcen hervorzubringen, Land 
für bebaute Flächen und zur Aufnah¬ 
me von Abfällen und Reststoffen wie 
etwa Kohlendioxid, bereitzustellen. 
Sowohl der Ökologische Fußabdruck 
als auch die Biokapazität werden in 


der Einheit „globaler Hektar“ (gha) 
angegeben. Er entspricht einem Hek¬ 
tar Land mit weltweit durchschnittli¬ 
cher Produktivität. 

Im Jahr 2010 betrug der globale 
Ökologische Fußabdruck laut WWF 
18,1 Milliarden globale Hektar oder 
2,6 gha pro Kopf. Dem stand die 
Biokapazität der Erde von 12 Mil¬ 
liarden gha oder 1,7 gha pro Kopf 
gegenüber. 

Fazit 

Das Wissen um die Probleme ist 
vorhanden. Es gibt durchaus auch 
Vorstellungen, wie diese Probleme 
gelöst werden könnten. Vor diesem 
Hintergrund ist es bedenklich, dass 
sich nur eine erschreckend kleine 
Zahl an Menschen an den Aktionen 
zum Erdüberlastungstag beteiligte. 
Selbst die Organisatoren scheinen 
sich immer noch Illusionen zu ma¬ 
chen, wer die Probleme lösen kann. 
So schrieb Germanwatch, man habe 
sich mit der Aktion vor allem an Po¬ 
litiker und andere Entscheidungs¬ 
träger wenden und sie für die Pro¬ 
bleme sensibilisieren wollen. Diese 
Mission ist gescheitert: Es ist nicht 
vorherzusehen, dass die breite Masse 
der Bevölkerung ihren Lebensstil in 
den nächsten Jahren radikal ändern 
wird. Woran das liegt, könnte Teil ei¬ 
ner Fortsetzung sein. 

Bernd Müller 


Neues aus dem 
Maschinenraum 


Und sieht dabei gut aus 


UZ Online geht an den Start - 

„Sieht schick aus!“ 

Ist „schick“ ein Attribut für eine Zeitung, die 
progressive Inhalte verbreiten will, die zur Mo¬ 
bilisierung beitragen will - für die Wochenzei¬ 
tung der DKP, für „unsere zeit“? 

Am 1. September, zum Weltfriedenstag, wer¬ 
den die neuen Webseiten unserer Zeitung unter 
www.unsere-zeit.de erreichbar sein. Und ich fin¬ 
de, sie sehen „schick“ aus. 

Leichtfüßig, angenehm, klar. „Form follows 
function“ in der Bauhaus-Interpretation: Den 
Leserinnen die Inhalte nahebringen, den Inhal¬ 
ten auf ihrem Weg helfen, Lesefreude bereiten - 
kurzum „schick sein“, nicht trotz, sondern wegen 
der Inhalte. Nur „schick sein“ wäre Form ohne 
Funktion. 

Zunächst wird die UZ im Wesentlichen ange¬ 
lehnt an die Druckausgabe (wiedererkennbar!) 
im Netz zu lesen sein. Wie genau, konnte man 
seit Anfang Juli bei einem „Blick durchs Schlüs¬ 
selloch“ (auf morgenhell.de) sehen. Aber „da ist 
noch mehr drin“. 


Im Hintergrund arbeitet eine Open-Source- 
Software für Zeitungsredaktionen. Schon jetzt 
kann man im Volltext im Archiv suchen (das 
nach und nach gefüllt wird) und natürlich wurde 
an die Handy-DarStellung und einen RSS-Feed 
gedacht. 

Die neue Internet-UZ wird sich in den nächs¬ 
ten Tagen, Wochen und Monaten - ach eigentlich 
immer - weiterentwickeln. Im Maschinenraum 
ist schon einiges für die Zukunft vorbereitet, die 
kurzfristige und die längerfristige. 

Verlag, Redaktion, Maschinenraum werden 
weiter tüfteln - Hinweise von Leserinnen dazu, 
was besser sein kann, was fehlt, was wünschens¬ 
wert sei, werden uns bei der Weiterentwicklung 
helfen. Und bei aller „Schickigkeit“ bleiben die 
Inhalte im Mittelpunkt: Die Internet-UZ wird 
Recherchemedium, Archiv und durch Querver¬ 
bindungen und Dossiers auch „Klick-durch-die- 
Welt“ sein, zum Verständnis derselben. 

Nur: „Gemach, gemach...“ meint ein Maschinist. 

Wiljo Heinen 
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SOZIALISTISCHE WOCHENZEITUNG - ZEITUNG DER DKP 
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KUlTUR HINTERGRUND 


INTERNATIONALE POLITIK THEMA DER WOCHE 
AKTION KOMMUNALPOLITIK 



INTEIMEW/KOIUMNE THEORIE & GESCHICHTE 

UZ-PRESSEFEST 2016 


< SH und hier: dt Wirtschaft & Soziales RiAtunfiki^.eruon auf Gewertschaftsfcangressen 


WIRTSCHAFT A SOZIAL LS 



Rüstungskonversion auf Gewerkschaftskongressen 

Plädoyer für eine Debatte mit den Beschäftigten 

Vor Anna Riegar | Ausgabe nwrt H.Xjfjst 2015 Ä 


AnTeiden (Onvw-Aöc) 

Themen: Gewtrkschattspolitik 


WIRTSCHAFT & SOZIALES 


BILDUNG? 


BERLIN? 


prekär? 


MÜDE? 


DER KAMPF GEHT WEITER 


.ROTER KÄFER* UNTERSTÜTZT KAMPAGNE DIR IG 
METALL 


DU GEWERKSCHAFT SCHLÄGT ZURÜCK 


RHEINMETAU BAUT SCOUT-PANZER FÜR 
. HOCHINTEN SIVC KAMPF EINSÄTZE* 


TOD EINER MULTI M1LUARDARJN 


Kolleginnen und Kollegen der beiden großen Gewerkschaften haben eine Anzahl von Anträgen zur 
Rüstungskonversion entwickelt. Auf den Kongressen von ver.di und IG Metall Im September bzw. 
Oktober werden sie beraten. Damit sie nicht in der Abstimmungsmaschinerie verschwinden, mus- 
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Geh mit mir ein Stück zusammen 
durch die Zeit, die uns gegeben 
Was ich bieten kann, ist wenig 
mir bedeutet es sehr viel: 

Bisschen Mut und viel Vertrauen 
Zuversicht und auch das Wissen, 
dass die Zukunft uns gehört, 

Dir und mir 

und allen Leuten, 

denen heute nichts gehört... 

(Miguel Rey) 

Diesen Weg muss ich nun ohne meinen geliebten 
Mann und Genossen 

Rolf waggershauser 

19.9.39- 17.8.2015 

weitergehen. Rolf verstarb nach langer Krankheit. 

Ulli Schmitz 


Nach langer Krankheit hat uns unsere Genossin 

Marie Götschl geb. Obergfell 

(Konstanz) 

für immer verlassen. Sie wurde fast 95 Jahre alt. 

Marie wuchs in einer antifaschistischen Familie auf, 
was nicht ohne Einfluss auf ihre Entwicklung blieb. 
Bereits mit 17 Jahren wurde sie zusammen mit ihrem 
Vater (Kommunist) zu einer halbjährigen Haftstrafe im 
Konstanzer Gefängnis verurteilt. Ihr Vater wurde wie¬ 
derholt inhaftiert, er starb 1945 im Zuchthaus Bran¬ 
denburg. 2007 wurde für ihn in Konstanz ein Stolper¬ 
stein verlegt. 

Marie behielt auch während des Faschismus ihre bis¬ 
herige Haltung. Nach 1945 engagierte sie sich in der 
KPD, blieb ihr in der Illegalität treu und trat 1968 sofort 
in die DKP ein. Sie beteiligte sich bei Unterschriften- 
Aktionen, bei Demos, bei der Kuba-Solidarität oder 
als Gemeinderats-Kandidatin. Marie war außerdem 
Mitglied derWN/BdA und selbstverständlich gewerk¬ 
schaftlich organisiert. Am 1. Mai und bei den jährli¬ 
chen Gedenkfeiern auf dem KZ-Friedhof in Birnau fehl¬ 
te sie fast nie. 

Marie war eine aufrechte, überzeugte Kommunistin. 
Wir werden sie nicht vergessen. 

DKP Bodensee 
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Griechenland und wir 


Lucas Zeise Die Währungsunion scheitert*Klaus 
Wagener Eine Veranstaltung auf Zeit - Zur 
Lage Griechenlands, der Eurozone und der 
Syriza-Regierung* Martin Seckendorf Hellas un¬ 
term Hakenkreuz* Frank Slijper Kanonen, Schul¬ 
den und Korruption - Rüstungsausgaben und 
Krise in Griechenland *Tibor Zenker Die Krise 
als Chance deutscher Vorherrschaft und die 
Bedingungen des Widerstandes* Interview mit 
Nikolas Theodorakis/PAME »Ein Weg aus der Krise 
zugunsten des Volkes» 

Weitere Themen u. a.: 

Frank Deppe Eskalation? Einige Überlegungen zur 
Debatte um die Einheitsgewerkschaft | Rainer 
Perschewski Tarifeinheitsgesetz - Im Dienste des 
Kapitals | Sigurd Mutiger Schuhindustrie: Einmal 
Vietnam und zurück? | Jürgen Maier TTIP - Kristal¬ 
lisationspunkt einer europäischen Bewegung | 
Kai Ehlers NATO, Russland, Ukraine - ein Versuch 

rote Linien zu erkennen | Phillip Becher .wo wir 

regieren - aber nicht die Macht haben .| Leo 

Kotier Der Standpunkt des »Vulgärmarxismus» | 
Arno Klönne Rüstungswirtschaft und Erneuerung j 
Stefan Leibold Zinskritik - eine Sackgasse der Ka¬ 
pitalismuskritik? | Wolfgang Bittner Wie unabhängig 
sind unsere Medien? - Das Beispiel Ukraine- 
Krise | Ludwig Elm Europäischer Gedenktag »23. 
August» - das falsche Datum | Klaus Wagener 200 
Jahre Waterloo | Winfried Wolf Machtkampf. Streik¬ 
recht. Solidarität. Zur Debatte um den Arbeits¬ 
kampf der GDL 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
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Blumen*für Stukenbrock 


70 Jahre nach der Befreiung vom Faschismus 


Mahn- und Gedenkveranstaltung zum Antikriegstag 
Sonnabend, 5. September 2015 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 
14.00 Uhr Friedhofsführungen 
15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: Hans Coppi (Vorsitzender der WN/BdA, Berlin) 


www.blumen-fuer-stukenbrock.de 
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Peter Mannherz 




BLINDFLUG? 


Wenn Sie immer genau wissen wollen, 
wohin Ihr Unternehmen steuert, dann sollten Sie 
das MannherzFührungsCockpit nutzen. 


Informieren Sie sich unter: www.stb-mannherz.de 



Einladung 

Theoretische Konferenz II 
zum Leitantrag des 21 . Parteitags 

„Die antimonopolistische Strategie der DKP 
in Zeiten von Kriegsgefahr, Neofaschismus 
und zunehmender sozialer Polarisierung" 

Samstag, 5. September 2015,11.00 bis 17.00 Uhr 

Kassel, Bürgerhaus, Holländische Straße 74 

Die Theoretische Konferenz II hat die Beratung und Präzisierung 
der im Leitantrag formulierten Überlegungen zur Strategie der 
DKP zum Ziel. Nach einer Einführung und Diskussion zur bishe¬ 
rigen Debatte um den Leitantrag im Plenum, finden folgende 
Arbeitsgruppen statt: 

„Antimonopolistische Strategie der DKP: 

Quellen, Entwicklung und neue Herausforderungen" 
Referent: Patrik Köbele 

„Arbeiterklasse und antimonopolistischer Kampf 
unter dem Druck von Prekarisierung, digitaler Revolution' 
und Standortlogik" 

Referent: Olaf Harms 

„Antimilitaristischer und antifaschistischer Kampf 
als Teil der antimonopolistischen Grundorientierung 
und der Strategie des revolutionären Bruchs" 
Referent: Hans-Peter Brenner 

Die Konferenz ist öffentlich. 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 10 Euro (ermäßigt 5 Euro). 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 



EINLADUNG ZUR DISKUSSIONSVERANSTALTUNG 

über die aktuellen Entwicklungen in und um Griechenland 
und die Position der DKP 

MIT PATRIK HOBELE (Bundesvorsitzender der DKP) 

An diesem Abend möchten wir über unsere Haltung zur Griechen landfrage, über die 
Politik der linken Regierungspartei SYRIZA, der Kommunistischen Partei (KKE) und 
der Gewerkschaftsfront PAME informieren und gemeinsam überlegen, wie wir hier 
in unserem Land weitere Solidarität mit dem griechischen Volk organisieren können. 


MONTAG, 7. SEPTEMBER 2015, 20.00 OHR 


Im Zentrum der Partei Die Linke 
Achtermannstraße 19 in Münster 

MÜNSTER 

w w w.dfcp-m uen ster.de Deutsche k-ommunhitrethe Partei 



Wnötljof Aycitlictf 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Früh- oder Sommertracht, 
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500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; ab 12 



Gläser (1 Karton) portofrei. Wir liefern 
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auch handgefertigte Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: Imkerei Trauth 02241/973111 
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E-Mail: camatra@ web.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Anzeigen bitte immer an info@unsere-zeit.de senden! 


Danke 

Mit dieser Anzeige möchte ich mich für die vielen Gra¬ 
tulationen, für die guten Wünsche und die schönen 
Geschenke anlässlich meines 80. Geburtstags herzlich 
bedanken. 

Meine liebe Karin, meine Kinder, meine Verwandten, 
Freundinnen und Freunde, Genossinnen und Genossen 
haben eine tolle Fete organisiert, sodass ich mit den 
zahlreichen Gästen gemeinsam in mein neues Jahr¬ 
zehnt feiern konnte. 

Das gibt mir Kraft auch in den kommenden Jahren wei¬ 
terhin für Frieden und Sozialismus einzutreten. 

Venceremos 
Paul Schnittker 


ä 

Herzlichen Dank allen, die mir am 49. Jahrestag 
des KPD-Verbotes zum 86. Geburtstag gratuliert haben. 

Grüße kamen von Santiago de Chile 
bis Domalice in Tschechien. 

Röthenbach/Peg. Erich Schreier 



Internationalistisches 

SOMMERFEST 


05 . 09.2015 


AB 14.00 UHR BIS 22.00 UHR 
PANKOW, OSSIETZKYSm 



DISKUS SIONEN ZU GEWERKSCHAFT, MIETEN, KRIEG 
AKTUELLE BUCHVORSTELLUNG AUS dem VERLAG WTLJO KEINEN 
„LA MIJLA SANTA“ die cumbia götter aus Berlin 
Singeklub „ENSEMBLE NIKOLAI BERSAKIN“ 
„MALCGM Z“ - DICHTER UND SÄNGER 
LIEDERMACHER DUO „ZWEIKLANG“ 
dud „STEINLANDFIRATEN“ igundermann-phogramm! 
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DOKUMENTATION 



»Gegen die imperialistischen Kriege« 

Vier-Parteien-Konferenz in Aachen zur 
Erinnerung an den Beginn des Ersten 
Weltkrieges vor 100 Jahren. Mit Beiträgen 
von Hans-Peter Brenner, Willi Hoffmeister, 
Uli Brockmeyer u.a. 

(A5,64 Seiten) 



-Uso 


Dto Wohnungsfrage 
ist eine 
Klassenfrage 



»Die Wohnungsfrage ist eine 
Klassenfrage« 

Wohnungs- und mietenpolitische Konfe¬ 
renz der DKP Mit Beiträgen von Wolfgang 
Richter, Klaus Lindner, Klaus Stein und Siw 
Mammitzsch. Mit einem Schlusswort von 
Patrik Köbele. 

(A5,64 Seiten) 


»Einheit in der Vielfalt« 

Gespräche mit 19 Kommunistischen 
Parteien Europas zu wichtigen Fragen un¬ 
serer Zeit, u.a. aus Spanien, Griechenland, 
Italien, Frankreich, Ungarn und Polen. 

Mit einem Vorwort von Günter Pohl. 

(A5,64 Seiten) 



»Kommunisten und Gewerkschaften« 

Grundlagen und aktuelle 
Herausforderungen 

Über Grundlagen, Kontinuität und neue 
Herausforderungen an unsere Gewerk¬ 
schaftspolitik. Mit zwei Beiträgen von 
Hans-Peter Brenner und Olaf Harms 
(A5,42 Seiten) 

»Tag der Befreiung vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter« 

Rolle und Aufgaben der Kommunistischen 
Partei im antifaschistischen Kampf damals 
und heute. Mit Beiträgen von Patrik Köbele, 
Anton Latzo, Michail Kostrikow, Nina Hager, 
Hans-Peter Brenner, Daniel Bratanovic, 
Jürgen Lloyd und Heinz Keßler 
(A5, 54 Seiten) 


Je Broschüre 3,- Euro plus Porto/Verpackung 


Zu beziehen über www.uzshop.de oder 
E-Mail info@unsere-zeit.de .Tel.:0201 17788923 
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Nicht richtig „zielführend“ 

Betr.: Thesen zur Theoretischen 
Konferenz II, UZ vom 21.8.2015, S. 13 

Die Thesen von Patrik Köbele und 
Hape Brenner finde ich nicht richtig 
„zielführend“; wie man jetzt wohl oft 
sagt. Das Beispiel der „prinzipiellen“ 
KKE einer- und der „lavierenden“ 
Syriza-Regierung in Athen anderer¬ 
seits inspirierte sie wohl zu noch ver¬ 
schärfter Abgrenzung gegenüber allen 
„EU-illusionsbehafteten“ Reformis¬ 
ten - während doch aber fast gleichzei¬ 
tig auch Artikel zum 80. Jahrestag des 
VII. Kongresses der Kommunistischen 
Internationale und speziell zu Dimit- 
roffs Faschismusanalyse erscheinen, 
u.a. von Herbert Mies in der UZ bzw. 
in der jungen Welt vom 20. August von 
Rainer Zilkenat. 

Wenn aber - wie es ja auch Wolf- 
Dieter Guddop auf der gleichen UZ- 
Seite tat - wir den Schwerpunkt heu¬ 
te erneut im Kampf gegen Krieg und 
Faschismus - also die sich gegenseitig 
bedingende extreme Gewalt der reak¬ 
tionärsten Kräfte des Monopolkapitals 
und seiner Bluthunde nach außen und 
innen - sehen müssten, dann kann man 
bei These 8 nicht so aufhören, wie hier 
geschehen - man muss zur Aktionsein¬ 
heit gegen diese beiden Gefahren auch 
mit den reformistischen Arbeitern und 
ihren Parteien sowie zur antifaschisti¬ 
schen Volksfront mit bürgerlich-antifa¬ 
schistischen Kräften wirklich nun auch 
theoretisch kommen. 

(Dass in der Praxis in den ersten 
Reihen der Demos usw. gegen den dro¬ 
henden Krieg und gegen den gleicher¬ 
maßen drohenden Rechtsterror Genos¬ 
sen der DKP stehen, muss nicht erwähnt 
werden - hier aber fehlt m.E. diese the¬ 
oretische Konsequenz.) 

Überhaupt frage ich mich, wie sich 
Parteiprogramm, „Antworten der DKP 
auf die Krise“ aus Sicht des 20. Parteita¬ 
ges, nun der Leitantrag und die Hand¬ 
lungsorientierung sowie diese Thesen 
konkret zueinander verhalten sollen - 
weniger wäre vielleicht mehr. Aber das 
ist schon sekundär gegenüber der neu¬ 
alten Gefahr der m.E. sektiererischen 
Falschbestimmung der politischen 
„Hauptkampflinie“ der DKP. 

Volker Wirth, Berlin 

Die „Krise Griechenlands“ 

Betr.: Thesen zur Theoretischen 
Konferenz II, UZ vom 21.8.2015, S. 13 

Patrik Köbele und Hans Peter Bren¬ 
ner schreiben in ihren Thesen in der 
UZ vom 21.8.2015 

„Die Krise Griechenlands ist auch 
eine Krise des europäischen Reformis¬ 
mus, des sog. „Reformkommunismus“ 
und des „demokratischen Sozialismus“. 
Das ist nicht nachvollziehbar. 

Worin besteht die „Krise Griechen¬ 
lands“? 

Sie besteht in einer humanitären 
Katastrophe, die durch das Spardiktat 


der hegemonialen kapitalistischen Eli¬ 
ten Europas verursacht wurde, sie be¬ 
steht aus nicht zurückzahlbaren Staats¬ 
schulden, die von den Vorgängerregie¬ 
rungen angehäuft wurden, und diese 
Krise besteht aus der gemeinsamen 
Politik griechischer und deutscher Ka¬ 
pitalvertreter, die das Land an den Ab¬ 
grund geführt haben. 

An dieser Krise waren weder der 
„europäische Reformismus“, noch der 
„sog. Reformkommunismus“ oder ein 
„demokratischer Sozialismus“ beteiligt, 
wie Köbele und Brenner unterstellen. 
In sofern kann die „Krise Griechen¬ 
lands“ nicht die des „Reformkommu¬ 
nismus“ sein, oder dessen, was Brenner 
und Köbele dafür halten. 

Syriza ist weder mit der Losung des 
„Reformkommunismus“ noch mit den 
anderen Attributen angetreten, die ihr 
da angedichtet werden. 

Aber offensichtlich ist inzwischen 
jede Verballhornung recht, um Syriza 
abwechselnd den Zeigefinger oder den 
Stinkefinger (G. Fülberth) zu zeigen. 

Auch die tolle Erkenntnis, dass 
„ohne vorherigen Sturz der Kapita¬ 
listenklasse und der Enteignung der 
Großindustrie und des Finanzkapi¬ 
tals“ Wirtschaftsdemokratie nicht mög¬ 
lich ist, geht am Problem vorbei. Denn 
ohne den Kampf um Wirtschaftsdemo¬ 
kratie noch innerhalb dieses Systems 
wie auch um Frieden, bezahlbare Mie¬ 
ten oder andere Forderungen des „eu¬ 
ropäischen Reformismus“ werden sich 
die Kräfte nicht formieren, die diesen 
notwendigen Bruch mit diesem System 
herbeiführen können. 

Die Position: Erst die Revolution, 
dann Demokratie, Frieden, Menschen¬ 
würde ... zeugt von einem recht selt¬ 
samen Verständnis gesellschaftlicher 
Prozesse. 

Walter Listl , München 

Antimonopolistischer Kampf 
oder Reformismus 

Betr.: Zur Leserbriefdebatte 

Für die Trennlinie zwischen kommu¬ 
nistischer Politik und der sozialdemo¬ 
kratischen Variante bürgerlicher Poli¬ 
tik entscheidend ist die Frage, was so¬ 
zialdemokratische Reformpolitik von 
antimonopolistischem Kampf unter¬ 
scheidet. Beide handeln politisch im 
bestehenden Kapitalismus, beinhalten 
Reformvorhaben, machen Menschen 
Hoffnungen auf eine bessere, lebens¬ 
wertere Zukunft. Hier liegen die Un¬ 
terschiede nicht. Wohl aber im dabei 
verfolgten politischen Ziel, in der dazu 
genutzten Strategie, in der damit ver¬ 
bundenen Klassenlinie. 

Die antimonopolistische Über¬ 
gangsvorstellung unseres Parteipro¬ 
gramms basiert auf der von der KI 
1935 entwickelten Volksfrontstrategie. 
Die darin verankerte Klassenlinie fasst 
unter Führung der Arbeiterklasse alle 
nichtmonopolistischen Klassen und 


Schichten bis hin zu entsprechenden 
Teilen des Kapitals auf Basis gemein¬ 
samer Interessen zu einem Kampf¬ 
bündnis gegen die imperialistischen, 
aggressiv-militaristischen, demokratie- 
und menschenfeindlichen, höchstprofit¬ 
orientierten Interessen des nationalen 
und internationalen Monopolkapitals 
zusammen. Dieses bekämpfen wir in 
diesen Bündnissen offen als Gegner, 
um seine Macht einzuschränken und 
die Voraussetzungen für einen revolu¬ 
tionären Übergang zum Sozialismus zu 
verbessern. Dazu mobilisieren wir die 
Menschen zum Kampf für ihre eigenen 
Interessen, nutzen die Kampferfahrun¬ 
gen für die Entwicklung von Klassen¬ 
bewusstsein, für die Gewinnung der 
Hegemonie für unsere sozialistische 
Perspektive und die Organisierung der 
bewusstesten Bevölkerungsteile in der 
KP. In diesen Kämpfen stellen Kom¬ 
munisten „die Eigentumsfrage als die 
Grundfrage jeder Bewegung“: „Der 
wesentliche Schritt muss die Überfüh¬ 
rung der Banken und Versicherungs¬ 
konzerne sowie der produktions- und 
marktbeherrschenden Konzerne in an¬ 
deren strategischen Wirtschaftsberei¬ 
chen in demokratisch kontrolliertes öf¬ 
fentliches Eigentum sein.“ 

Nichts davon in Syrizas politischer 
Praxis: Antimonopolistische Strategie? 
Forderungen nach Enteignung? Orga¬ 
nisation von Massenkämpfen? Wenigs¬ 
tens höhere Steuern für die Monopole? 
Denkste! Stattdessen wurde das natio¬ 
nale Monopolkapital absolut in Ruhe 
gelassen und mit dessen internationalen 
Vertretern über ein wenig keynesiani- 
schen Freiraum bei der Herstellung von 
mehr kapitalistischer „Wettbewerbsfä¬ 
higkeit“ verhandelt. Burgfriedenspoli¬ 
tik und Kooperation mit dem Monopol¬ 
kapital statt Volksfront und antimono¬ 
polistische Strategie, wie sie die KKE 
verfolgt. „So ähnlich“ ist da gar nichts. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

De todo corazon 

Betr.: Geburtstagsgrüße 

Zum 89. Geburtstag unseres wertvol¬ 
len Humanisten, Internationalisten, re¬ 
volutionären Genossen FIDEL CAS¬ 
TRO gratulieren wir „de todo corazon“ 
(„von ganzem Herzen“) nachträglich 
und wünschen weiterhin gute Gesund¬ 
heit für viele, viele Jahre! 

Fidel, 2015: „Ich glaube weiterhin fest 
daran, dass eine bessere Welt möglich 
ist.“ 

Falk Moldenhauer ; Bochum/ 
Volker Brecht , Lüdenscheid / 
Uwe Moldenhauer ; Altena/ 
Daslelys Merino-Torres Cuba 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SO ★ 30. AUC 


Dortmund: „Bombenstimmung“, Veran¬ 
staltung der DKP Dortmund mit der Anti¬ 
kriegsrevue des Essener DKP-Frauenar- 
beitskreises. Bezent Zentrum, Münster¬ 
straße 56,16.00 Uhr. 


MO ★ 31. AUG 


Marburg: „Wie weiter mit der Ukraine?“ - 
Referent: Reinhard Lauterbach (Poznan). 
Veranstaltung anlässlich des 1. Septem- 
ber—Antikriegstag. Veranstalter MR: SDAJ 
Marburg/Gießen, DKP Marburg-Bieden¬ 
kopf, DGB Marburg-Biedenkopf. 31. Au¬ 
gust, 19.00 Uhr, DGB-Haus Marburg, 
Bahnhofstraße 6 


Dl ★ 1. SEPT 


Gießen: „Wie weiter mit der Ukraine?“ - 
Referent: Reinhard Lauterbach (Poznan). 
Veranstaltung anlässlich des 1. Septem¬ 
ber - Antikriegstag. Veranstalter MR: 
SDAJ Marburg/Gießen, DKP Marburg- 
Biedenkopf, DGB Marburg-Biedenkopf. 
19.00 Uhr, Kongresshalle Gießen_ 

Schweinfurt: Einladung zum Grup¬ 
penabend. Infostand der DKP zum Welt¬ 
friedenstag am Georg-Wichtermann-Platz 
in Schweinfurt, 17.00 Uhr_ 

Fellbach: DGB Fellbach: Mahn-, Gedenk- 
und Friedensaktion „Nie wieder Faschis¬ 
mus! Kriege beenden!“, beim Friedens¬ 
baum, zwischen Schwabenlandhalle und 
Schillerstraße 26, 18.00 Uhr. Anschlie¬ 
ßend: Referat und Diskussion „Fluchtur¬ 
sachen bekämpfen - Nicht Flüchtlinge“. 
Referent: Thomas Mickan, Beirat Informa¬ 
tionsstelle Tübingen (IMI), AW0 Fellbach, 
Gerhart-Flauptmann-Straße 17,19:00 Uhr 

Wuppertal: Das Ensemble „Projektgruppe 
Ernst Toller“ präsentiert 10 Szenen im Rah¬ 
men einer Lesung - Leitung: Dr. Dirk Krüger. 
Bertolt Brecht: „Furcht und Elend des Dritten 
Reiches“ City-Kirche Elberfeld, Kirchplatz 
2,19.00 Uhr 


SO ★ 6. SEPT 


Duisburg: „Stellung von Marxisten zur 
Nation“ - Vortrag und Diskussion im Rah¬ 
men der Reihe „Marx in Marxloh“ des Frei¬ 
denkerverbandes, 11.00 bis 13.00 Uhr in 
47169 Duisburg, Kaiser-Wilhelm-Straße 
284 - Jugend- und Kulturzentrum 

Hamburg: Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945. Veranstal¬ 
ter: Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichts- 
werkstatt e.V. Führung durch die erweiterte 


Dauerausstellung in den letzten erhaltenen 
ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken Ham¬ 
burgs, Lager Kowahl+Bruns, Wilhelm-Raa- 
be-Weg 23, nahe S.Bahn Flughafen (mit 
Filmvorführung), 14.00 bis 17.00 Uhr 


MO ★ 7. SEPT 


Hamburg: Krieg und Frieden. Amerikas 
Bombe - 70 Jahre nach Hiroshima und Na¬ 
gasaki. Geschichte und Gegenwart. - Öf¬ 
fentliche Veranstaltung der DKP-Nordgrup- 
pe Fuhlsbüttel-Langenhorn im Bürgerhaus 
Langenhorn, Tangstedter Landstraße 41 
(gegenüber U-Langenhorn Markt), 19.00 
Uhr 


SO ★ 11. SEPT 


Hamburg: Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945. Veranstal¬ 
ter: Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichts- 
werkstatt e.V. Führung durch die erweiterte 
Dauerausstellung in den letzten erhaltenen 
ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken Ham¬ 
burgs, Lager Kowahl+Bruns, Wilhelm-Raa- 
be-Weg 23, nahe S.Bahn Flughafen (mit 
Filmvorführung), 14.00 bis 17.00 Uhr (Son¬ 
deröffnung zum Tag des offenen Denkmals) 


FR ★ 25. SEPT 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP. 
Stammheim (Film). Gabelsbergerstraße 1, 
DFG-VK Büro, Schweinfurt, 19.00 Uhr 


Karl-Liebknecht-Schule 

Übergänge zum Sozialismus - an¬ 
tiimperialistische und antimonopo¬ 
listische Etappen 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 

Sa. 29./So. 30. August 2015 

Referenten: Günter Pohl, Pablo Graubner, 
Phillip Becher 

Weitere Informationen und Anmeldung un¬ 
ter www.karl-liebknecht-schule.org 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Das Pressefestkonto 

DKP-Parteivorstand,GLS Bank Bochum 
Konto-Nr. 4002 487 501 / BLZ 430 60g 67 
IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GENODEMiGLS 
Verwendungszweck: Pressefest 2016 



Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 
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Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Von Musik bewegt 

Ferienlager der Roten Peperoni 


Meine progressive Woche 

Vom 15. bis 21. August 


Auch in diesem Jahr war ich wieder als 
Helfer und mit 64 Jahren „Lagerältester“ 
im Sommerferienlager der Roten Pepe¬ 
roni. Es fand mitten in Bayern statt. Im 
sehr schönen Urdonautal bei Wellheim, 
in der Nähe von Eichstätt, das ich so auch 
erstmals kennengelernt habe. Das Wet¬ 
ter hat in diesem Jahr gepasst. Nur am 
letzten Tag bekamen wir etwas Regen 
ab. Ansonsten war es eher etwas zu heiß. 
Aber es gab auf dem Platz auch schatti¬ 
ge Plätze. 

Diesmal waren es wieder etwas mehr 
Teilnehmer, insgesamt über 60 Personen: 
Kinder, Kleinkinder, Jugendliche und Er¬ 


se nahe einer Burgruine. Dort wurde im 
Freien übernachtet. Leider konnte we¬ 
gen Waldbrand-Gefahr kein Feuer ent¬ 
zündet werden. Dafür sah man die vielen 
Sterne und vor allem Sternschnuppen. Es 
war Sternschnuppenzeit. 

Zurück im unserem Zeltlager konnte 
man in AG‘s T-Shirts batiken. Die Mo¬ 
delliermasse Fimo stand hoch im Kurs 
und bot allen die Möglichkeit, die eige¬ 
ne Kreativität auszuleben. Aber auch in 
der Holz-AG entstanden wahre Kunst¬ 
werke. Die Sportwettbewerbe wurden, 
wie auch das Lager-Lied, auf der ersten 
Lager-Vollversammlung beschlossen. 



Erfrischung mit dem Wasserschlauch. 


wachsene. Leider konnten die griechi¬ 
schen Kinder aus Thessaloniki, die im 
letzten Jahr dank Soli-Spenden teilneh¬ 
men konnten, diesmal nicht mitkommen. 
Dafür waren erstmals Flüchtlingskinder 
aus Eritrea und Serbien mit dabei. Da ich 
wegen vielen anderen Aktivitäten keine 
Zeit hatte, die Vorbereitungswochenen¬ 
den zu besuchen, konnte ich nicht, wie im 
vergangen Jahr, eine inhaltliche Aufga¬ 
be wahrnehmen. Im letzten Jahr machte 
ich zusammen mit Jugendlichen die La¬ 
gerzeitung „Zebra“. Eine „Zebra“ gab es 
diesmal erst am letzten Tag als Magazin. 
Gemäß dem diesjährigen Motto „Musik 
bewegt“ startete dafür das Experiment 
Lagerradio. Es sendete zu bestimm¬ 
ten Zeiten, brachte inhaltliche Beiträ¬ 
ge, Interviews mit Kindern, verbreitete 
Nachrichten, überbrachte Grüße, spielte 
Wunschlieder ab und kommentierte das 
Geschehen beim Fußballturnier. 

Das diesjährige Jahresmotto war 
schon des öfteren vorgeschlagen wor¬ 
den. Hartnäckige Befürworter haben 
es, bisher vergeblich, jedes Jahr auf die 
Landesmitgliederversammlung und ins 
Planungswochenende eingebracht. Dort 
wird ganz demokratisch über das The¬ 
ma des nächsten Jahres abgestimmt. Wie 
wurde dieses Thema nun in einer sozia¬ 
listischen Kinder Organisation angegan¬ 
gen? Ich war gespannt. Zum Einstieg gab 
es ein Quiz. Es wurde Musik aus Werbe¬ 
spots gehört und man musste raten, zu 
welcher Werbung es gehört. Dann wurde 
darüber geredet, wie Musik in der Wer¬ 
bung uns beeinflusst. Einige Tage spä¬ 
ter ging es um Protestbewegungen und 
ihre Lieder. Die Kindergruppen unter¬ 
suchten Lieder, die sich mit der sozialen 
Gerechtigkeit befassten, sowie der Frie¬ 
dens-, Umwelt-/Anti-AKW-Bewegung 
und der Antifa. Die Lieder wurden an¬ 
gehört und besprochen. Wer hat sie für 
wen und warum geschrieben? Wer hat 
sie gesungen? Warum singen wir diese 
Lieder, die vor Jahrzehnten entstanden 
sind, noch immer? Daraus entstanden 
Radiobeiträge, Plakate zu den Liedern 
(„Baggerführer Willibald“) und neue 
Sprüche zu Protestaktionen. Im dritten 
Teil gab es eine Musikalische Weltreise. 
Es wurden afrikanische Trommeln und 
lateinamerikanische Panflöten gebastelt, 
irische und südamerikanische Tänze ein¬ 
studiert und gemeinsam Sirtaki getanzt. 

Beim inhaltlichen Höhepunkt - eine 
abendfüllende Veranstaltung - zeigten 
dann alle Gruppen ihre gewonnenen Er¬ 
kenntnisse in Form von Sketchen, neu¬ 
en Songs und Tanz Vorführungen. Ne¬ 
ben dem Thema kamen aber auch Spiel, 
Spaß und Sport und Abenteuer nicht zu 
kurz. Gleich in den ersten Tagen ging 
es hinaus in die Natur. Eine ganztägige 
Wanderung, - unterbrochen von vielen 
Pausen - ging es meist durch kühle Wäl¬ 
der ins „Turi-Lager“. Diesmal eine Wie¬ 


Es gab ein Volleyball- und ein Fußball¬ 
turnier sowie Federball und Tischtennis. 
Nur die Schachfreunde mussten wieder 
mal ohne Wettkampf ihr Können messen. 
Beim sogenannten Sporttag, der wie je¬ 
des Jahr mit sportlichen, lustigen, kniffli¬ 
gen und kreativen Aufgaben aufwartete, 
kam jeder auf seine Kosten. So musste 
man z.B. durch ein aus Seilen gebautes 
Spinnennetz klettern oder Wasserbom¬ 
ben durch Werfen und Fangen zu einem 
Eimer transportieren. Natürlich gab es 
auch wieder Geländespiele, eine Nacht¬ 
wanderung und das Vampirspiel. 

Der „Tages-Ausflug“ ging zu einem 
Badesee, denn leider gab es in der Nähe 
nur ein kleines Vereins-Schwimmbad 
ohne Allgemeinzugang. Traditionell gibt 
es an einem Abend das „Pepo-Buffet“. 
Dafür wird einen ganzen Nachmittag von 
allen gekocht, gebacken, Salate angerich¬ 
tet und Nachspeisen produziert. Mitma¬ 
chen und mitgestalten ist angesagt. Jede 
Gruppe hat z.B. die Möglichkeit, in Ab¬ 
sprache mit der Küche, ihr Lieblingses¬ 
sen für alle zu kochen. 

Als diesjähriges Soli-Projekt wur¬ 
de ein Krankenhaus in Pinar del Rio in 
Cuba ausgesucht. Hilde und Reiner von 
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Höhle auf dem Weg zum „Turi“-Lager. 


der Frendschaftsgesellschaft aus Stutt¬ 
gart haben in den letzten Jahren schon 
viele Spenden dafür gesammelt und 
wichtiges Operationsbesteck gekauft. Sie 
stellten uns das Land Kuba, seine Men¬ 
schen und das Krankenhaus, das auch 
eine große Kinderabteilung hat, an ei¬ 
nem Abend vor. Es wurde beschlossen, 
dass der Erlös unseres „Kioskes“ - dort 
konnte man sein Taschengeld in Süßig¬ 
keit umsetzen - hierfür gespendet wird. 

Es waren zwei schöne Ferienlager¬ 
wochen. Viele freuen sich schon auf die 
Herbstfreizeit. Wer mit will oder sich 
sonst für die Arbeit der Roten Pepero¬ 
ni interessiert, informiert sich am besten 
auf www.rotepeperoni.de. 

Gustl Ballin 


Mittwoch 

Offiziell dürfen sie nicht einmal die 
Krätze behandeln, die in vielen Flücht¬ 
lingslagern angesichts von Raumnot und 
mangelhafter Hygiene herrscht - die 
zahlreichen Ärztinnen und Ärzte unter 
den Geflüchteten. 

Hier greift nicht nur das allgemeine 
Arbeitsverbot für Asylbewerber, son¬ 
dern speziell der komplizierte Zugang 
für Ärzte und Fachärzte mit ausländi¬ 
schen Qualifikationen. 88 Seiten umfasst 
eine diesbezügliche Broschüre des Bun¬ 
desamtes für Migration und Flüchtlinge. 
Darin wird einerseits festgestellt, dass es 
einen Mangel im Bereich von 35 000 bis 
70 000Ärzten gibt, während andererseits 
nur ein Drittel aller ausländischen Ärzte 
die Berufs Zulassung erhalten, um die sie 
sich bemühen. Diese wird außerdem nur 
regional und fachbezogen erteilt. 

Vor einiger Zeit kannte ich einen 
Genossen Arzt aus Nicaragua, der jah¬ 
relang nur nachts im Rettungsdienst 
arbeiten durfte. Das Einsammeln der 
Leichen auf den Autobahnen rund um 
Köln war deutschen Ärzten dagegen im¬ 
mer nur wochenweise im Rahmen ihrer 
Facharztausbildung zuzumuten. 


Donnerstag 

Seit beinahe 20 Jahren schweigt BLÖD 
zu der Frage, was eigentlich passiert, 
wenn Frauen Viagra (die Potenzpille 
für Männer) nehmen. Nun endlich bil¬ 
det man sich eine Meinung. 

Anlass ist die Zulassung einer Pille 
für Frauen, die deren Lust steigern soll. 
Beim durchschnittlichen männlichen 
BLÖD-Redakteur löst das anscheinend 
die Assoziations-Kette Frau-Lust-Be- 
drohung-(meine) Potenz-Versagen aus. 
Im Zuge einer Üb er Sprungsreaktion 
führt das zu der „naheliegenden Frage“ 
was eigentlich passiert, wenn Männer 
die „Lustpille“ für Frauen nehmen. Ge¬ 
dacht, gefragt geantwortet, heute veröf¬ 
fentlicht: „Nimmt ein Mann also diese 
Pille, bewirkt das statt Lust wohl eher 
Frust: in Form von Schwindel, Müdig¬ 
keit, vielleicht sogar Verstopfung.“ Den 
Namen des Auskunft gebenden Me¬ 
diziners lassen wir hier weg. „Schwin¬ 
del, Müdigkeit, Verstopfung“; Potenz 
klingt anders. Das entschuldigte Ego des 
BLÖD-Redakteurs atmet durch. 

Wir kehren zurück zur Ausgangs- 
frage, die mit 20-jähriger Verspätung 
nun auch gestellt wurde; bei Frauen, die 


(irrtümlich) Viagra schlucken, passiert 
nichts - nach Auskunft des (von uns) 
nicht genannten Mediziners. Entwar¬ 
nung auf der ganzen Linie also. 

In den Betten der BLÖD-Redak- 
teure werden wir zukünftig immer öfter 
den Satz hören:„Schatz, heute nicht, ich 
glaub \ ich hab Verstopfung“ 

Freitag 

Die Nachrichten aus den USA über staat¬ 
liche Gewalt gegen Afroamerikaner reißen 
nicht ab. In dieser Woche starb ein 18-jäh- 
riger bei einem Polizeieinsatz in St. Lou¬ 
is und der 30-jährige Samuel Harr eil in 
einem Gefängnis bei New York City. Sa¬ 
muel hatte eine psychische Erkrankung 
und nahm irrtümlich an, dass seine Strafe 
abgelaufen sei. Beim folgenden Konflikt 
stellten 15-20 Wärter ihn „ruhig“ Unter 
anderem, indem sie ihn gefesselt die Trep¬ 
pe hinunterwarfen. 

Solche Vorfälle müssen auch vor dem 
Hintergrund des privatisierten US-Ge- 
fängnissystem begriffen werden. Möglichst 
viele Gefangene zu möglichst geringen 
Kosten. Rassismus ist vor allem ein Pro¬ 
blem des real existierenden Kapitalismus. 

Adi Reiher 


Kein „Werbegag für Coca-Cola“ 

Der griechische Olympiafeuer-Boykott 1984 



Der IOC-Präsident - bekanntlich seit 
einiger Zeit der Bundesdeutsche Tho¬ 
mas Bach - hat enorme Freude bekun¬ 
det, das sich Los Angeles um die Olym¬ 
pischen Sommerspiele 2024 beworben 
hat. Die Millionenstadt war bekannt¬ 
lich schon zweimal Gastgeber der Spie¬ 
le: 1932 und 1984. Beim ersten Mal ver¬ 
hinderte die Stadt den Untergang der 
Spiele, weil kaum jemand während der 
Weltwirtschaftskrise Geld für Olympia 
hatte und beim zweiten Mal sorgte Los 
Angeles dafür, dass die Spiele an den 
Rand des Abgrunds gerieten, weil man 
sie „privatisierte“ und dabei Millionen¬ 
gewinne erzielte. 

Die damals geltende IOC-Charta 
schrieb vor, dass das IOC einen Ver¬ 
trag mit der Regierung des Gastgeber¬ 
landes oder zumindest mit der Stadt¬ 
verwaltung des Austragungsortes ab¬ 
zuschließen hat, der die Finanzierung 
der Spiele garantiert. Los Angeles 
aber hatte sich geweigert, dem IOC 
einen solchen Vertrag auszuhändigen 
und präsentierte stattdessen als „Ga¬ 
rantiepartner“ ein privates Kommerz¬ 
unternehmen. Wie hemmungslos die 
Vermarktung war, offenbarte bereits 
der traditionelle Fackellauf. Wer 3 000 
Dollar bezahlte, durfte die Fackel eine 
Meile tragen. Das bewog auch die be- 
rüchtigsten Gangster des Landes, sich 
als Fackelläufer feiern zu lassen. Das 
Geschäft erwies sich als einträglich: 
22 500 Kilometer waren zurückzulegen 
und das ergab summa summarum 67,5 
Millionen Dollar. 

Allerdings: Ehe der Fackellauf ge¬ 
startet werden konnte, musste das Feu¬ 
er im antiken Olympia entzündet wer¬ 
den; und die Griechen weigerten sich 
strikt, die Zeremonie und die Tradition 
zu „verkaufen“. In den USA verbreitet 
man heute noch, dass die Weigerung 
dem kommunistischen Bürgermeister 
von Olympia zuzuschreiben sei, tat¬ 
sächlich opponierte ganz Griechen¬ 
land. Die Schauspielerin Aspasia Pa- 
pathanasiou, die alle vier Jahre im Ge¬ 
wand einer Hohepriesterin das Feuer 
zu entzünden pflegte, begründete ihre 
Weigerung, für Los Angeles das Feu¬ 
er zu entzünden mit den Worten: „Wir 
werden nicht zulassen, dass das Feuer, 
an dem auch die Kinder Hiroshimas 
ihre Gedenkkerzen entzündet haben, 
in einen Werbegag für Coca Cola um¬ 
funktioniert wird.“ 

Endlosen Verhandlungen zwischen 
Amerikanern und Griechen ende¬ 
ten ergebnislos. Die Gefahr, dass man 
in Los Angeles ohne das olympische 
Feuer auskommen müsste, schien nicht 
mehr abzuwenden. Die US-Amerika- 
ner begannen heimlich in Griechen¬ 
land Freiwillige anzuwerben, die ge¬ 
gen Dollargage das Feuer von Olympia 


nach Athen tragen sollten. Der griechi¬ 
sche Leichtathletikverband reagierte 
augenblicklich: „Jeder Läufer, der sich 
daran beteiligt wird auf Lebenszeit dis¬ 
qualifiziert.“ 

Schließlich wurde das Feuer ohne 
jegliches Zeremoniell von Yankee-Ma¬ 
nagern entzündet, und die US-amerika¬ 
nische Luftwaffe flog es von einem Mi¬ 
litärflughafen mit einem Armee-Hub¬ 
schrauber nach Athen und von dort in 
die USA. 

Nachdem die Los-Angeles-Mana- 
ger mit den Spielen Fabel-Gewinne er¬ 
zielt hatten, kamen Bewerber in Scha¬ 
ren, aber bald ging das Super-Geschäft 
zu Ende, weil zu viele zu viel verdie¬ 
nen wollten. Die Absagen häuften sich. 
Darunter war auch Boston und als sich 
nun Los Angeles anmeldete, jubelte der 
IOC-Präsident. Angeblich seien die 
USA „dran“, obwohl 2016 die Spiele in 
Rio de Janeiro, also auf dem amerika¬ 
nischen Kontinent stattfinden. 


Die sozialistischen Länder waren - 
bis auf das dafür gut honorierte Rumä¬ 
nien - bekanntlich 1984 nicht am Start 
und noch heute wird behauptet, dass 
dies die „Revanche“ für den Boykott 
der Moskauer Spiele war. Tatsächlich 
deuten viele Fakten darauf hin, dass 
die nur 86 Tage nach den Spielen ab¬ 
gehaltenen Präsidentschaftswahlen 
manchen Schritt Washingtons erklären. 
Nachdem in Montreal 1976 die DDR 
in der Medaillenwertung vor den USA 
lag, hatte Präsident Ford eine Untersu¬ 
chungskommission eingesetzt, die ei¬ 
nen 900-seitigen Bericht über die Ur¬ 
sachen dieser Niederlage abgeliefert 
hatte. Dass zum Beispiel den DDR- 
Piloten untersagt worden war, einen 
Probeflug nach Los Angeles zu absol¬ 
vieren, gehörte zu den vielen Hürden, 
die die USA montiert hatten und die 
am Ende zur Absage führten. Die DDR 
existiert nicht mehr - also kann Thomas 
Bach sich freuen ... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Die Fälscher, D/A 2007 

Der oscarprämierte Spielfilm basiert 
auf den Erinnerungen Adolf Bur¬ 
gers über die Geldfälschungsaktion, 
die die deutschen Faschisten unter 
dem Decknamen „Aktion Bernhard“ 
durchführten. Im KZ Sachsenhausen 
mussten Häftlinge im großen Stil bri¬ 
tische Pfund und US-Dollar fälschen. 
Sa., 29.8., 20.15-21.45 Uhr, 3sat 

Ostrock - die größten Hits 

„Unter der Haut“ von City, „Ver¬ 
dammt“ von Wolfgang Ziegler, 
„Die wilde Mathilde“ von Silly, der 
„Glastraum“ von City, „Der Spie¬ 
ler“ von Jessica - alles große Hits der 


DDR-Pop- und Rockmusik aus den 
80ern. Diese und andere bekannte 
Songs werden präsentiert. 

Sa., 29.8., 22.35-1.05 Uhr, mdr 

Casablanca, USA 1942 

„Der“ Kultfilm war vor allem eins - 
antifaschistisch. 

So., 30.8., 20.15-21.45 Uhr, arte 

Illusion von der Chancen¬ 
gleichheit, D 2015 

Immer noch entscheidet der Geld¬ 
beutel der Eltern über Verlauf von 
Ausbildung und Karriere. 

Mo., 31.8., 22.45-23.30 Uhr, ard 









